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Präsident Dr. Dr. Rundhammer eröffnet die Sit
zung um 9 Uhr. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich eröffne die 
134. Vollsitzung des Bayerischen Landtags. 

Der Schriftführer verliest das Verzeichnis der für 
die heutige Sitzung entschuldigten oder beurlaub
ten Mitglieder des Hohen Hauses. 

Gräßler, Schriftführer: Nach Artikel 5 Absatz 2 
des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind entschul
digt oder beurlaubt die Abgeordneten Dr. Anker
müller, Bachmann Georg, Behringer, Dr. Bungartz, 
Demeter, Demmelmeier, Eberhard, Dr. Eckhardt, 
Geiger, Dr. Huber, Kraus, Dr. Müller, Strohmayer, 
Wimmer. 
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I. Ordnung. - Dieser Antrag wird zweckmäßiger
weise zunächst dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Verkehr zugeteilt. - Das Hohe Haus ist damit 
einverstanden. 

Der Präsident des Senats teilt mit, daß gegen 
folgende vom Landtag beschlossene Gesetze keine 
Erinnerungen erhoben werden: 
1. Drittes Gesetz über Zins- und Tilgungszuschüsse 

des bayerischen Staates; 
2. Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Be

soldungsrechts. 

Bevor iCh den ersten Punkt der Tagesordnung, 
Mündliche Anfragen gemäß § 44 Absatz 2 der Ge
schäftsordnung, aufrufe, erteile ich dem Herrn Ab
geordneten Haußleiter, der sich zur Geschäftsord- · 
nung gemeldet hat, das Wort. 

Haußleiter (fraktionslos): Hohes Haus, meine Da
men und Herren! Ich muß leider einen Punkt zur 
Geschäftsordnung zur Sprache bringen, bevor wir 
in die Beratung eintreten. 

Im ·Juni vorigen Jahres haben wir einen Antrag 
gestellt auf Stellungnahme der Staatsregierung zur 
Frage des Generalvertrages· und des Europaver
trages im Bundesrat. Dieser Antrag ist bis heute 
noch nicht zur Beratung gekommen. Der Herr Mi
nisterpräsident hat im Bundesratsausschuß als Ter
min für die Beratung den September vorigen Jah
res angegeben. Ich muß nu·n das Hohe Haus bitten, 
diesen Punkt zu erörtern, bevor die Entscheidung 
im Bundesratsausschuß gefallen ist. Sonst entsteht 
nämlich der unglückliche Eindruck, als würde hier 
ein Antrag bewußt einfach deshalb nicht behandelt, 
weil er der Regierung offenbar unangenehm ist. 

Ich habe die Frage schon einmal im Hohen Hause 
zur Debatte gestellt. Die Termine sehen folgender
maßen. aus: Die Beratung im Bundestag über die 
beiden Verträge ist auf den 19. und 20. März fest
.gesetzt. Der Herr Ministerpräsident von Baden
Württemberg hat erklärt, die Abstimmung im Bun
desratsausschuß sei etwa 14 Tage später. Ich 
halte es für absolut notwendig, daß die Anträge 
vorher hier beraten werden. Da ja auch Fraktionen 
dieses Hohen Hauses Erklärungen, zum Teil sogar 
gegen ihren Bundesvorstand, in dieser Frage abge
geben haben, ist es um so notwendiger, die Regie
rung durch einen konkreten Antrag zu veranlas
sen, ihre Stellungnahme im Bundesrat vor dem 
bayerischen Parlament zu präzisieren. Das baye
rische Volk erwartet, daß die Regierung ihren Ent
schluß auch vor dem Parlament begründet. Deshalb 
haben wir den Antrag gestellt. Ich muß darum 
bitten, vor der Abstimmung im Bundesrat unsere 
Anträge im Plenum zur Debatte zu bringen, weil 
sonst die Anträge einfach nicht behandelt worden 
sind, und das ist meiner Ansicht nach auch nach der 
Geschäftsordnung unmöglich. 

Präsid.ent Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herren! Das Landtagsplenum behandelt Anträge 
und nimmt zu ihnen in der Regel nur Stellung, 
wenn sie der zuständige Ausschuß vorberaten hat. 
Die Festsetzung des Termins für die Beratung im 

Ausschuß ist Sache des Ausschußvorsitzenden, even
tuell Angelegenheit einer Vereinbarung im Älte
stenrat. Ich schlage vor, daß sich mit dem eben ge
stellten Antrag auf dringliche Behandlung der 
Ältestenrat befaßt. 

Zum Wort meldet sich der Herr Abgeordnete 
Stock; ich erteile ihm das Wort. 

Stock (SPD): Meine Damen und Herren! Da der 
Herr Präsident den Ausschußvorsitzenden zitiert 
hat, muß sich dieser auch verteidigen. Ich habe als 
Vorsitzender des Ausschusses schon zweimal den 
Herrn Ministerpräsidenten gebeten, sich bereitzu
finden,- dem. Ausschuß eine Erklärung über die 
EVG-Verträge und auch über den Sonnemann-Plan 
im Hinblick auf die Stellungnahme im Ausschuß 
für Bundestagsangelegenheiten abzugeben. Ich habe 
es· ihm überlasse·n, den Termin zu bestimmen, weil 
ich ja nicht über die Zeit des Herrn Ministerpräsi
denten verfügen kann. Nachdem ich bis heute noch 
keine Antwort erhalten habe, liegt es, Herr Präsi
dent, nicht am Vorsitzenden des· Ausschusses. 

· Präsident Dr. H-undhammer: Für die Staatsregie
rung nimmt das Wort der Stellvertreter des Mini
sterpräsident.en, Herr Staatsminister :Qr. Hoegner. 

Dr. Hoegner, stellvertretender Ministerpräsident: 
;Meine Damen und Herren! Die Stellungnahme 
Bayerns in Bonn erfolgt nach Beschlußfassung · 
durch den bayerischen Ministerrat. Der Minister
rat hat zu den EVG-Verträgen noch nicht Stellung 
genommen. Er wird das tun, sobald die Entschei-
dung im Bundestag gefallen ist, · 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich schlage vor, dem 
Rechnung zu tragen und von einer Beratung jetzt 
im Plenum Abstand zu nehmen. 

Der Herr Abgeordnete Haußleiter meldet sich 
nochmals zum Wort. Ich erteile ihm das Wort zur 
Geschäftsordnung. 

Haußleiter (fraktionslos): Hohes Haus! Meine Da
men und Herren! Unsere Anträge beziehen sich 
darauf, daß der Landtag der bayerischen Staats
regierung eine bestimmte Richtung für ihre Ent
scheidung nahelegen soll. ICh kann also geschäfts
ordnungsmäßig das Argument des Herrn stellver
tretenden Ministerpräsidenten nicht anerkennen. 
Es ist nicht so, daß die bayerische Staatsregierung 
sich entschließen und dann ihre Beschlüsse dem 
Hohen Hause mitteilen soll. Vielmehr ist es so, daß 
- und das ist bei 30 bis 40 Prozent unserer An
träge hier im Landtag üblich und der Fall - die 
bayerische Staatsregierung ersucht werden soll, 
eine bestimmte Haltung in dieser Frage einzu
nehmen. Es wäre infolgedessen sehr gut, wenn der 
Ministerrat nicht sagen würde: Wir~ beschließen 
und teilen dann unseren Beschluß dem Hohen 
Hause mit. Der Ministerrat sollte vielmehr die 
Meinung des Hohen Hauses erforschen und fest
stellen und darin seine Beschlüsse fassen. Das wäre 
der richtige Weg und der Ministerrat wäre dann 
auch in einer nachdrücklicheren Weise für seine 
Abstimmung autorisiert. Der Ministerrat macht 
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juristisch geltend, er sei in der Abstimmung im 
Bundesrat frei. Ich bin aber überzeugt, daß in einer 
so wesentlichen Abstimmung, die auch für das 
Land Bayern ihre besondere Bedeutung hat, der 
Ministerrat und die Regierung sich nic]:its vergeben, 
wenn si~ das Problem vor ihrer Entscheidung ihrem 
Parlament vorlegen oder entsprechende Anträge 
des Parlaments bereits vor ihrer Entscheidung dis
kutieren lassen. Da die Zeitspanne zwischen der 
Abstimmung im Bundestag und der im Bundesrat 
sehr knapp ist und nur 14 Tage beträgt, bin ich 
überzeugt, daß eine Behandlung der Anträge inner
halb dieses Termins statt~inden müßte, um so mehr, 
als der Herr Ausschußvorsitzende das Verdienst 
hat, ebenfalls den Herrn Ministerpräsidenten schon 
um eine Stellungnahme für seinen Ausschuß ge
beten zu haben. Der Ausschuß hat das Thema auch 
schon einmal beraten und der Herr Ministerpräsi
dent hat nach dem Protokoll gesagt: Bis wir die 
Einzelheiten kennen, wird es etwa September sein. 
Die Einzelheiten sind nun seit mindestens einigen 
Monaten hinreichend bekannt und auch für die Re
gierung erforschbar gewesen, so daß meiner An
sicht nach einer Stellungnahme des Landtags oder 
einer Debatte über das Problem im Landtag auch 
vor einer Entscheidung des Ministerrats nichts ent
gegensteht. Im Gegensatz zu dem, was der Herr 
stellvertretende Ministerpräsident gesagt hat, bin 
ich sogar überzeugt, daß es gut wäre, wenn diese 
Aussprache v o r der Entscheidung des Ministerrats 
stattfände. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich habe meinerseits 
vorgeschlagen, von einer Beratung jetzt im Plenum 
~bstand zu nehmen. und die Angelegenheit im 
Altestenrat zu besprechen. Wer meinem Vorschlag 
beitritt, wolle sich vom Platz erheben. - Ich danke 
Ihnen; das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr auf Ziffer 1 der Tagesordnung: 

Mündliche Anfragen gemäß · § 44 Abi;;atz 2 der 
Geschäftsordnung. 

Als erster Fragesteller ist gemeldet Herr Abgeord
neter von Haniel-Niethammer. Ich erteile ihm das 
Wort. · 

von Haniel-Niethammer (CSU): Meine Anfrage 
richtet sich an das Staatsministerium des Innern. 

Die Frostaufbrüche auf unseren Landstraßen, die 
den in Anbetracht des ständig steigenden motori
sierten Verkehrs an sich schon unzureichenden Zu
stand unserer Straßen noch weiter verschlechtert 
haben, veranlassen mich zu zwei Fragen: 

1. Wie ist es zu erklären, daß gerade nach dem 
letztvergangenen relativ milden Winter die Stra
ßendecken aufgebrochen sind, eine Erscheinung, wie 
sie sonst auch nach strengen Wintern kaum zu be
obachten war? 

2. Wie ist es zu erklären, daß dennoch einzelne 
Straßenabschnitte keine oder fast keine Aufbrüche 
zeigen, was wohl ein Beweis dafür sein dürfte, daß 
es möglich ist, Straßen zu bauen, die jeder Witte.:. 
rung gewachsen sind? 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Frage beant
wortet der Herr Staatsminister des Innern; ich er
teile ihm das Wort. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Der Frost ist im Winter 1952/53 stellen
weise einen Meter tief in den Boden eingedrungen. 
Bis jetzt ist der Boden noch nicht ganz frostfrei, 
da die Nächte noch zu kalt sind. Besonders un
günstig hat der vergangene regnerische Herbst die 
Auswirkungen des Frostes beeinflußt weil der 
Untergrund der Straßen stark durchnllßt worden 
war. Unterstützt wurde die Wasseranreicherung 
des Untergrunds dadurch, daß eine Reihe von Stra
ßen noch keine neuzeitliche wasserundurchlässige 
Decke hat oder diese infoige der knapper=i. Geld
mittel nicht der Verkehrsbelastung entsprechend 
unterhalten werden konnte, so daß sie wieder 
durchlässig geworden ist. Die ehedem nicht für die 
gegenwärtige Verkehrsbeanspruchung gebauten 
Straßen werden schneller zerstört als früher wo 
Kraftfahrzeuge noch kaum vorhanden und die Ver- "' 
kehrslasten noch nicht so hoch waren. Es wird sich 
auch in den kommenden Jahren zeigen, daß immer 
mehr Schäden durch den Verkehr bei Frostaufgang 
auftreten . werden, da ein großer Teil der alten 
Landstraßen entweder keinen oder einen zu schwa
chen Grundbau aufweist, der den schweren Ver
kehr auf dem aufgeweichten Untergrund nicht 
mehr tragen kann. Straßen, die von Haus aus 
keinen frostgefährlichen Untergrund haben, weisen 
k~ine Frotsaufbrüche auf. Es ist technisch möglich, 
die Straßen so zu bauen, daß sie jedem Verkehr 
bei jeder Witterung standhalten. Das geschieht ein-
mal durch Beseitigung des frostgefährlichen Unter
grundes und Ersatz durch frostsicheres Material, 
durch gute Entwässerung des Straßenkörpers so-
wie durch Aufbringen einer genügend starken und 
dichten Decke. Das geschieht .bei Neubauten seit 
Jahren. Der Umbau des gesamten Netzes auf frost
sichere ZU'sammensetzung des Straßenkörpers ist 
naturgemäß mit hohen Kosten .verbunden, so daß 
bei den ständig unzureichenden Haushaltsmitteln 
jährlich nur ein geringer Teil daraufhin verbessert 
werden kann. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Frage
steller ist gemeldet der Herr Abgeordnete Stock; 
ich erteile ihm das Wort. 

Stock (SPD): Mein~ Damen und Herren-! Meine 
Anfrage richtet sich an den Herrn Staatsminister 
des Innern und den Herrn Staatsminister der 
Justiz. 

In letzter Zeit mehren sich in erschreckender 
Weise Fälle von Kinde1·mißhandlunge11, die zum 
Teil sogar zum Tode führten. Meistens sind es 
Stiefväter und Stiefmütter, die die Mißhandlung 
begehen. Wäre es nicht möglich, daß durch Auf
forderung in den Zeitungen und Plakatierung die 
Bevölkerung verständigt wird, alle jene Fälle den 
Fürsorgestellen mitzuteilen, in denen der Ver -
da c h t solcher Mißhandlungen besteht? Könnte 
die Polizei nicht angewiesen werden, diesen Vor-
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kommnissen größtes Augenmerk zuzuwenden? 
Könnte die Staatsanwaltschaft nicht angewiesen 
werden, in solchen Fällen strengste Strafen zu be
antragen? 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Beantwortung 
der Frage erfolgt durch den Herrn Staatsminister 
des Innern. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Die Polizeibehörden sind angewiesen, der
artigen Vorkommnissen die größte Aufmerksam
keit zu schenken. Eine gewisse Passivität der Poli
zeien nach 1945 war nicht zu verkennen, weil die 
Besatzungsmacht auf dem Standpunkt stand, daß 
der Beginn strafbarer Handlungen abgewartet wer
den muß, bis die Polizei einschreiten kann. 

(Abg. Stock: Unverständlich!) 

In dem Entwurf eines Gesetzes über die Aufgaben 
und die Befugnisse der Polizei ist die Präventiv
aufgabe der Polizei, nämlich strafbaren Handlun
gen zuvorzukommen, wieder stärker hervorge
hoben. 

(Abg. Stock: Richtig!) 

Im übrigen darf ich dem Hohen Haus mitteilen, 
daß die Strafen wegen Kindsmißhandlungen in 
letzter Zeit bei den Gerichten sehr streng ausge-
fallen sind. -

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Frage
steller der Herr Abgeordnete Lanzinger; ich er
teile ihm das Wort. 

Lanzinger (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Meine Anfrage richtet sich an den 
Herrn Staatsminister des Innern. Nach einer Ver
öffentlichung der „Lebensmittelzeitung" Nr. 10 
vom 6. März 1953, Seite 2, soll der Herr Innen
minister 'Und stellvertretende Ministerpräsident 
Dr. Hoegner am 20. 'Februar in einer Versamm
lung der SPD, Sektion München-Ramersdorf, auf 
eine Anfrage, wie er sich die Stellung der Indu
strie- und Handelskammern im demokratischen 
Staat denke, wörtlich folgendes erwidert haben: 
„Industrie- und Handelskammern sind die. Brut
stätten der Reaktion; diese Brüder kennen wir; 
darüber brauchen wir uns nicht zu unterhalten!" 
Ich frage den Herrn Staatsminister, ob diese Mel
dung den Tatsachen entspricht, und ob er even
tuell den dort eingenommenen Standpunkt auf
recht erhält. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zu dieser Frage 
nimmt der Herr Staatsminister des Innern Stel
lung; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Der Zeitungsbericht ist unvollständig und 
führt deshalb auf den Holzweg. Nach einer vor
liegenden Niederschrift meiner Ausführungen in 
einer Sektionsversammlimg meiner Partei, in einer 
geschlossenen Versammlung also, lautete die frag
liche Stelle fo1gendermaßen,: „Man bezeichnet die 

Industrie- und Handelskammern gern als Brut-
. stätten der Reaktion. Sie sind aber heute auf frei
williger Basis gegliedert. Es wäre, ähnlich wie beim 
Bauernverband, dafür zu sorgen, daß die Arbeit
nehmer darin vertreten sind." Es ist meine Über
zeugung, daß die Industrie- und Handelskammern, 
wenn sie . wieder staatliche Aufgaben übertragen 
erhalten sollten, reformbedürftig sind. 

Präsident Dr. Hundbammer: Es folgt als Frage
steller der Herr Abgeordnete Dr. Soenning. 

Dr. Soenning (CSU): Herr Präsident, Hohes 
Haus! Meine Anfrage richtet sich an den Herrn 
Staatsminister des Innern und an den Herrn Kul
tusminister. Die Notlage der bayerischen Kranken
häuser wurde bereits durch eine Erklärung der 
bayerischen Staatsregierung am 9. 1. 1952 als für 
die Volksgesundheit bedrohlich hingestellt. .Ge
meinden, karitative Organisationen und Privatper
sonen sind nach Feststellung der bayerischen 
Staatsregierung und der Bayerischen Kranken
hausgesellschaft nicht in der Lage, die Kosten zur 
Beseitigung dieses Notstandes allein aufzubringen. 
Der Haushaltsausschuß des Bayerischen Landtags, 
der die bayerischen Universitäten im Herbst 1952 
eingehend besichtigte, mußte feststellen, daß der 
katastrophale Zustand. der Universitätskliniken die 
medizinische Forschung und die Ausbildung des 
ärztlichen Nachwuchses gefährdet. · 

·Die Öffentlichkeit ist darüber sichtlich beun
ruhigt, daß der bayerische Staat angeblich wieder-' 
um nicht die notwendigen Haushaltsmittel zur 
Verfügung hat, diese für das Land Bayern un
würdigen Verhältnisse der Krankenhäuser und 
Universitätskliniken endlich zu beseitigen. 

Was gedenkt die bayerische Staatsregierung zu 
tun, um die unzulänglichen bayerischen Kranken
hausverhältnisse zu verbessern? Welche Maßnah
men plant die bayerische Staatsregierung, um den 
Wiederaufbau der Universitätskliniken sofort in · 
Angriff zu nehmen? 

Präsident Dr. Hundbammer: Auch diese Frage be
antwortet der Herr Staatsminister des Innern; ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Die Notlage der bayerischen Kranken
anstalten ist dem Staatsministerium des Innern hin
reichend bekannt. Die Beseitigung dieser Notlage ist 
eine Angelegenheit auf lange Sicht, da es zunächst 
gilt, die Ursachen dieser Notlage anzugeben. Die 
Kriegsschäden und der Nachholbedarf der Kranken
anstalten stellen nur eine der Ursachen dar. Not
wendig sind: Festigung der Lebenshaltungskosten, 
Festigung der Löhne und Gehälter und Angleichung 
der Verpfiegsätze an die derzeitigen Betriebs- und 
Lebenshaltungskosten der Krankenhäuser. 

Seitens des Staatsministeriums des Innern wurde 
bisher schon getan, was getan werden konnte. Im 
außerordentlichen Haushalt des Staa_tsministeriums 
des Innern war für das Haushaltsjahr 1952 im Rah
men des Finanzausgleichs zwischen Staat und G_e
meinden ein Betrag von 3 Millionen DM für Kran-
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kenhausbauten eingesetzt. Diese Mittel sind .nur für 
kommunale Krankenanstalten bestimmt. Die Kriegs
schäden an kommunalen Krankenanstalten sind, 
von den Anstalten der Großstädte abgesehen, im 
wesentlichen beseitigt. Den Großstädten sind zur 
Behebung der Kriegsschäden - allgemein Sonder
kontingente zugewiesen. Inwieweit die Großstädte 
diese Mittel zur Beseitigung von Kriegsschäden an 
ihren Krankenanstalten verwenden, muß ihrem Er
messen überlassen bleiben. Im Haushalt 1953 sind 
für die gleichen Zwecke wiederum Mittel vorge
sehen. Allerdings muß angesichts der Finanzlage 
des Staates mit einer Kürzung dieser Mittel gegen
über dem Haushalt 1952 gerechnet werden. Für die 
Beseitigung von Kriegsschäden an Krankenanstal
ten gemeinnütziger und privater Träger und für 
Neu-, Erweiterungs- und Umbauten, die von diesen 
Trägern vorgenommen werden, stehen Mittel nicht 
zur Verfügung. Auch im Haushalt 1953 sind für diese 
Krankenanstalten Mittel nicht eingesetzt. 

Für den Nachholbedarf der Krankenanstalten, 
und zwar der kommunalen und sonstigen Kranken
anstalten, standen auf meinen eigenen Antrag hin 
im Haushalt 1951 300 000 DM und im Haushalt 1952 
1 Million DM zur Verfügung. Diese Mittel sind rest
los verteilt. Für das Haushaltsjahr 1953 ist wieder
um ein Betrag von 1 Million DM für den Nachhol
bedarf vorgesehen. Bei der Höhe des gemeldeten 
Nachholbedarfs - 1952 für 287 Krankenanstalten 
·25 Millionen DM - können mit diesem Betrag 
selbstverständlich nur die dringendsten Fällen be
rücksichtigt werden. Der Nachholbedarf der Kran
kenhäuser der Großstädte München und Nürnberg 
kann mit diesen Mitteln nicht abgedeckt werden. So 
hat die Stadt München im Jahre 1952 für ihre Kran
kenanstalten einen Nachholbedarf von 11 Millionen 
DM, die Stadt Nürnberg einen Nachholbedarf von 
4 Millionen DM angemeldet. 

Für Maßnahmen zur Verbesserung der Verhält
nisse der Universitätskliniken sind ausschließlich' 
die Staatsministerien für Unterricht und Kultus 
und der Finanzen zuständig. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur gleichen Frage 
will sich noch der Herr Staatsminister für Unter
richt und Kultus äußern; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Ein 
Teil der Anfrage betrifft die Zustände an den Uni
versitätskliniken. Über diese war, glaube ich, be
reits in den letzten Tagen reichlich in der Presse zu 
lesen. Im Anschluß an die Stellungnahme des Herrn 
Innenministers darf ich aber über den derzeitigen 
Stand der Maßnahmen kurz Auskunft geben. 

Der Vertrag zwischen der Landeshauptstadt Mün
chen und dem bayerischen Staat betreffend den 
Übergang der Krankenhausstiftung links der Isar 
von der Stadt auf den Staat - ein Vertrag, der nach 
meinem Dafürhalten seitens des Staates mit einiger 
Großzügigkeit abgeschlossen wurde - ist am 
.9. März dieses Jahres unterzeichnet worden. Damit 
wurde die Grundlage für eine umfassend€ Bereini-

gung der Münchner Klinikverhältnisse gelegt. Diese 
rechtliche Klärung mußte zuerst herbeigeführt wer
den, damit man dann an den weiteren Ausbau gehen 
konnte. -

Die Staatsministerien der Finanzen und für Un
terricht und Kultus erörtern zur Zeit ein umfang
reiches Sonderfinanzierungsprogramm, vornehmlich 
zum Zweck des Wiederaufbaues der Universitäts
kliniken in München, Würzburg und Erlangen. Die 
Vorarbeiten im Sinne einer Erstellung der Raum
programme, der Vorbereitung von Wettbewerben 
und der Erstellung von Plänen und Kostenvoran
schlägen befinden sich in vollem Gange. Einzelheiten 
werde ich dem Hohen Hause beziehungsweise dem 
Ausschuß für den Staatshau'.shalt bei der Beratung 
des außerordentlichen Haushalts 1953 vorlegen 
können. 

Unter den Vorhaben von besonderer Dringlich
keit' befindet sich der Neubau einer chirurgischen 
Klinik in München, für den_ ein Betrag von 7 ,5 Mil
lionen DM vorgesehen ist. Sie werden verstehen, daß 
das Raumprogramm hierfür und im Anschluß daran 
die Pläne nur in einer hinreichenden Zeitspanne _ 
ordnungsmäßig ausgearbeitet werden können. In 
München ist ferner als besonders dringlich vorge
sehen der Neubau einer Klinik für innere Krank
heiten. Die Kosten hierfür betragen schätzungsweise 
16 Millionen DM. Die Ausarbeitung der Pläne für 
einen ·so riesigen Krankenhausneubau beansprucht 
geraume Zeit. Des weiteren ist vorgesehen der Aus
bau der Zahnklinik und die Errichtung einer Tbc
Station der Münchner Kinderklinik. Für Würzburg 
wäre zu nennen der Bau eines Operation:Ssaaltrakts 
der chirurgischen Klinik, die Tbc-Abteilung der 
medizinischen Klinik, die Fertigstellung der neu
rologischen Klinik und eine Schwesternunterkunft 
bei der Nervenklinik. Für Erlangen steht in Frage 
die Fertigstellung der Kinderklinik und der Frauen
klinik, der Neubau der besonders dringlichen Schwe
sternunterkunft und die Aufstockung der chirurgi
schen Klinik. 

An einer Wiederaufbaugesamtplanung für die 
bayerischen Universitätskliniken wird in meinem 
Ministerium zur Zeit noch gearbeitet. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Frage
steller erhält das Wort der Herr Abgeordnete 
Förster. 

Förster (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Meine Anfrage richtet sich an die bayerische 
Staatsregierung: 

Als im Mai/Juni des Vorjahres die Zonengrenze 
von der ostzonalen Regierung hermetisch abgerie
gelt wurde, entstanden dort wirtschaftliche und 
soziale Verhältnisse, die eine unmittelbare Folge 
dieser besonders rigorosen Maßnahmen sind und 
dringend der sofortigen Abhilfe bedürfen. Die Bun
desregierung hat auch Hilfe zugesagt. Im Oktober 
1952 hat der Unterausschuß „Zonengrenze" des Bun
destags die in Frage kommenden bayerischen Ge
biete in Ober- und Unterfranken besucht. Es sollen 
auch namhafte Summen grundsätzlich bewilligt 
sein. 
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Kann die Staatsregierung darüber Auskunft 
geben, welche Beträge von der Bundesregierung bis 
heute, zehn Monate nach diesen bedauerlichen Er
eignissen, bereits ausgereicht wurden und für welche 
Objekte? 

Präsident Dr. Hundhammer: Diese Frage beant
wortet der Herr Staatsminister für Wirtschaft und 
Verkehr; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Im Oktober vorigen Jahres 
wurde der Bundesregierung eine vollständige Zu
sammenstellung der an der Sowjetzonengrenze 
durch · die verschärften Sperrmaßnahmen im ·Mai 
und Juni des vergangenen Jahres eingetretenen 
akuten Schäden übergeben. Die für Bayern festge
stellten Schäden belaufen sich nach unserer Berech
nung auf insgesamt 22 Millionen DM. 

Bisher wurden an Bundesmfüeln für Bayern ge
währt 

1. für Energiemaßnahmen 4 055 000 DM - insge
samt standen 6 Millionen DM zur Verfügung-, 

2. für Maßnahmen auf dem Landwirtschafts-, Ge
werbe- und Verkehrssektor 1588100 DM, 

3. für die wohnungsmäßige Unterbringung von 
Sowjetzonenflüchtlingen 1 500 000 DM. 

Es ergibt sich also ein Gesamtbetrag von 
7 143 100 DM. Dazu kommen die nicht unerheb
lichen Beträge, die im Sanierungsprogramm 1952 
aus Bundes- und Landesmitteln für Straßenbaumaß
nahmen an der Sowjetzonengrenze verwendet wur.: 
den. Trotz dieses ·Einsatzes sind die Beträge, die von 
der Bundesregierung gewährt wurden,' insbesondere 
auf dem Sektor des Ve;t'.kehrswesens, nicht als aus
reichend zu bezeichl.1-en. Die an der Zoneng;renze lie
genden Bundesländer sind deshalb gemeinsam ver
schiedentlich bei der Bundesregierung vorstellig ge
worden, um weitere Mittel zur Abgeltung der Schä
den zu erlangen. Vorläufig ist nicht abzusehen, ob 
und in welcher Höhe noch mit Bundesmitteln ge
rechnet werden kann. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Herr Abgeord
nete Förster wünscht eine Zusatz.frage zu stellen; ich 
erteile ihm das Wort. 

Förster (SPD): Herr Staatsminister, Sie sprachen 
davon, daß diese Mittel bewilligt worden sind. Sind 
sie auch a u s g e r e i <;! h t worden? 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Zusatzfrage erteile ich das Wort dem Herrn 
Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Die Mittel sind nach 
meiner Kenntnis nicht nur bewilligt, son4ern bereits 
ausgezahlt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als weiterer Frage
steller erhält das Wort der Herr ·Abgeordnete 
Dr. Schier. 

Dr. Schier (BHE): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Meine Anfrage· richtet sich an die 
.bayerische Staatsregierung: 

Das Gegeneinander von Wohnungsbehörden und 
Gerichten nimmt immer tragischere Formen an. 
.Allein in der letzten Woche haben sich drei Per
sonen umgebracht, weil ihnen die Räumung ihrer 
Wohnung drohte und die Wohnungsbehörden keinen 
Ersatzwohnraum zur Verfügung stellten. Neben 
diesen drei Todesfällen haben sich in derselben 
Woche auch andere bedenkliche Zwischenfälle wegen 
drohender Wohnungsräumungen ereignet. 

Ich frage daher den Herrn Ministerpräsidenten, 
welche Maßnahmen die bayerische Staatsregierung 
für aussichtsreich hält, um die gegenwärtige schwie-
rige Situation zu entspannen. ' 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Frage wird'be
antwortet durch den Herrn Jusitzminister; ich. er
teile ihm das Wort. 

Weinkamm, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Die Räumungssachen sind bekannter
maßen für die Gerichte und die Wohnungsbehörden 
sehr schwierig. Je nach Lage des Falles gibt es ein-

-mal Härten für den Mieter und dann wieder auch· 
Härten für den Hausbesitzer. Eine gesetzliche Rege
lung zu finden, ist außerordentlich schwer, da jeder 
Fall gesondert betrachtet werden muß. In diesem 
Hause sind schon mehrmals Anfragen in dieser 
Richtung gestellt worden, und als einzige wirksame 
Maßn~Jime wurde immer nur ein und dasselbe be
zeichnet, nämlich Bauen. 

Präsident Dr. Hundha~mer: Es folgt als Frage
steller der Herr Abgeordnete von und- zu Francken
stein. 

von und zu Franckenstein (CSU): Meine Anfrage 
richtet sich an den Herrn Staatsminister der Fi
nanzen.· 

Der Bayerische Landtag hat mit Beschluß vom 
8. Dezember 1952 die Staatsregierung ersucht, die 
Vergütung bei Beschäftigungsaufträgen für Lehr
amtsanwärter des Volks- und landwirtschaftlichen 
Berufsschuldienstes und des Handarbeitsunterrichts 
entsprechend den heutigen Lebensverhältnissen mit 
Wirkung ab 1. Oktober 1952 zu erhöhen. Bei den 
Landtagsverhandlungen wurden vom Kultusmini
sterium Sätze vorgeschlagen, die diesem Beschluß 
Rechnung tragen würden. 

Ich frage den Herrn Staatsminister der Finanzen, 
ob, wann und in welcher Weise der Beschluß des 
Landtags durchgeführt werden soll. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Frage erteile ich das Wort dem Herrn Staats
minister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hqhes Haus! Der vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus vor
geschlagenen Erhöhung der Vergütungen bei Be-: 
schäftigU:ngsaufträgen konnte das Staatsministerium 
der Finanzen mit Rücksicht auf die Sperrbestim-

3 
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mung des § 8 des Bundesgesetzes vom 6. Dezember 
1951 nicht zustimmen. Eine Erhöhung der bayeri
schen Sätze würde voraussetzen, daß auch der Bund 
seine Sätze erhöht. Ich habe deshalb beim Bundes
finanzministerium angefragt, ob eine solche Er
höhung irt absehbarer Zeit in Aussicht genommen 
sei. Eine Antwort liegt noch nicht vor. Es kann je
doch angenommen werden, daß nach Verabschie
dung der sogenannten kleinen Besoldungsreform 
die Sätze' für die Unterhaltszuschüsse und die Sätze 
für die Beschäftigungsvergütungen erhöht werden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Frage
steller der Herr Abgeordnete von Rudolph; ich er
teile ihm das Wort. 

von Rudolph (SPD): Hohes Haus! Meine Anfrage 
richtet sich an den Herrn Ministerpräsidenten. 

Kann die Staatsregierung bei der beabsichtigten 
zweijährigen Ausleihe wertvoller alter Bilder an 
amerikanische Museen eine Garantie dafür über
nehmen, daß sie unbeschädigt und vollzählig nach 
Münehen zurückkehren? 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Frage erteile ich das Wort dem Herrn Staats
minister für Unterricht und Kultus, nachdem er 
hiefür zuständig ist. 

(Abg. Bezold: Kann das nicht mit der Inter
pellation zusammengelegt werden?) 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Ich 
bin von dieser Anfrage überrascht worden. Sie ist 
mir bis jetzt noch nicht vorgelegt worden. 

Im übrigen stehe ich auf dem Standpunkt, Herr 
Abgeordneter, es wäre vielleicht zweckmäßig, den 
ganzen Fragenkomplex zusammen mit der Inter;. 
pellation, die Ihnen der Herr Präsident ja zu Be
ginn der Sitzung bekanntgegeben hat, zu bespre
chen. Es handelt sich zweifellos- um ein Problem, 
das weiteste Kreise berührt, und ich selbst habe 
den Wunsch, daß das Hohe Haus an einem der 
beiden Tage zu diesem Fragenkomplex Stellung 
nimmt. Die Staatsregierung wird sieh dann nach 
der Stellungnahme des Hohen Hauses richten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter 
von Rudolph, nachdem eine Interpellation zu die
ser Frage angekündigt ist, möchte ich Sie fragen, 
ob Sie nicht auf eine Beantwortung Ihrer Anfrage 
jetzt verzichten. 

von Rudolph (SPD): Meine Anfrage wurde am 
Freitag an die Staatskanzlei durchtelephoniert. Ich 
verzichte jetzt aber auf eine Beantwortung im 
Hinblick auf die vorliegende Interpellation. 

Präsident Dr.Hundhammei·: Diese wird voraus,.. 
sichtlich morgen behandelt werden. 

Es folgt als Fragesteller der Herr Abgeordnete 
Lang; ich erteile ihm das Wort. 

Lang (BP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Meine Anfrage richtet sich an den Herrn 
Staatsminister des Innern. 

Nach den die Förderung des sozialen Wohnungs
baus betreffenden Bestimmungen vom 15. Fe
bruar 1949 ist bei der Vorprüfung und Darlehens
genehmigung darauf zu achten, daß die Eigentums
verhältnisse und Belastungen der Grundstücke ein
wandfrei geklärt sind. Diese Bedingungen werden 
auch verlangt, wenn Grundstücke für den sozialen 
Wohnungsbau von Gemeinden freigegeben werden. 

Was gedenkt das Staatsministerium des Innern 
zu tun, um künftig den Behördenweg so abzukür
zen, daß an Baubewerber, denen von Gemeinden 
Grundstücke zur Verfügung gestellt werden, das 
Darlehen sofort nach der vorläufigen Genehmigung 
zur Auszahlung kommt? 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Frage erteile ich das Wort dem Herrn Staats
minister des Innern. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Die Förderungsbestimmungen vom 15. Fe
bruar 1949 sind seit über zwei Jahren außer Kraft. 
Zur Zeit gelten die Bestimmungen über die För
derung des sozialen Wohnungs- und Kleinsied
lungsbaus im Lande Bayern durch Gewährung 
staatlicher Baudarlehen vom 21. Dezember 1950. 
Diese stützen sich auf das Erste Bundeswohnungs
baugesetz vom 24. April 1950. Da der Bund und 
das Bundesausgleichsamt den größten Teil der für 
Bayern verfügbaren Wohnungsförderungsmittel 
aufbringen, müssen die bayerischen Förderungs
bestimmungen gewährleisten, daß die ausgegebe
nen öffentlichen Baudarlehen die vom Bund und 
Bundesausgleichsamt geforderten grundbuchmäßi
gen Sicherungen erhalten. Hiebei wird aber den 
Schwierigkeiten, die aus de~ IangeJ;J. Dauer des Ver
messungsverfahrens entspringen, weitestgehend 
Rechnung getragen. Die Bearbeitung eines Antrags 
auf Gewährung eines staatlichen Baudarlehens 
kann bereits vor der Vermessung und Übereig
nung des Grundstücks erfolgen, vor allem wenn 
es sich um. ein gemeinaliches Grundstück handelt. 
Auch die Auszahlung der ersten Darlehensrate 
von 20 Prozent '?'ird durchweg ohne dingliche 
Sicherung gewährt. Auf Antrag des Bauherrn kann 
die erste Darlehensrate sogar auf 45 Prozent fest
gesetzt und ohne dingliche Sicherung gegen Stel
lung einer banküblichen Sicherheit bereits nach 
Erteilung des Genehmigungsbescheids ausbezahlt 
werden. Soweit die Gemeinden selbst als Bauherrn 
auftreten, ist in Nummer 51 der Förderungsbe
stimmungen vom 21. Dezember 1950 vorgesehen, 
daß· unter gewiss'en Umständen auf die dingliche 
Sicherung der staatlichen Baudarlehen zunächst 
verzichtet wird. Nur auf diese Weise war es zum 
großen Teil möglich, daß auf ehemaligen in Ge
meindeeigentum übergegangenen früheren Wehr
machts- und Parteigrundstücken Bauvorhaben des 
sozialen Wohnungsbaus errichtet werden konnten. 
Die bayerischen Förderungsbestimmungen sehen 
also bereits ein Höchstmaß dessen vor, was zur 
Behebung der in der Anfrage aufgezeigten Schwie-
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rigkeiten geschehen kann. Darüber hinaus sind 
weitere Erleichterungen nicht mehr möglich und 
würden auch kaum dem Bauherrn etwas nützen, 
nachdem zur Finanzierung eines Bauvorhabens 
auch eine erste Hypothek des Kapitalmarkts er
forderlich ist. Der Gläubiger der ersten Hypothek 
ist aber im Gegensatz zum Gläubiger des staat-. 
liehen Baudarlehens im allgemeinen nicht bereit, 
so weitgehende Zugeständnisse und Erleichterun
gen zu gewähren, wie sie in den bayerischen För
derungsbestimmungen enthalten sind. Dadurch be
steht die Notwendigkeit, daß der Bauherr späte
stens zu dem Zeitpunkt, in dem die Darlehens
valuta der ersten Hypothek benötigt wird, Grund
stückseigentümer wird und die dingliche Sicherung 
der Baudarlehen durchführt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als .Frage
steller der Herr Abgeordnete Schreiner; ich erteile 
ihm das Wort. 

Schreiner (BHE): Hohes Haus, meine Damen und 
Herrn! Mein~ Anfrage richtet sich an den Herrn 
Staatsminister der Finanzen bzw. an den Herrn 
Innenminister und betrifft die Unfallfürsorge der 
131-er. 

Das bayerische Staat.sministerium des. Innern hat 
in einer Ents.chließung zu· der Frage Stellung ge
nommen, ihwieweit die beamte_nrechtliche Unfall
fürsorge auf 131-er anzuwenden sei. In dieser 
Ministerialentschließung wird festgestellt, daß ein 
Unfall, den ein Beamter nach dem Tage der Außer
dienststellung erlitten hat, begrifflich keinen 
Dienstunfall im Sinne des Artikels 122 Absatz 2 
des bayerischen Beamtengesetzes darstelle und 
deshalb nicht zur Gewährung der beamtenrecht
lichen Unfallfürsorge führe. Die . Unfallfürsorge
bestimmungen gelten deshalb nur, wenn 'der Ver
sorgungsfall (Dienstunfähigkeit, Tod) bis zum Tage 
der Außerdienststellung einschließlich, aber vor 
dem Inkrafttreten des bayerischen Beamtengesetzes 
(7. November· 1946) eingetreten sei (Ministerial-
amtsblatt Nr. 44 Seite 777). · 

Ich frage deshalb den Herrn Staatsminister, ob 
diese Entschließung, und besonders der letzte Ab
satz, nur für Ei_nheimische, das heißt bayerische 
Beamte gilt oder ob diese Ministerialentschließung 
sinngemäß auch auf die Heimatvertriebenen anzu
wenden ist. Bisher galt sie nur für die bayerischen 
Beamten. · 

Präsident Dr. Hundhammer: Ziir Beantwort1Ung 
dieser Frage erteile ich das Wort dein Herrn 
Staatsminister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Die beiden 
Entschließungen gelten zwar nur für einheimi
_sche a;ußer Dienst gestellte Beamte, bei den heimat
vertriebenen Beamten tritt aber nach ·dem Bun
desgesetz zu Artikel 131 des Grundgesetzes die 
gleiche Rechtsfolge ein. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als letzter Frage
steller ist gemeldet ·der Herr Abgeordnete Bezold; 
ich erteile ihm das Wort. ·· 

Bezold (FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Meine Anfrage richtet sich an den Herrn 
Kultusminister und lautet: Ist es richtig, daß nach 
dem Ausscheiden Dr. Hanfstaengls als General
direktor der bayerischen Museen Dr. Buchner aus
ersehen ist? Ist der E,egierung bekannt, daß 
Dr. Buchner• während des Dritten Reiches eine 
Reihe wertvollster Bilder der Münchner Alten 
Pinakothek teils im Verkauf, teils im Tausch aus 
den Beständen der Alten Pinakothek weggegeben 
hat? Ich darf nur den -einen Raffael erwähnen, der 
heute ein .Stolz des New Yorker Metropolitan 
Museums ist, und an den Dou, der heute an erster 
Stelle und als Prachtstück im Reichsmuseum von 
Amsterdam hängt, wie der Herr Minister ja wissen 
wird. Ist es richtig, daß über diesen Tatbestand 
eine Liste erstellt wird, die diese Kunstwerke be.,. 
nennen soll, und ist die Regierung bereit, diese 
List•e dem Bayerischen Landtag vorzulegen? 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
dieser Frage erteile ich das Wort dem Herrn Staats
-minister für Unterricl:J.t u,nci K11~tus. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Es 
ist richtig, daß dem Ministerrat zur Zeit ein An
trag auf Wiederverwendung des ehemaligen Gene
raldirektors Professor Dr. Ernst Buchner vorliegt, 
Der Antrag ist notwendig geworden infolge Ab
laufs der bereits verlängerten Amtszeit des bis.:. 
herigen bayerischen Gemäldegaleriedirektors. 

Be!i· der Prüfun.g der ganzen F1iage ist nach meiner 
Auffassung in erster Linie davon ausZ1Ugehen, daß 
Dr. Buchner Beamter zur Wiederverwendung ist. 
Der bayerische Staat ·ist also zu seiner Unterbrin
gung verpflichtet, wenrn Dr. Buchner die fachlichen· 
Voraussetzungen erfüllt, die persönliche Eignung 
dafür besitzt und die Gewähr dafür bietet, daß er 
jederzeit und uneingeschränkt für das durch die 
Verfassung gewä·hrleistete Staatswesen eintritt. 
Das Staatsministerium für Unterricht. und Kultus 
hat diese Fragen sorgfältig geprüft, insbesondere 
auch ob Dr. Buchner etwa durch Veräußerung von 
Gemälden seine Sorgfaltspflicht v·erletzt hat. In 
den von der Kritik besonders hervorgehobenen 
Fällen - ich spiele jetzt nicht auf die Anfrage an; 
denn die Frage der Nachfolgerschaft des bayeri
schen Generaldirektors der Gemäldesammlungen 
ist ja schon längst' seit Monaten in Fachkreisen 
diskutiert und das Für und Wider von beiden 
Seiten in ausgiebigem Maße seit langer Zeit an 
das Kultusministerium herangetragen worden -
stimmt das Urteil Dr. Buchners über den Wert der 
abgegebenen Bilder mit den Meinungen hervor
ragender Sachverständiger wie von Bode, Friedlän
der, des Raffael-SpeziaHsten Oskar Fischel, des Ita
lierfachmanns Dr. von Bercken, rdes holländischen 
Künstlerbiograpihen Professor Martin, Hugo von 
Tschudi und ·Dornhöfer übereü.n. Ich gebe zu, daß von 
:anderen Kr-eisen da.gegen wieder· eine andere Mei
mmg vertreten wird. Aber ich glaube, die Narrten, 
die ich hier genannt habe, bürgen schließlich auch 
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dafür, daß ein Wissen und Kunstverständnis hier 
unterstellt werden ·darf. Eine einhellige Meinung 
über die Vorteile von Tauschgeschäften ist erfah
rungsgemäß nie zu erreichen. Die Erwerbs- und 
Abgabetätigkeit Dr. Buchners muß als Gan2les ge
wertet werden. Es ist ihm gelungen, eine Reihe 
von •bedeutenden Kunstwerken zu erwerben und 
die Pinakothek damit wesentlich zu bereichern, 
vor allem auch durch Werke, die für._, eine 'bayeri
sche Sammlung von Bedeutung sind, durch den 
Erwerb von alten deutschen Meistern. 

Das Erge.bnis der umfassenden Untersuchung 
war, daß die •bisherige Amtstätigkeit Dr. Buchners 
keinen Anlaß bietet, ihm die Eignung für die Lei
tung der Bayerischen Staatsg·emäldesammlungen 
abzusprechen und von seiner Wiederverwendung 
abzusehen. 

Es handelt sich bei den Auseinandersetzungen 
nicht bloß um die beiden Bilder, die von dem 
Herrn Anfragesteller angeführt wurden, sondern 
noch um ·eine Reiihe von anderen Vorwürfen, die 
erhoben worden sind und die ;vom Kultusministe
rium geprüft wurden. Bei dem Raffael-Bild, um 
das es sich speziell handelt, ist ~u sagen, daß es 
von dem genannten Sachverständigen als unecht 
bezeichnet wird, ' 

(A:bg. :ßezold: Herr Kolleg·e Lang muß es 
ja wissen, das hängt jedenfalls in dem 

Metropolitan-Museum!) 
und von dem Dou, daß es von dem holländischen 
Biographen Profess-or Martin als das unerfreu
lichste Bild des l\IIeiisters bezeichnet wurde. Ein 
Bi1d von Rubens, über das gesprochen wird, wurde 
schon von den Vorgängern des iProfessor Buchners 
in die 'Schleißheimer Galerie abgegeben. Andere 
Bilder wurden eben in der damaligen Zeit der Au
tarkie in Tausch gegeben, weil keine Devisen rur 
Verfügung standen. Und nun gehen eben die Mei
;rnungen auseinander, ob ein Grünewa1d zur Er
gänzung der Münchner Sammlung· wertvoller· ist 
a1ls ein Ruhen3 ·oder Raffä.el, der von einigen be-
deutenden Kennern - - · 

(Abg. Bezold: Besonders wenn er ange-
fochten ist, wi·e der Grünewa1d!) 

- Der Grünewald ist weniger angefochten als der 
Raffael. Von dem Raffael steht das Jedenfalls schon 
seit längerer Zeit fest. 

(Abg. Bezold: Ich werde Ihnen die iPreise 
bringen, die das Bild im internationalen 

Handel erzielt hat!) 
- Der momentane Preis sagt nichts, 

· {.A:bg. Bezo1d: Ganz blöd sind die anderen 
auch nicht!) 

- Es gibt ja Leute, die heute sagen, Spitzweg ist 
als Künstler nicht ·ernst zu nehmen, und trotzdem 
werden auf den Auktionen für einen Spitzweg die 
höchsten Preise erzielt. 

(Abg. Bezold: Aber nicht im Ausland, 
Herr Minister!) · 

- Auch im Ausland ist vermutlich unter Um;:;tän.-
rlen der Geschmack verschieden. ib 

(Sehr richtig! beirder BP) 

Die Art der Berurteilung wird auch dort verschie
den sein. Es wird mir jedenfalls versichert, daß es 
sich bei den weggegebenen Bildern durchwegs um 
mäßige AT'beiten von sonst bedeutenden Künstlern 
gehandelt hat. Das Bild von Rubens gilt im übri
gen als übermalt und wird sehr stark angezweifelt. 

(A:bg. Bezold: Das Bild von Dou gilt in der 
ganzen Welt als sein bestes Bild!) 

- ·Das wird eben von anderen Krunstexperten be
stritten; es wird als •ein sehr mäßig.es Bild von Dou 
bezeichnet. 

{Zuruf der Abg. Dr. Brücher) 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Fragestunde 
pflegt nicht in der Form abgewickelt zu werden, daß 
Zwiegespräche geführt werden. Dafür hat der 
Fragesteller das Recht, Zusatzfragen zu stellen. Ich 
bitte, den Herrn Minister nicht zu unterbrechen. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Ich werde sehr 
. rasch abschließen, obwohl an und für sich eine kleine 
Debatte über Fragen der Kunst- und Kulturpolitik 
ganz reizvoll wäre. Ich will einer solchen Debatte 
gar nicht ausweichen, aber ich darf den Herren An
tragstellern versichern, daß die Liste über die 
Tauschgeschäfte aus den Jahren 1933 bis 1940 im 
Kultusministerium aufliegt und von jedem Abge
ordneten eingesehen werden kann. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile nunmehr 
zur Stellung einer Zusatzfrage nochmals dem Herrn 
Abgeordneten Bezold das Wort. 

Bezold (FDP): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Ich bin dem Herrn Staatsminister vor allem 
für seine letzte Versicherung außerordentlich dank
bar, wenngleich ich, was ich ihm sagen möchte, die 
Liste bereits kenne. Um mich vollends beruhigen zu 
können, darf ich ihm vielleicht noch eine Frage 
stellen. 

Sind das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus und die bayerische Staatsregierung heute 
noch der Auffassung, daß im Sektor unserer .Aus
stellungen und Gemälde der, wie Sie sagen, Grund
satz der autarken Wirtschaft gelten muß, daß man 
Spitzenwerke internationaler Prägung gegen Werke 
mittlerer Art, die allerdings als bodenständige 
Werke bezeichnet werden dürfen, vertauschen soll? 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
dieser Zusatzfrage erhält nochmals der Herr Staats
minister für Unterricht und Kultus das Wort. 

Dr„ Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Herr 
Abgeordneter Bezold, ich glaube, wir sind uns abso
lut einig in der Auffassung, daß die bayerische Kul
tusverwaltung nicht an den Kunstwerken der übri
gen Welt vorübergehen soll. Die Meinungen schei
nen in der Vergangenheit darin auseinandergegan
gen zu sein, was mittelmäßig und was das Hoch
wertigste ist. 

(Zuruf rechts: Auch heute noch!) 
i' .· 

- Diese Meinungen gehen auch heute noch ausein
ander. DieüAuffassungen sind eben verschieden. 
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Wenn die Werke von Monet und Renoir, die in 
Tausch gegeben wurden, als die besten Werke die
ser Künstler erachtet worden wären, hätte sie auch 
Professor Buchner nicht abgegeben. Aber sie wur
den eben als mittelmäßige Arbeiten dieser Meister 
bezeichnet. Dafür wurden Werke alter deutscher 
Meister eingetauscht. Die Frage V!.'.ar eben, wo die 
größte Lücke in unserer Gemäldesammlung auszu
füllen ist. Darum ist es schon seit Tschudi und viel
leicht noch länger üblich, die Lücken auszufüllen, 
die seinerzeit durch einen unglücklichen Eingriff 
hervorgerufen wurden, nämlich die Lücken bei den 
alten deutschen Meistern. Herr Abgeordneter Be
zold; Sie sind selbst Kunstkenner. Sie wissen auch 
von der sogenannten Schleißheimer Versteigerung, 
die vor ungefähr hundert Jahren stattgefunden hat, 
wo man kein Ve~ständnis für die alten deutschen 
Meister hatte. 

(Abg. Bezold: Leider habe ich damals noch 
nicht ~elebt!) 

- Sie sammeln auch Dinge aus einer Z_eit, in der 
Sie noch nicht gelebt haben. 

(Beifall rechts ~ Abg. Bezold: Ich kann mir 
deutsche Meister nicht leisten!) 

- Aber wir wollen die deutschen Meister ehren und -
in unseren Gemäldesammlungen zu Ehren kommen 
lassen. - Bei dieser Schleißheimer Versteigerung 
ist bekanntlich ein Ausverkauf vop alten deutschen 
Meistern vor sich gegangen. Um diese Lücken von 
damals aufzufüllen, wurde Wert darauf gelegt,. wie
der alte deutsche Meister zu bekommen. Es gibt 
nicht mehr vie'1e Grünewald ~ ich weiß, Sie werden 
mir sagen, er ist umstritten. Nun gilt aber Buchner 
als· einer der ersten Kunstsachverständigen und 
Bilderkenner, die zu allen Zeiten und von allen 
Kreisen herangezogen werden, wenn es gilt, Bilder 
auf ihre Echtheit zu beurteilen. 

(Abg. br. Brücher: Siehe Leibl!) 

Wenn ich die Mögliehkeit habe, einen Grünewald 
zu erwerben - meines Wissens existieren von 
Grünewald nur noch sechs Bilder ~ dann gebe ich 
eines von den Werken hin, von dessen Meister ich 
vielleicht ein Dutzend Werke habe. 

(Abg. Dr. Strosche: Richtig!) 

!eh glaube, bei aller Weltoffenheit und Aufgeschlos
senheit für alle Richtungen der Kunst ist es nicht 
falsch, an dem Satz festzuhalten,· den uns Hans Sachs 
immer wieder predigt: Ehrt eure deutschen Meister! 

(Vereinzelter Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Nachträglich wird 
als Fragesteller noch gemeldet der Herr Abgeord
nete Falk. Ich erteile ihm das Wort. 

Falk '(FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Meine Anfrage richtet sich an das Land
wirtschaftsministerium. 

Im Zuge der Modellkreisaktion Uffenhei~ w:ur
den die Heimatvertriebenen Degla.u und Stockinger 
auf einer 10 Hektar großen Kahlhiebfiäche als Voll-

bauernsiedler angesetzt. Trotz äußerster Anstren
gungen, die nun seit drei Jahren von den beiden 
Siedlern gemacht werden und die an die Grenze des 
Menschenmöglichen reichen, ist es bisher nur ge
lungen, die Hälfte der Kahlhiebfiäche zu roden. Der 
nichtgerodete Teil verwildert zusehends und die 
weiteren Rodungsarbeiten können nur mit einem 
zusätzlichen Aufwand an Zeit, Arbeit und Geld 
durchgeführt werden. In wiederholten Vorstellun
gen, auch von der oberen Siedlungsbehörde in Ans
bach, wurde das Ministerium auf die ungeheuren 
Schwierigkeiten der dortigen Siedler aufmerksam 
gemacht. Die Frühjahrssaat steht unmittelbar bevor. 
Die Siedler sind kaum in der Lage, sich den "not
wendigen Kunstdü~ger und das Saatgetreide zu be
schaffen, wenn nicht schnellstens Mittel zur Ver
fügung gestellt werden. 

Ich frage daher das Landwirtschaftsministerium: 
Wo bleiben die 23 150 DM, welche in einem Schrei
ben vom 6. 1. 1953 vom bayerischen Landwirt
schaftsministerium für die Modellkreisaktion Uffen
heim vom Bund zusätzlich gefordert wurden? Wel
che Sofortmaßnahmen gedenkt das Landwirtschafts
ministerium zu ergreifen, um diese Siedler vor einer 
neuen Katastrophe zu bewahren? 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Frage wird be.,
antwortet vom Herrn Staatsminister für Ernäh
rung, Landwirtschaft und Forsten. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Dr. SchlOgl, Staatsminister: Herr Präsident, 
Hohes Haus! In beiden Fällen handelt es sich um 
eine Versuchssiedlung des Bundes -auf Rodungs
land. Bayern hat das Vorhaben unterstützt und. 
immer wieder auf die Bereitstellung der verspro
chenen Bundesgelder hingewirkt. Ich werde noch
mals in der Sache beim Bund vorstellig werden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Fragestunde ist 
geschlossen. · 

Ich rufe nunmehr auf die Ziffer 2 der Tages
ordnung: 

Aussprache über die Haushaltsrede des Herrn 
Staatsministers der Finanzen. 

Der Ältestenrat empfiehlt, die Redezeit so fest
zulegen, daß jeder Fraktion eine Gesamtzeit von 
zwei Stunden, der fraktionslosen Gruppe eine halbe 
Stunde zur Verfügung steht. Mit der Aussprache 
sollen die Oppositionsparteien in der Reihenfolge 
ihrer Stärke beginnen. Ihnen folgen die Fraktio
nen der Regierungskoalition, ebenfalls nach ihrer 
Stärke. Vorgesehen ist, daß zunächst je ein Ver
treter der einzelnen Fraktionen zu Wort kommen. 
Soweit er die für die betreffende Fraktion zur 
Verfügung stehende Zeit nicht ausschöpft, kommen 
weitere Redner dieser Fraktion im zweiten und 
nächsten Durchgang zu Wort. - Das Hohe Haus 
ist damit einverstanden. 

Als erster Redner erhält das Wort der Herr Ab
geordnete Dr: Weiß von der Fraktion der Bayern
partei. 

Dr. Weiß ,(BP): Herr 'Präsident! Meine Damen 
und Herren! Um einen klaren Überblick über den 

4 
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Haushaltsentwurf 1953 gewinnen und ~n eine 
fruchtbare !Debatte übeT die vom Hexrn Staats
minister im Zusammenhang mit der Vorlage des 
Haushaltsgesetz·es und des Haiushaltsplans 1953 ge
haltene Rede eintreten zu können, wäre es not-

. wendig gewesen, daß zu diesem Zeitpunkt dem 
Hoihen Hause der gesamte iHaushalt mit sämtlichen 
Einzelplänen vorgelegen hätte. Bedauerlicherweise 
ist das nicht der Fall. Eine große Zahl von Mittei
lungen des HeTrn Finanzministers hätte nämlich 
die Einsicht in diese Einzelpläne notwendig ge-

, macht; sie wäre auch für Vergleiche erforderlich 
gewesen. Der Herr PII'äsident des Bayerischen Se
nats hat ge1egentlich einer Beratung· des Haus
haltsausschusses des Senats zum Ausdruck ge
bracht, daß nach der Verfassung erst die Gutachten 
des Senats :hätten ·erstattet weriden müssen, bevor 
deir ganze Haushaltsplan über das Kabinett an den 
Landtag hätte gehen können. Es wäre wünschens
wert, wenn die Staatsregierung künftig so ver
fahren würde. 

An die Spitze seiner Ausführungen hat der Herr 
Finanzminister 'die Mitteilung gestellt, daß es lang
wieriger und sehr schwieriger Verohandlrungen zwi
schen seinem Ministerium und den übrigen Ge- . 
schäftsbereichen und auch ·eines harten Ringens im 
Ministerrat hedurft hätte, bis dem Landtag ein 
ausgeglichener Haushaltsentwurf für das Rech
nungsjahr 1953 vorgelegt werden könnte. Er hat 
aber gewissermaßen im gleichen Atemzug erwähnt, 
daß dieser ziffernmäßigen Abgleichrung eine Reihe 
von Gefahrenmomenten gegenüberstehen, nämlich 
die Mehrausgaben a:uf dem Personalgebiet, die 
Auswirkungen, die sich aus der :kleinen Steuer
r·eform für das Steueraufkommen der Länder er
geben können, und schHeßlich der Anspruch des 
Bundes auf eine Erhöhung seines Anteils an der 
Einkommen- und KörperschaftsteueT. Auf die 
Frage der Mehrausgaben auf dem Personal.gebiet 
werde ich im Laufe meiner Ausführung·en noch 
rzurückkommen. 

Zunächst möchte ich einige Worte sagen ZJUm 
Anspruch des Bundes auf Erhöhung seines Anteils 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer. Das 
nicht allein desha1b, weil der neuerdings erhöhte 
Anspruch des Bundes dem bayerischen Staat wei
tere 50 Millionen DM koste.n wird, sondeTn auch 
deshalb, weil di:e Einkommen- und Körperschaft
steruer Letzten Endes •das Rückgrat 'des bayerfachen 
iHaushalts üibeirharupt sind und d1e schrittweise 
finanzielle Kräfteverschiebung zwischen dem Bund 
und den Ländern zu ·einer Gefaha:- für den ibayeri
schen Haushalt werden willd. Im Haüshaltsjahr 
1951/52 hat der Bund erstmals Anspruch auf einen 
Anteil an deT Einkommen- rund Körperschaftsteuer 
der Ländea:- erhoben. Nach langwierigen V.erhand-
1ungen ist ihm ein Anteil von 27 Prozent zuge
standen worden, der dem ·bayerischen Staat im 
Haushaltsjahr 1951/52 rund 312 Millionen gekostet 
hat. Schon damals hat man bayerischerseits zum 
Ausdruck gebracht, daß di:es das Äußerste wäre, 
wa.S Bayern zu leisten vermöge. Nun, der Bund hat 
:im Haushaltsjahr 1952/53 den Anspruch auf seinen 

Anteil an der Elinkommen- und Körperschaftsteuer 
von 27 auf 40 Prozent erhöht. Schließlich sind ihm 
37 Prozent zugestanden worden. Das wi!rd dem 

·bayerischen Haushalt am Schluß des nun aus
laufenden Rechnungsjahres 1952/53 etwa 570 Mil
lionen DM ge:lrnstet haben. Der neuerdings erhöhte 
Anspruch des Bundes auf 44 Prozent im Rech
nungsjahr 1953/54 ist wiederum zum Zankapfel 
zwischen Bund und Ländern geworden. Nach dem 
Plan zur Sicherung der Haushaltsführung, den der 
Herr StaatsministeT der Finanzen den sogenannten 
„Schäffer-Plan" genannt hat, sollen die Länder 
nunmehr 40 Prozent an den Bund abliefern, was 
bei ·einem geschätzten Aufkommen an Einkommen
llind Körperschaftsteuer in Höhe von rund· 1,6 Mil
liarden DM den bayerischen Haushalt mit rund 
650 Millionen DM belasten wird. Als Äquivalent 
dafür sollen die Länder 1allerdings Schulzuschüsse 
in Höihe von 200 Millionen DM •bekommen. Man 
fragt sich Iiun, was für einen Sinn diese Regelung 
haben soll: warum der Bund einerseits die Mittel 
der Länder kassiert, um sie dann andererseits den 
Ländern in irogendeiner Form wieder zur Ver
fügung zu stellen, oder aber es drängt sich uns 
der Gedanke auf, daß der Bund dabei beabsichtigt, 
Einfluß auf die Schulpolitik der Länder zu ge
winnen. 

(A:bg. Dr. Ea1Umgartner: Sehr richtig!) 

Dieser Gedanke ist durchaus nicht von der Hand 
zu weisen. 

(Aobg. Dr. Baumgartner: Nicht nur in der 
Schulpolitik, Herr Kol1eg1e!) 

Jedenfalls muß uns die gesamte Entwicklung 
dieser Frage und die fortschreitende Erhöhung des 
Bundesanteils mit großer SoTge erfüllen, zumal 
wir in der Bayernpartei den Eindruck ha:ben, daß 
man in dieser Frage schon von Anfang an dem 
Bund nicht genügend WMerstand entgeg·engesetzt 
hat 

(Abg. Dr. Barumg:artner: SehT richtig!) 

und daß man auch >heute noch zu sehr bestrebt ist, 
immer wieder zu einem, wenn auch schlechten 
Kompromiß mit dem Bund zu g·elangen. 

(Abg. Dr. Ba1umgartner: Sehr gut!) 

In den letzten Tagen habe ich in der Zeitung 
gelesen, daß die CSU gemeinsam mit dem Herrn· 
Bundesfinanzminister ·einen neuen Plan für die 
Beteiligung des Bundes an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuier ausgea!'beitet ihat, und zwar auf 
der Basis, daß dem Bund ein fester Betroag von 
4 Milliarden DM zur V.eTfügrung gestellt werden 
soll. Das ·käme ·etwa ·einer Beteiligung des Bundes 
in Höhe von 40 Prozent an der Einkommen- und 
Körperschaftste'll!er gleich, wenn man davon die 
vorher .genannten 200 Millionen DM Schulzuschüsse 
in Abzug bringt. 

{Abg. Heier: Wie heißt der Plan?) 

- Ich weiß nicht, wie der Plan heißt, vielleicht 
Schäffer-Plan Nr. 2 oder Lacherbauer-Plan. Ich 
weiß es aber nicht, Herr Kollege Beier, und lmnn 
es also auch nicht sagen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Kompromißplan!) 



! 
--------------------~------·----··---------·-·------ -- -----------

Bayerischer Landtag - 134. Sitzung. Dienstag, den 17. März 1953 967 

(Dr. Weiß [BP]) 

Wenn man dem Bund 4 MilliaTden D!l.VI zur Ver
fügung ste1'lt, so ist das letzten Endes nichts 
anderes, als daß ein Anspruch des Bundes von 
40 Prozent an rder Einkommen- und Körperschaft
steuer zru:gestanden ·worden ist. Der neue Weg, 
der gesucht wird, .besteht darin, daß man eine 
Änderunrg in der Verteilung des Betrages auf 
die ·einzelnen Länder her.beiführen will, und zwar 
dergestalt, daß dieser Betrag im Verhältnis des 
A!Ufkommens der Länder an Einkommen- und Kör
perschaftsteuerr •aufgebracht we!1den soll. So habe 
ich wenigstens die krurze ·Notiz in der „Süddeut
schen Zeitung" aufgefaßt. Ich ibin all:erdings ge
spannt, was zu diesem Vorschlag d:Le anderen Län
der sagen werden, die da.bei nämlich wesentlich 
schlechter wegkommen. Darau:E bin ich schon des
ha1'b gespannt, weil man gernde in •der letzten Zeit 
immer häufige•r in außeJ'.1bayerrischen Zeitungen 
eine sehr herbe Kritik über die teure :bayerische 
Staatsverwaltung lesen konnte. 

Die große Gefahr der hisherri.gen Regelung oder 
auch dieses iPlanes ibesteht darrin, daß ibei einem 
Nachlassen der Wirtschaftskonjunktur und einem 
damit verbundenen Absinkell' des j·etzigen Steuer
aufkommens in den künftigen Jahren der Ab- . 
gleichung des 'bayerischen Haushalts unüberrwind
liche SchwLerigkeiten entgegenstehen und Bayern 
dann in eine 1ungesunde Schuldenwirtschaft gerra
ten wir:d. Man darf nämlich nicht vergessen, daß 
kaum j·emals ein Finanzminister eine so außerge
wöhnlich günstige Wirtschaftsentwicklung und 
Steuerlage wie in den letzten Jahren vorgefunden 
hat und daß •es nur dies·er sehr günstigen Ent
wicklung rderr Wirtsch1afts- und Steuerlage zu ver
danken ist, daß di:e Haushalte in den verg.angenen 
Jahren abgeglichen werden konnten, o•bwohl die 
Lasten des Staates von Jahr Z1U Jahr größer ge
woJ'.1den sind und ·zwar neben der iBel1astung des 
Haushalts durch den erhöhten Ansprruch des Bun
des an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
durch immer weiterre Erhöhung des Personalauf
wands infolge dauernder VeTgröße:mmg des Staats
apparats und letzten Endes durch das immer un
gesünder werdende V•erhältnis zwischen den un
beeinfl:ußba•r:en und .beeinflußbaren Ausgaben des 
Staates. 

(Abg. Be1er: Welchen Vorschl.ag macht ihr?) 

Warten Sie ab, Herr Kolleg·e Beier; wir kom
men dazu. - Einmal, meine !Damen und Herren, 
wird aber diese günstige Wirtschaftskonjunktur 
zu Ende sein und nach den i:;teuerf.etten Jahren . 
werden steuerarme oder wenigstens steueräTmere 
Jahre folgen. Dann wer:den wir die Auswirkungen 
zu spüren bekommen, die sich durch die dauernde 
Verschiebung .des finanziellen Krräfteverhältnisses 
zwischen Bund und Ländern für den bayerischen 
Haushalt ergeben. Wir billigen nicht die Finanz
politik der letzten Jahre und die jetzige Finanz·· 
politik, die man als Finanzpolitik „von der Hand 
in den Mund" ·bezeichnen kann. 

Aus diesen Gründen sehen wir uns immer wie
der veranlaßt, auf diese Gefahren hinzuweisen, 

die letztlich - das muß bei dieser Gelegenheit auch 
einmal gesagt werden - ihren Ursprung darin 
haben, daß man ·dem Bund im Artikel 106 des 
Grundgesetzes die Möglichkeit eines Zugriffs auf 
die Einkommen- und Körperschaftsteuer überhaupt 
eingeräumt hat. Die Militärgouverneure haben 
ursprünglich zwar ·einen solchen Vorschl·ag ge
macht, sind aber nach langwierigen VeThandlungen 
von ihrem Vorschlag auf Aufnahme •einer solchen 
Bestimmung in das Grundgesetz abgegangen. Nun 
waren es die zentralistischen Kräfte im Bundesge
biet, die ihre Chance darin gesehen haben, daß 
diese Bestimmung im Grundgesetz verankeTt wird. 
Insofern, meine Damen und Herren von der CSU 
und SPD, sind Sie einander gegenüber wieder 
quitt. Denn wenn der Herr Staatsminister der 
Finanzen auf einen Zuruf des Herrn Kollegen 
Kraus ge1antwortet hat, daß es ja die CSU gewesen 
sei, die einer E.rhöhung des Bundesanteils von 27 
auf 37 Prozent zugestimmt, während die SPD da
ge.gen gestimmt habe, so war es andererseits die 
SPD, die gerade der Aufnahme des Artikels 106 in 
das Grmrdg·esetz sehr erheblichen Nachdruck ver
liehen hat. · Das Koialitionsgleichgewicht ist also 
gewissermaßen wiederhergestellt. Vielleicht hat 
sich die SP[) dabei gedacht, daß eines Tages nicht
sozialistisch·e Finarnzminister in den: Ländern nach 
deT Pfeife eines sozialistischen Bundesfinanzmini
sters tanzen müßten. Und nun, meine Damen und 
Herren, müssen wir feststellen, d.aß das augen
blicklich umgekehrt ist. 

(Abg. IHaas: Das wäre nicht schlecht, Herr 
Kollege!) 

Wir weisen nur auf die Gedanken hin, die dabei 
eine Rolle gespielt haben. Wir wollen den Teufei 
nicht an die Wand malen, Herr Kollege Raas. 

{Abg. Haas: Das wärre nicht schlecht!) 

- Es war ja auch gewissermaßen verkehrt, Herr 
Kollege Raas, daß der Soz~aldemokr.at Zietsch -
ich darf das. Wort Staatsminister in diesem Fall 
weglassen -, gewissermaßen belastet mit der zen
tralistischen Einstellung der Sozialdemokmtischen 
Partei Deutschlands - die Betonung liegt hier auf 
dem letzten Wort -, aus seiner föderativen Ein
stellung heraus dem Föderalisten und CSU-Mann 
Schäffer gegenÜ'ber in Bad Nauhei:in Bedenken 
geg·en dessen Vorschläge äußern mußte. 

{.&bg. Kiene: Seien Sie froh, daß kein Bayern
pa·rteiler Finanzminister ist!) 

- Die Frage ist nicht spruchreif, ich brauche 
Ihnen also auch keine Antwort rzu geben. 

(Abg. Kiene: Aber Gedanken können Sie sich 
darüber machen!) 

Ich gebe zu: Das Amt des Finanzministers ist kein 
begehrenswertes Amt. Wenn man schon Finanz
minister ist, muß man es auqi hinnehmen, daß sich 
das Gewitter iihe'.r der eigenen Person für die 
Staatsregierung entlädt. 

Die Leidtragenden an dieser Entwicklung, meine 
Damen und Herren, - ich habe darauf schon vor 
einem J1ahr hingewiesen - sind wieder einmal die 
Gemeinden. Sie haben durchaJUs recht, Ren Fi-
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nanzminister, wenn Sie sagen, daß zwischen den 
Ländern und Gemeinden eine natürliche Interes
sengemeinschaft .gegenüber dem Bund besteht. Nie
mand wird Ihnen aiuch widersprechen, wenn Sie 
sagen - und das müssen wir leider feststellen -, 
daß im Bund Bestrebungen vorhanden sind, die 
geeignet sind, das geschichtliche, politische und 
wirtschaftliche Band, wie Sie es genannt haben, 
zwischen den Ländern und Gemeinden anzutasten. 
Sie haben auch nicht unrecht, wenn Sie sagen, daß 
die Länder besser für die Gemeinden sorgen könn
ten - ich sage nicht „können", sondern ich sage 
„könnten" ~ als der Brund. Ich gehe sogar einen 
Schritt weiter und sag·e, daß sich die bayeirischen 
Gemeinden, die ja weit überwiegend Landgemein
den sind, gegenüber den stark industrialisierten 
Gemeinden Nordrhein-Westfalens ru.sw. gar nicht 
durchzusetzen verrmögen würden. In allen diesen 
Punkten wird Ihnen, Herr Staatsminister, sicher
lich niemand widersprechen; aber was nützen den · 
Gemein!den diese schönen theoretisch.en Feststel
lungen, von denen sie letztlich nichts herunter
:beißen können und mit denen sie auch keine Aus-
gaben decken können. · 

Die ganz ausgezeichneten Ausführungen, die Sie, 
Herrr Staatsminister, zu dem Verhältnis zwischen 
Staat und Gemeinden gemacht haben, hätten im 
Haushaltsentwurf aber auch einen ganz anderen 
Ausdruck finden müssen, als sie ihn tatsächlich 
gefunden haben. Sie sagen, das Wesentliche an 
dieser Frage - so habe ich wenigstens Ihre Aus
führungen verstanden - sei die künftige bessere 
Gestaltung des endgültigen Finanzausgleichs zwi
schen Bund und Ländern. Diese Ihre Ansicht wird 
aberr schon sehr problematisch, wenn Sie diese Be
dingung als Voraussetzung dafür ansehen, daß der 
Finanzausgleich zwischen Staat und Gemeinden 
besser gestaltet werden kann. In diesem Punkt 
sind wir durchaus nicht einer Meinung, und hier, 
Herr Staatsminister, beißt sich, wie man zu sagen 
pflegt, die Katze in den Schwanz. Wenn man näm
lich sagt, daß die BesS'ergestaltung des ]finanzaus
gleichs zwischen Bund und Ländern die Vora.us
setzung für eine Bessergestaltung des Finanzaus
gleichs zwischen -dem Staat und den Gemeinden 
ist, dann widerspricht dies jedenfalls der Tatsache, 
daß man von Jahr zu Jahr dem Bund immer grö
ßere Zugeständnisse gemacht hat und erst dann 
Bedenken ·bekam, als die Kuh - um bei dem Ver
hältnis des jetzigen Anteils des Brundes an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer zu bleiben --
zu 40 Prozent aus dem Stall war. · 

Auf diese Entwicklung und ihre Gefahr habe 
ich schon vor einem Jahr aufmerksam gemacht. 
Die Ausführungen des Herrn Staatsministers der 
Finanzen haben gezeigt, daß ich mit meinen dama
ligen Ausführungen Techt hatte. Schließlich weiß 
jedes Mitglied der Staatsregierung und jedes Mit
,glied dieses Hauses, daß die kommunale Selbst
verwaltung neben dem Bund und den Ländern 
gleichwertiger Träger der öffentlichen Verwaltung, 
der öffentlichen Aufgaben ist. Zu den wichtigsten 
Aufgaben der L~nder gehört es, dafür zu sorgen, 

daß die Gemeinden als Unterbau der öffentlichen 
Verwaltung finanziell gesund erhalten werden. 
Auch diese. grundsätzliche Erwägung hat unseres 
Erachtens in dem Haushaltsentwurf zu wenig Aus
druck gefunden. Und hier, Herr Staatsminister der. 
Finanzen, gibt es nach meinem Dafürhalten keine 
Vertröstung auf das Jahr 1954, das heißt auf die 
Zeit des vermutlich endgültigen Finanzausgleichs 
zwischen Bund und Länd·ern, 

Wenn wir den vorgelegten Haushaltsentwurf an
sehen, so finden wir, daß sich deT Finanzausgleich 
zwischen Staat und Gemeinden verschlechtert hat. 
Wie ich einem Schreiben des Verhandes der .Land
gemeinden Bayerns an die Fraktionen des Bayeri
schen Landtags entnehme, haben die kommunalen 
Spitzenver>bäm:le Anfang Dezember 1952 den Herrn 
Sta·atsminister der Finanzen g·ebeten, Zlllr Gestal
tung des FinamJausgleichs im Rechnungsjahr 1953 
gehört zu werden, 'bevor im Finanzministerium die 
V:erhandlungen über den Staatshaushalt 1953 end
gültig abgeschlossen sind. Es ist den Gemeinden 
nachzufühlen, daß sie enttäuscht darüber sind, daß 
die ihnen vom iHerrn Staiatsminister der Finanzen 
gegebene Zusage nicht eingehalten wurde. Herr 
Staatsminister, es würde meine Fraktion interes" 
sieren, welche Gründe das Staatsministerium zu 
diesem Verhalten veranlaßt haben. Schließlich 
haben die kommunalen Spitzenverbände nach mei ... 
nem Dafürhalten einen gewissen Anspruch darauf, 
VOT Fertigstellung des Haushaltsentwurfs gehört 
zu werden und ihrerseits vom Finanzministerium 
zu hören, wi•e der Finanzausg1eich zwischen Staat 
und Gemeinden gedacht ist. 

(Zuruf: Das ist doch geschehen!) 

- Nein, das ist nicht geschehen. Ich glaube, daß die 
Anhörung der Gemeinden sehr erforderlich wäre, 
Herr Staatsminister, um ihnen das Gefühl zu ge
ben, dem Sie in Ihrer Rede so kräftigen Nach druck 
verliehen haben, nämlich das Gefühl, daß sie bei 
den Ländern besser aufgehoben sind als beim 
Bund. Jedenfalls steht die Haltung des bayerischen 
Finanzministeriums im Widerspruch zu den diesM 
bezüglichen Ausführungen in der Etatrede des 
Herrn Finanzministers. Wir werden nach Lage der 
Dinge gern den Wunsch des Verbands der Land
gemeinden aufgreifen, daß sein Vertreter bei den 
Beratungen des Haushaltsausschusses zum Finanz
ausgleich zwischen Staat und Gemeinden gehört 
wird, und wir behalten uns vor, zur gegebenen 
Zeit einen entsprechenden Antrag im Staatshaus
haltsausschuß zu stellen. 

Rein zahlenmäßig hat sich der Finanzausgleich 
zwischen Staat und Gemeinden verschlechtert, 
erstens dadurch, daß der früher auf 28 Millio
nen DM festgesetzte Betrag für Zuschüsse und 
Darlehen zur Trümmerbeseitigung und zum Wie
deraufbau auf 14 Millionen DM gekürzt wurde, 
und zweitens durch den teilweisen Wegfall der bis
herigen Verzichtleistung des Staates auf Beitrags
leistungen der Bezirksverbände zum Aufwand des 
Staates für die persönlichen Volksschullasten in 
Höhe von 9 Millionen DM, indem die bisherige 
Beitragsleistung von 21 auf 30 Millionen DM er
höht wurde. Statt daß also, wie die Gemeinden 
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zweifellos erhofft hatten, der Finanzausgleich zwi
schen Staat und Gemeinden sich im Haushaltsjahr 
1953 für die letzteren besser gestaltet hätte, hat er. 
sich um ~und 23 Millionen DM verschlechtert. 

Nun verhält es sich ja hinsichtlich der Beiträge 
der Bezirksverbände zu den persönlichen Volks
schullasten so, daß die Bezirksverbände selbst über 
eigene Einnahmen nicht verfügen und ihren unge
deckten Bedarf in Form von Bezirksumlagen auf 
die Stadt- und Landkreise umlegen müssen. Die 
Landkreise ihrerseits tun dasselbe in Form von 
Kreisumlagen auf die kreisangehörigen Gemein
den. Es sind also immer wieder die Gemeinden, die 
auch die Erhöhung der Beiträge der Bezirksver
bände zu tragen haben. Wenn man nun diesen 
l3etrag von 9 Millionen DM aufteilt, dürften davon 
auf den Bezirksverband Oberbayern etwa 3 Mil
lionen und auf die übrigen Bezirksverbände je 
1 Million DM entfallen. Das sind schon sehr erheb
liche Belastungen für die Bezirksverbände. Die 
Folge dieser Maßnahme wird selbstverständlich 
sein, daß eine E+höhung der Bezirk~umlagen und 
als Folge davon wieder eine Erhöhung der Kreis
umlagen ·eintreten wird. Ich möchte es bezweifefo, 
ob dieser Betrag von 9 Millionen DM die Unruhe 
und die. Mißstimmung wert ist, die dadurch in die 
Gemeinden und in die korrimunalen Verbände ge
tragen wird. Ich bitte, mich nicht mißzuverstehen: 
Ich halte diesen Betrag gar nicht für gering oder 
nebensächlich; aber ich bin der Meinung, daß diese 
9 Millionen DM an anderer Stelle hätten eher ein
gespart 'Neriden können •als -i.x1enn ma!n .gerade bei 
den leistiun:gsschwachen Gemeinden damit anfängt. 

(Abg. von Haniel-Niethammer: Wo?) 

- Her:r Kollege von Haniel, warten Sie ab! Ich 
werde dann auch Ihnen Ihre Sünden. vorhalten, 
daß man nämlich nicht rechtzeitig dazu getan hat, 
um zu entsprechenden Einsparungen im Haushalt 
zu kommen. Warten Sie ab! 

(Abg. von Haniel-Niethammer: Ich warte! -
Abg, Kiene: . . . aber Anträge stellen auf 

Zuschüsse!) 

- Diese Anträge, Herr Kollege Kiene, verteilen 
sich,. wie ich feststellen möchte, recht gleichmäßig 
auf alle Fraktionen. Es wäre einmal ganz inter
essant zu untersuchen, welche Anträge - insgesamt 
genommen - den höchsten Betrag erfordern. Ich 
glaube also, ein Einwurf müßte schon besser be
gründet sein als der, den Sie gerade gemacht 
haben. - · 

(Sehr gut! bei der BP) 

Als gar nicht stichhaltig, meine Damen und Her
ren, betrachte ich die Ausführungen des Herrn 
Finanzministers zu den Investitionen de1· Gemefö
den in Höhe von 309,5 Millionen DM. Zunächst ein
mal muß nämlich berücksichtigt werden, daß von 
diesen 309,5 Millionen DM auf die kreisangehöri
gen Gemeinden ein Betrag von etwa 50 Miilio
nen DM entfällt. Außerdem darf nicht übersehen 
werden - was man ja von seiten des Staates 
dauernd und· recht nachdrücklich geltend macht -, 

daß auch die Gemeinden einen außerordentlich 
großen Nachholbedarf haben. In Bayern fehlen 
6000 Schulräume, die Wasserversorgung ist in vie
len Gemeinden infolge des Einströmens der Flücht
linge vollkommen unzureichend geworden; die Ab
wasserbeseitigung hat sich zu einem brennenden 
Problem entwickelt und letzten Endes ist auch für 
die Gemeinden der soziale Wohnungsbau das Pro
blem Nummer eins. Es darf hierbei auch nicht 
übersehen werden, daß Investitionen Arbeit schaf
fen und daß das Erträgnis aus dieser Arbeit wie
derum zu einer Erhohung der dem Land zuflie
ßenden Einkommen- und Lohnsteuern führt. 
Schließlich ist es auch besser, das Geld für werte
und arbeitschaffende Maßnahmen auszugeben als 
es - wenn ich in diesem Zusammenhang so sagen 
darf - für unproduktive Maßnahmen aufzuwen-
den. · 

Einige· Worte zur Entwicklung des gemefodlichen 
Steueraufkommens: Die Einnahmen der Gemein
den aus den Grundsteuern sind vom Jahr 1949 bis 
zum Jahr 1951 nicht sehr wesentlich gestiegen. Die 
Grundsteuern kann man als erstarrt ansehen; 
jedenfalls fallen sie bei unserer Betrachtung kaum 
ins Gewicht. · 

Etwas anderes ist es - das gebe ich ohne wei
teres. zu - bei. dem Gewerbesteueraufkommen. Es 
ist festzustellen, daß: das Gewerbesteueraufkom
men im Rechnungsjahr. 1952 gegenüber dem Rech
nungsjahr 1951 höher geworden ist. Das ist nicht 
zu leugnen. Wenn man aber nun die Gemeinden 
bis zu 5000 Einwohnern betrachtet - das sind 
,immerhin 6914 Gemeinden von insgesamt 7083 ~, 
wird man feststellen können, daß bei diesen Ge
meinden die Erhöhung der Gewerbesteuer außer
ordentlich bescheiden ist 

(Abg. Lang: Sehr gut!) 

_im Verhältnis zu den Mehrausgaben, die diese Ge-'
meinden haben. Ein wesentlicheres Mehraufkom
men - das ist richtig __, werden die restlichen 
169 Gemeinden mit über 5000 Einwohnern zu ver
zeichnen haben. Aber diese Gemeinden haben nun 
wieder weitergehendere Aufgaben durch den Wie
deraufbau und ähnliche Erfordernisse. Darüber 
kann ja dem Finanzminister sein Kollege Wimmer 
oder sein Kollege Hielscher genauestens Auskunft 
geben. Sie können auch, Herr Finanzminister; nicht 
leugnen, daß ein Teil der erhöhten Gewerbesteuer
einnahmen im Jahr 1952 noch auf Nachholungen 
zurückzuführen ist - ein Teil, sage ich. Aber ab
gesehen davon - das scheint mir nun das Wich
tigste dieser ganzen Frage zu sein und es wäre 
interessant, wenn der Herr Staatsminister der 
Finanzen in seiner Antwort darauf eingehen 
würde -:-- . macht diese Gewerbesteuererhöhung 
gegenüber den Gesamtausgaben, im Durchschnitt 
gerechnet, nur wenige Prozente des Haushaltsvolu
mens aus. Das Ausschlaggebende scheint mir näm~ 
lieh zu sein, daß man demgegenüber die prozen
tuale Erhöhung der Mehrausgaben der Gemeinden 
stellt. Die indirekte Anspielung des Herrn Staats
ministers in seiner Rede auf die Möglichkeit der 
Erhöhung der Hebesätze bei der· Grundsteuer und 
der Gewerbesteuer halte ich für sehr unglücklich. 

5 
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Es scheint mir durchaus nicht sinnvoll zu sein, 
wenn auf der einen Seite der Herr Bundesfinanz
minister dem Bundestag eine Vorlage über eine 
kleine Steuerreform macht, die von der Erkennt
nis ausgeht, daß die Steuerbelastung ~ wie übri
gens auch hohe und höchste Beamte der Bundes
und der Länderfinanzverwaltung sagen - die Ini
tiative der Wirtschaft hemmt, und wenn man nun 
andererseits die Gemeinden, ermuntert, die ge
meindlichen Steuern zu erhönen. Ich möchte vor 
einem solchen Weg warnen, auch wenn es sich hier 
um Steuern handelt, die als Betriebsausgaben ab
gesetzt werden können. Ich könnte mir vorstellen, 
wenn man die ungünstige Frachtlage eines großen 
Teils der bayerischen Gemeinden berücksichtigt 
- und die muß man hier in Erwägung ziehen -, 
daß man dann mit einer solchen Maßnahme sehr 
leicht daneben greifen kann. 

Letzten Endes müssen doch die Gemeinden als 
der Unterbau der öffentlichen Verwaltung mit 
jenen finanziellen Mitteln ausgestattet werden, die 
sie benötigen, um ihre Aufgaben erfüllen zu kön
nen. Aus diesem Gesichtspunkt heraus scheinen 
der Bayernpartei die Kürzungen, die im Haus
haltsentwurf 1953 vor.genommen wu11den, nicht an
gebracht und. nicht zweckvoll zu sein. 

Ich möchte im Zusammenhang mit den Gedan
ken, die ich eben zum Ausdruck gebracht habe, auf 
eine Veröffentlichung der fadustrie- und Handels
kammer Bayreuth hinweisen, in der bekanntge
geben wurde, daß in qer letzten Zeit etwa 100 Be
triebe aus Oberfranken abgewandert sind, weil 
ihnen die verkehrswirtschaftliche und verkehrs
politische Lage Schwierigkeiten bereitet hat. Wenn 
man demgegenüber in Betracht zieht, daß in den 
letzten fünf Jahren etwa 2400 neue Betriebe nach 
Bayern gekommen sind, mag das vielleicht im 
ersten Augenblick nicht aufregend sein, doch sollte 
man über solche Anzeichen nicht ohne weiteres 
hinweggehen, vor allem auch nicht mit Rücksicht 
auf die geltend gemachten Gründe. Auch aus an
deren Regierungsbezirken liegen Nachrichten über 
solche Abwanderungen vor. Zum Teil soll es sich 
dabei sogar um größere Betriebe gehandelt haben. 
In einem anderen Zeitungsbericht, den ich vor eini
gen Tagen gelesen habe, wird davon gesprochen, 
daß die Unterbringungsverhältnisse der Betriebe in 
einem Teil der Gemeinden ganz unhaltbar sind und 
daß auch die Unterbringung der Betriebsangehöri
gen fast menschenunwürdig ist. Es .wird erwähnt, 
daß vor· kurzem ein Gemeinderat einer kleinen 
württembergischen Stadt geschlossen in einem 
solchen Betrieb erschien und den Vorschlag einer 
Umsiedlung nach Württemberg gemacht hat mit 
dem Angebot, daß neben den Betriebsräumen -auch 
250 Wohnungen zu je 3 Zimmer zum Preis von 
40 DM zur Verfügung"· gestellt würden. Versetzen 
Sie sich da einmal in die Lage des Betriebsinhabers! 
Nehmen Sie. an, zu dem Betriebsinhaber Zietsch 
kommt der Gemeinderat einer württembergischen 
Gemeinde und sagt: Herr Zietsch, Sie sehen, Ihre 
Betriebsräume sind alles andere als gut, Ihre Be
triebsangehörigen sind miserabel untergebracht, die 

\ Frac::litlage Ihres Betriebes ist auch nicht sehr gün
stig, wir in Württemberg können Ihnen da ganz 
andere Bedingungen bieten, wir bieten Ihnen sau
bere Betriebsräume und ·250 Wohnungen für Ihre 
Betriebsangehörigen. Sie würden als vorsichtiger 
Mann, als den ich Sie einschätze, sagen: Ich werde 
mir diese Frage überlegen und werde Ihnen zu 
gegebener Zeit Mitteilung machen. Und fünf Minu
ten, nachdem sich die Türe hinter dem württem
bergischen Gemeinderat geschlossen hat, kommt 
der bayerische Gemeinderat und erklärt: Herr 
Zietsch, Ihre Betriebsräume sind 11chlecht; wir müs
sen auch feststellen, daß Ihre Betriebsangehörigen 
schlecht untergebracht sind, Sie wissen aber auch, 
die Gemeinde hat kein Geld, ui:n hier eingreifen 
zu können; der Herr Finanzminister Zietsch aber 
hat uns den Vorschlag gemacht, die Grund- und 
die Gewerbesteuer zu erhöhen, und so wollen wir 
Ihnen nun mitteilen, daß wir .die Gewerbesteuer 
erhöht haben. Ich frage .Sie als den Betriebsinhaber 
Zietsch, was Sie dem württembergischen und dem 
bayerischen Gemeinderat antworten würden, Herr 
Finanzminister. Das würde mä.ch interessieren. Das 
hängt nämlich irgendwie auch mit diesen Dingen 
zusammen. Dlese Abwanderungen mögen Einzel
fälle sein, aber es sind Symptome. Es handelt sich 
darum - und hier komme ich zu dem springenden 
Punkt-, daß nach unserer Ansicht der bayerische 
Staat viel zu wenig tut, um neue Betriebe nach 
Bayern zu bringen. Betrachten Sie nur Württem-
berg! · 

(Abg. Elsen: Schauen Sie doch die Steuer-
kraftzahlen Württembergs an!) 

- Herr Kollege Elsen, warten Sie nur ab! Würt
temberg hatte am Anfang auch nicht die großen 
Steuerkraftzahlen, die es heute hat. Württemberg 
ist aber trotz des sehr guten Steueraufkommens -
das möchte ich Ihnen auch sagen, Herr Kollege 
Elsen - unablässig bemüht, neue Betriebe in sein 
Land zu bekommen und seine Wirtschaft unent
wegt zu fördern. 

(Zurufe) 

Wir sollten in dieser Richtung wenigstens einmal 
einen Anfang machen, meine Herren Kollegen! Ihre 
Zwischenrufe überzeugen mich da durchaus nicht. 
Diese Ausgaqen rentieren sich besser als viele an
dere, das möchte ich auf alle Fälle feststellen. 

(Abg. Kiene: Sie sind also für die Landes-
planung!) 

Nach meinem Dafürhalten geht man bei uns in der 
Bereitstellung von Mitteln zur Förderung der Wirt
schaft zu engherzig vor. 

(Abg. von Knoeringen: Wie soll es dann 
gemacht werden?) 

- Ich komme darauf noch, Herr Kollege von Knoe
ringen. Es hängt das zusammen mit den Sparmaß
nahmen auf anderen Gebieten, auf die ich noch im 
Laufe meiner Ausführungen zu sprechen kommen 
werde. Ich bitte Sie, Herr Kollege von Knoeringen, 
noch so lange Geduld zu haben. 

Diese so aufgewendeten Mittel werden sich jeden
falls für den Staat gut rentieren, wie wir mit einem 
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neidvollen Blick auf unser Nachbarland Württem
berg feststellen können. 

Nun hat der Herr Staatsminister der Finanzen 
mit stolz geschwellter Brust in seiner Etatrede fest
gestellt, daß trotz der angespannten Finanzlage des 
Staates nach dem Haushaltsentwurf 1953/54 ge
wissermaßen außergewöhnlich viel für die Förde
rung der Wirtschaft geleistet wird, indem nämlich 
im ordentlichen Haushalt 19,8 Millionen und im 
außerordentlichen 'Haushalt über 50 Millionen be
reitgestellt werden. Diese beiden Beträge muß man 
etwas genauer ansehen; und wenn man das tut, 
kommt man zu der überraschenden Feststellung, 
daß in dem Betrag von 19;8 Millionen im o~dent
lichen Haushalt eine Position von 10 Millionen für 
die Inanspruchnahme aus Staatsbürgschaften und 
ähnlichen Verpflichtungen enthalten ist. Eine In
anspruchnahme aus Staatsbürgschaften und ähn
lichen Verpflichtungen kann ich aber nicht alS Maß
nahme zur Förderung der Wirtschaft betrachten. 
Man muß auch den Begriff „Förderung der Wirt
schaft" schon sehr weit ziehen, wenn man beispiels
weise den Betrag von 1,5 Millionen für die Auf
rechterhaltung des Kalk- und Zementwerks Marien
stein mit einbezieht odh auch den Zuschuß an den 
Bayerischen Lloyd und den Mietausgleich zur Un
terbrihgung des Patentamts. 

(Abg. Beier: Ist.ja noch nicht bewilligt!) 

- Allerdings ist das noch nicht bewilligt, wir reden 
aber jetzt zum Haushaltsentwurf, und da müssen 
Sie mir gestatten, ~ wenn Sie anderseits davon 
sprechen, daß sich die Opposition zu wenig rührt -, 
daß wir bei dieser Gelegenheit auch einmal klar 
unsere Meinung sagen. 

Das gleiche gilt auch· für die im außerordent~ 
liehen Haushalt für diesen Zweck bereitgestellten 
Mittel. Auch im außerordentlichen Haushalt sind 
Beträge enthalten, die wir nicht als Förderungs
maßnahmen für die Wirtschaft ansehen können, 
nämlich jene Beträge, die für Beteiligungen des 
Staates vorgesehen sind und als Hingabe von Dar
lehen an solche Betriebe. Ich kann die Beteiligung 
des bayeriscl,len Staates an Betrieben nicht als För- · 
c:Jerung der Wirtschaft betrachten. Das muß ich 
Ihnen ganz ehrlich sagen. Ich halte sie für das 
Gegenteil einer Förderung. Vielleicht gehört sie 
haushaltstechnisch hier hinein; das will ich gar 
nicht bestreiten. Aber wirtschaftlich gesehen han
delt es sich nach meinem Dafürhalten nicht um 
Maßnahmen zur Förderung der Wirtschaft. Ich lasse 
mich aber sehr gern durch Ihre Ausführungen, 
Herr Staatsminister, die Sie dann sicherlich dazu 
machen werden, belehren und bin einem besseren 
Wissen gerne zugänglich. -

(Zuruf von der SPD) 

So prunkvoll, meine Herren, wie sich diese Zahlen 
in der Etatrede angehört haben, sind sie also nicht, 
wie ich Ihnen jetzt gezeigt habe. 

Ich halte es für überflüssig, auf die Ausführungen 
des Herrn Staatsministers über die Beteiligung des 
bayerischen Staates an gemischtwirtschaftlichen und 

gemeinnützigen Unternehmungen und auf die die
sen Unternehmen gewährten Darlehen einzugehen, 
weil ja vor kurzer Zeit eine sehr lebhafte und aus
führliche Debatte über die Kredit- und Wirtschafts
politik des bayerischen Staates in diesem Hohen 
Hause stattgefunden hat. 

Jedoch möchte ich ein Wo.rt zur achtprozentigen 
Schatzanweisungsanleihe sagen, 

(Gut! bei der SPD) 
und zwar im Zusammenhang mit den - ich weiß 
nicht, ob Sie jetzt auch sagen werden: das ist gut -
den Staatsbetrieben gewäh1·ten Darlehen. Ich halte 
es für ausgesprochen falsch:" daß man auf der einen 
Seite von seiten des Staates für eine Staatsanleihe 
8 Prozent bezahlt, und fl,Uf der anderen Seite den 
staatseigenen Betrieben Darlehen wesentlich billi
ger gibt. Ich muß Ihnen auch sagen, ich halte es 
ebenfalls für unrichtig, wenn man darauf hinweist: 
„Seht, wie sich unsere Betriebe rentieren, vier oder 
fünf Prozent Dividende." Der Herr Kollege Dr. La
cherbauer hat sich bei dieser Gelegenheit einmal 
einen ernsten und mahnenden Zwischenruf seines 
Kollegen Elsen zugezogen. Ich meine aber nicht die 
Staatsbank, sondern den Schulbuchverlag und an
dere Unternehmen. Ich halte es für falsch, wenn 
man sagt, daß sich diese Betriebe gut rentieren, 
wenn die Differenz zwischen den bezahlten und 
den geforderten Zinsen der Staat aus eigener Tasche 
bezahlt und sie auf irgendeine andere Haushalts
position verrechnet. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
Meine Fraktion steht grundsätzlich auf dem Stand
punkt, daß den Unternehmen des Staates Dar
lehen nur zu den gleichen Bedingungen gewährt 
werden sollen, wie sie sie von den Bankinstituten 
erhalten können. Das gleiche gilt •auch für die Be
dingungen und die Höhe der Kapitalausstattung 
solcher Betriebe. Nur unter diesen Voraussetzungen 
können wir überhaupt einen Rentabilitätsvergleich 
zwischen Staatsbetrieben und PrivatbetriE:;hen an-. 
stellen. 

(Sehr r:ichtig! bei der BP) 

Ich möchte diese Ausführungen mit einer An
regung an die Staatsregierung schließen. Es war 
bisher üblich, daß die Aufsichtsratsposten bei den 
Unternehmen, an denen der Staat beteiligt ist, den 
Mitgliedern der Staatsregierung und den Beamten 
der Ministerien vorbehalten wurden. Ich unterstelle 
dabei selbstverständlich, Herr Minister, daß diesem 
Personenkreis dadurch keinerlei Vergütungen zu• 
geflossen sind. Ich möchte das deshalb besonders 
betonen, weil nämlich meine Anregung dahin geht, 
daß die bisherige Regelung geändert wird und daß 
Mitglieder des Haushaltsausschusses und des Wirt
schaftsausschusses für solche Aufgaben herange
zogen werden; denn dann können die Kolleginnen 
und Kollegen bei den Beratungen im Haushalts
und im Wirtschaftsausschuß aus eigener Erfahrung 
und aus eigener Kenntnis der Dinge zu den auf
tauchenden Fragen Stellung nehmen. Für Betriebe, 
die keinen Aufsichtsrat haben, ist nach meinem Da
fürhalten die Aufstellung ·eines Pflegers erforder
lich. Diese Frage ist, wie Sie wissen, Herr Kollege 
Beier, von mir schon einmal im Haushaltsausschuß 

i 
1' 
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angeschnitten worden. Der Haushaltsausschuß hat 
sie zwar nicht debattiert, 

(Zuruf: Akzeptiert!) 

aber man konnte aus den wenigen Äußerungen 
entnehmen, daß er sie akzeptiert hat. Es wäre viel-__ 
leicht auch einmal ganz interessant zu hören, was 
der Wirtschaftsausschuß dazu meint. Jedenfalls hof
fen wir, daß diese Anregung der Bayernpartei von 
der Staatsregierung aufgegriffen wird und daß sie 
in irgendeiner Form z!lr Durchführung gelangt. 

Große Bedenken möchte ich gegen die Ermäch
tigung geltend machen, die in § 3 . des Haushalts
gesetzes für· die Staatsregierung vorgesehen ist. So
weit mir bekannt ist, hat sich über diese Frage auch 
eine lange Debatte im Haushaltsausschuß des Baye
rischen Senats ergeben, und mit Recht wurde gel
tend gemacht, daß die in § 3 des Haushaltsgesetzes 
enthaltene Bestimmung, daß die Ausgabenmittel 
von der Staatsregierung zur Aufrechterhaltung des 
Haushaltsgleichgewichts in entsprechendem ·Maß 
gekürzt wevden können, gerade mdt Rüclrnicht auf 
die Unsicherheitsfaktoren, von denen der Herr 
Staatsminister der Finanzen im Zusammenhang mit 
seiner Etatrede sprach, von außerordentlich großer 
Bedeutung ist. Als Oppositionspartei müssen wir 
diese Ermächtigung ablehnen, weil sie eine Be
schneidung des vor.µehmsten Rechtes des Landtags 
darstellt. 

(Bravo! bei der BP) 

Wir sind vielmehr der Meinung, daß die Staats
regierung verpflichtet ist, im Augenblick der Ge
fahr dem Landtag entsprechende Vorlagen zu ma
chen und die Verantwortung dem Landtag zu über
lassen. Dieser unser Standpunkt wird bestärkt 
durch die Ausführungen des Herrn Staatsministers 
über die beeinflußbaren und die unbeeinflußbaren 
Ausgaben des Staates. Der Herr Staatsminister hat 
bekanntlich erklärt, daß die beeinflußbaren Aus
gaben des Staates nur noch 14,6 Prozent ausmachen, 
die unbeeinflußbaren Ausgaben also 85,4 Prozent 
betragen. Berücksichtigt man . nun, daß durch die 
kleine Steuerreform das Steueraufkommen des 
bayerischen Staates sich etwa um 100 Millionen DM 
senken könnte, und berücksichtigt man weiterhin, 
daß durch den Anspruch des Bundes auf Erhöhung 
seines Anteils an der Einkommensteuer der baye
rische Haushalt mit weiteren 50 Millionen DM be
lastet werden könnte, dann bleibt unter Zugrunde
legung der Berechnungen des Herrn Finanzmini
sters praktisch nur noch ein Betrag von 150 Mil
lionen DM übrig, über den der Bayerische Landtag 
verfügen könnte! Und das bei einem Haushalt von 
über 2 Milliarden DM! Unter diesen Umständen 
muß man schon die Frage aufwerfen, ob es über
haupt gerechtfertigt und vertretbar ist, daß man 
monatelang Haushaltsberatungen abhäl~, die ja dem 
bayerischen Staat auch Geld kosten. Praktisch 
kommt nämlich diese Ermächtigung in § 3 des 
Haushaltsgesetzes unter Berücksichtigung der Um
stände, die ich geschildert habe, mehr oder minder 
·einer Finanzdiktatur der Staatsregierung gleich, 
und aus diesem Grunde müssen wir sie ablehnen. 

Es scheint mir notwendig, auch auf den Bericht 
des Obersten Rechnungshofs über die Rechnungs
prij.fung 1949 mit einigen Worten wenigstens ein-. 
zugehen, und zwar deshalb, weil eine Reihe der 
hier festgestellten Mängel nach dem Bericht des 
Obersten Rechnungshofs noch besteht und anschei
nend nur sehr schwer abstelilbar ist. Z1Unächst ein
mal muß es uns überraschen, daß der Oberste Rech
nungshof nicht in der Lage war, die Beteiligungen 
des bayerischen Staates zu prüfen; er erklärt, daß 
das nicht möglich gewesen sei, weil das bayerische 
Staatsministerium der Finanzen die notwendigen 
Unterlagen nicht zur Verfügung gestellt, bezie
hungsweise das ErgebniS .seiner eigenen Prüfung 
nicht mitgeteilt habe. Es würde unsere Fraktion 
interessieren, Herr Staatsminister, aus welchem 
Grund das nicht geschehen ist, wobei wir allerdings 
schon von vornherein sagen möchten, daß die Be
rufung auf die Unmöglichkeit einer rechtzeitigen 
Fertigstellung der Umstellungsbilanzen nach un
serem Dafürhalten nicht stichhaltig ist, weil ja die 
Privatwirtschaft ihre Umstellungsbilanzen inzwi
schen auch hat fertigstellen müssen und vorgelegt 
hat. 

Im Übrigen handelt es sich bei den Feststellun
gen des Obersten Rechnungshofs um eine Unzahl 
von Be:anstandungen und, was bedauerlich ist, 
zum Teil um schwere Verstöße. Ich nenne davon 
nur: absichtliche Verwechslung von Titeln und 
Kapiteln, wodurch die Genehmigungspflicht um
gangen werden sollte, Nichteinholung der Zustim
mung des Finanzministers für außer- und über
planmäßige Ausgaben und Feststellung - man höre 
.und staune - von schwarzen Fonds, die auch heute 
noch bestehen sollen. Weitere Mängel möchte ich 
gar nicht aufzählen. Ich möchte unsere Stellung
nahme zum Bericht des Obersten Rechnungshofs, 
Herr Staatsminister, in den Stil eines finanzamt
lichen Prüfungsberichts kleiden. 

(Abg. Kaifer: Wo sind die schwarzen Fonds?) 

-:- Bitte, wenden Sie sich an den Obersten Rech
nungshof! Er hat die Feststellungen getroffen. Er 
wird Ihnen sicherlich auch sagen können, wo sie 
sind. 

(Abg. Beier: Heute nicht mehr!) 

-'-- Herr Kollege Beier! Der Oberste Rechnungshof 
hat, soweit ich unterrichtet bin, erklärt, daß diese 
schwarzen Fonds gewiß 1949 bestanden, daß aber 
auch heute n.och solche bestehen sollen. 

(Abg. Kaifer: Also Kannvorschrift!) 

- Das ist keine Kannvorschrift! 

Ich möchte also dem Herrn Staatsminister im Stil 
eines finanzamtlichen Prüfungsberichts anworten. 
Dieser Stil ist ja dem Herrn Finanzminister und 
seinen Ministerialbeamten nicht unbekannt. Der 
Prüfungsbericht, Herr Finanzminister, würde etwa 
so lauten - Herr Kollege Beier, geben Sie ob
acht! -: 

Die Prüfung hat ergeben, daß die Buchführung 
beziehungsweise die Rechnungsführung nicht 
ordnungsmäßig ist. 

(Zuruf des Abg. Beier) 
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Sie wird daher verworfen. Das Einkommen 
wird geschätzt. Die Steuervergünstigungen, die 
dem Steuerpflichtigen auf der Basis einer ord
nungsgemäßen Buchführung zur Verfügung 
stehen, werden ihm versagt. Die Einleitung 
eines Strafverfahrens wird beantragt. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr gut! - Leb-
hafter Beifall bei der BP) 

So würde der finanzamtliche PrüfUngsbericht lau
ten, Herr Finanzminister. Wenn ich nicht irre, wür
den Sie bei der Anzahl der Fälle bei gegebener Ge
legenheit von dieser Stelle aus dem noch hinzu
setzen, daß bei der Nachholung von Steuern auf 
Grund festgestellter Verfehlungen keinerlei Rück
sicht geübt werden kann, auch wenn die Betriebe 
zugrunde gehen. 

Herr Finanzminister! Ich habe jetzt die beiden 
Seiten einander gegenübergestellt. Sie haben hier 
auch einmal gesagt, es sei eine irrige Meinung, an
zunehmen, daß Steuervergehen Kavaliersdelikte 
seien; das Hohe Haus ha,t Ihnen darin voll zuge
stimmt. Aber daraus ergibt sich nun die Frage: Ver
treten Sie, Herr Staatsminister der Finanzen he- _ 
ziehungsweise vertritt die bayerische Staatsregie
rung, für die Sie ja sprechen, die Ansicht, daß die 
schweren, vom Obersten Rechnungshof festgestell
ten Verstöße etwa Kavaliersdelikte sind? Oder hat 
die Staatsregierung irgendwelche Schritte unter
nommen, um die Verantwortlichen zur Rechenschaft 
zu ziehen? Gehört haben wir davon nichts, aber es 
würde uns jedenfalls interessieren, Herr Staats
minister. 

Ich möchte auch· anregen - der Herr. Kollege 
Dr. Lacherbauer wird uns gleich oder später be
antworten können, ob das haushaltsrechtlich mög
lich ist -, daß der Oberste Rechnungshof dem 
Parlament oder dem Haushaltsausschuß laufend 
von wesentlichen Unzulänglichkeiten Kenntnis gibt, 
damit die Mängel sofort abgestellt werden kön
nen; denn der Oberste Rechnungshof ist auch bei 
Feststellung schwerer Mängel nicht in der Lage, 
Anordnungen für ihre Abstellung zu treffen. 

Schließlich hält es meine Fraktion für dringend 
notwendig, daß alsbald Vorschriften über die Hal
tung und Benutzung von Dienstkraftwag~n erlas
s_en werden, wie sie auch in anderen Ländern be
stehen. Über diese Angelegenheit ist ja auch in 
diesem Hohen Hause schon wiederholt gesprochen 
worden. 

Auf die einzelnen Haushalte einzugehen, möchte 
ich meinem Kollegen Dr. Geislhöringer überlassen. 
Ich möchte nur eine Anregung geben, die sich an 
die Worte anschließt, die der Herr Kultusminister 
heute über den Aufbau der Kliniken gesagt hat. 
Im Haushalt sind nicht unwesentliche Mittel für 
den Wiederaufbau von Kliniken vorgesehen. Sie 
wissen, daß die Universitätskliniken von München 
- Sie werden es mir nicht übelnehmen, wenn ich 
als Münchner Abgeordneter jetzt über die Münch
ner Kliniken einige Worte sage - zum Teil durch 
Bomben zerstört worden, zum Teil aber auch in
folge ihres langen Bestehens veraltet \lnd erneue-

rungsbedürftig sind. In einem guten Zustand be
finden sich nur die Frauenklinik, die Dermatolo
gische Klinik und die Nervenklinik. Die Augen
klinik.wird, wie Sie heute gehört haben, aufgebaut. 
Alle übrigen Kliniken, die ja zum Teil zerstört sind, 
müssen im Lauf der nächsten Jahre erneuert 
werden. 

Bisher hat man die Errichtung von Kliniken so 
gehandhabt und, wie ich aus den Worten des Herrn 
Kultusministers ersehen habe, ist es auch für die 
Zukunft so geplant, daß jede Klinik für sich ein 
eigenes Gebäude ·erhält. Das ist aber nach den 
Erfahrungen, die im Ausland, in Frankreich, in der 
Schweiz, in Amerika, in den nordischen Ländern 
gemacht worden sind, überholt. Man geht dort da
zu über, die zusammengehörigen Kliniken in einem 
gemeinsamen Gebäudekomplex unterzubringen. 
Das hat viele Vorteile. Ich will Ihnen das an einem 
kleinen Beispiel erläutern: Würden beispielsweise 
die in München notwendigen Bauten für die 
chirurgische Klinik, für die erste medizinische Kli
nik, die Hals-, Nasen- und Ohrenklinik, die Kin
derklinik, das Riederinstitut, die zweite medizini
sche Klinik und die Kieferklinik in einem Zentral
bau zusammengefaßt, bräuchte man nicht sieben 

- Verwaltungen, sondern könnte mit einer al,lskom
men. Man bräuchte auch nicht so viele Hörsäle,, 
wie man sie einbauen muß, wenn jede Klinik für 
sich besteht. In einem gemeinsamen Bau könnten 
sich die Kliniken in die Hörsäle teilen. Man 
bräuchte auch nur eine Heizungsanlage. Auch der 
Bau selbst käme billiger. Ich glaul;>e also, man 
könnte sowohl bei den I_aufenden Ausgaben als 
auch beim Bau selbst -Verbilligungen erreichen. 
Aber auch vom Standpunkt des Kranken - für 
ihn sind die Kliniken ja letztlich da - wäre ein 
solcher Zentralbau eine große Erleichterung. Ich 
will Ihnen auch das an einem Beispiel zeigen. Neh
men Sie an, bei einem Autounfall hat jemand einen 
Armbruch, eine Nasenverletzung und einen Kiefer
bruch erlitten. Der Betreffende wird, wenn ich 
richtig unterrichtet bin, zunächst in die chirurgische 
Klinik geschafft, wo ihm· sein Arm geschient wird. 
Dann wird er in die Hals-, Nasen- und Ohrenklinik _ 
gebracht, die einige Straßen weiter liegt; dort wird 
seine Nase behandelt. Schließlich muß er noch in 
die weiter entlegene Zahn- und Kieferklinik ge
bracht werden, damit dort sein Kiefer geschient 
werden kann. -Sie sehen also, daß es auch vom 
Standpunkt des Kranken aus doch wohl mindestens 
der Überlegung wert wäre, ob man bei dem Auf
bau der Kliniken nicht einen anderen Weg gehen 
soll. Meine Anregung will nicht mehr besa-gen, 
Herr Finanzminister und Herr Kultusminister -
der nicht anwesend ist, weil ihn der Haushalt weni
ger interessiert -, als daß man diese Dinge einmal 
auf die positiven und negativen Seiten hin prüft. 

Nun komme ich zu der Frage von $parmaßnah
men innerhalb der Staatsverwaltung. Sie erinnern 
sich, daß ich vor einem Jahr auf einen Beschluß 
des Haushaltsausschusses verwiesen habe, der im 
September 1950 gefaßt worden ist und mit dem der 
Landtag damals einstimmig die Einführung eines 
Sparkommissars besC.hlossen hat. Der Herr Staats
minister der Finanzen hat im Zusammenhang mit 
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der kleinen Steuerreform gesagt, die Bundestags
wahlen werfen lange, tiefe und weite Schatten 
voraus. Mir scheint, daß die Landtagswahlen, die 
etwa zwei Monate nach der Beschlußfassung über 
d1e Einsetzmng eines 'Sparkommissars stiattfan
den, damals auch weite, tiefe und lange Schat- -
ten vorausgeworfen haben. Nun sind aber diese 
Schatten durch die Koalition der Regierimgspar
teien, hier in dem Hohen Hause wenigstens, teil
weise in eitel Sonnenschein verwandelt worden. 
- Sie lachen, Herr Kollege Beier! -

(Abg. Kiene: Vertragen Sie keine Sonne? -
Wir haben sie gern; wir haben Sonne durch
aus gern! - P,..bg. Dr. Baumgarther: Es gibt 
aber auch einen Sonnenstich, der tödlich 
wirkt! - &bg. Kiene: Warum denn 1gle:ich 

sterben!) 

- &ber wir haben •auch manchmal den Elindruck, 
Herr Kollege Kiene, daß des Lebens ungetrübte 
Freude keinem Irdischen zuteil wird, auch in die
ser Koalition nicht. Wir wollen davon einmal ab:
sehen. Nun, meine Damen und Herren, mit diesem 
Sonnenschein sind die Schatten des Sparkommissars 
schnell vergangen gewesen und die Frage von Ein
sparungen ist im Laufe der letzten zwei Jahre 
von der Staatsregierung ernsthaft nicht in Angriff 
genommen worden. 

(Abg. Beier: Hört, hört!) 
Das müssen wir feststellen; denn die Staatsregie
rung wäre an sich auf Grund des damaligen Be
schlusses dazu verpflichtet gewesen. Einen schüch
ternen Versuch hat wohl das Finanzministerium 
mit der Einführung von Sparkommissionen ge
macht. Das war aber, wie wir wissen, ein untaug
licher Versuch, und die übrigen Ministerien haben 
sich schon gar nicht die Mühe gemacht, soJche 
Kommissionen überhaupt einzusetzen. So ist alles 
beim alten geblieben. Die Staatsausgaben sind von 
Jahr zu Jahr gestiegen. Auch die Personalausgaben 
sind von Jahr zu Jahr in die Höhe gegangen. Sie 
haben im Jahr 1951 30 Prozent, im Jahre 1952 
33 Prozent der Gesamtausgaben betragen; im Jahr 
1953 werden sie 37 Prozent der Gesamtausgaben 
erreichen. Wenn man das Jahr 1949 und das Jahr 
1953 einander gegenüberstellt, so stellt man fest, 
daß die Personalausgaben im Jahr 1949 655 Mil
lionen und im Jahr 1953 936 Millionen betragen 
haben. Die Erhöhung beläuft sich also-:-- Herr Kol
lege Beier, Sie nicken so zustimmend, als ob Sie 
auch zu den Oppositionsparteien gehören würden 
- auf 280 Millionen. Verglichen mit den Ausgaben 
im Jahr 1949 - darüber ist nicht zu lachen - be
trägt die Erhöhung 43 Prozent. 

(Zuruf von der SPD: Sehen Sie einmal 
Ihre Anträge an!) 

Ein sehr erheblicher Teil ist hierbei auf Personal
mehrung zurückzuführen, und zwar auf Personal
mehrung, die wiederum durch den Ausbau und di~ 
Vergrößerung des Verwaltungsapparates verur
sacht wurde. 

(Abg. Donsberger: Jedes Gesetz erfordert 
eine· Personalmehrung!) 

Ich habe den Eindruck, daß der Staat Aufgaben 
an sich gezogen hat, die auf einer anderen Ebene 
hätten gelöst werden können. ' 

(Abg. von Haniel-Niethammer: Beispiele!) 

- Es ist sehr billig zu sagen, Herr Kollege von Ha
niel: Beispiele! Ich werde Ihnen Beispiele für eine 
Behördenneuorganisation nennen. Für die Umorga
nisation einer Verwaltung, Herr Kollege von Ha
niel kann Ihnen auch ein Fachmann in zwei Sätzen 
keine Beispiele nennen. Das nur nebenbei bemerkt. 

Der Herr Finanzminister hat als Sparmaßnah
men angekündigt, daß neue Stellen erst vom 
1. Oktober 1953 ab besetzt werden, daß bei den 
bisherigen Stellen eine dreimonatige Sperre ein
tritt und daß schließlich jede dritte Beamtenstelle 
in Wegfall kommt. Dieser Ankündigung hat der 
Herr Staatsminister der Finanzen allerdings gleich 
die Mitteilung hinzugesetzt, daß wir uns große Er
gebnisse aus dieser Maßnahme nicht versprechen 
dürfen. Es handle sich, wie er sagte, mehr darum, 
„daß man das Feld für Sparmaßnahmen vorbe
reitet". Nun, ich habe ebenso wie meine Fraktion 
den Eindruck, daß bei dieser Maßnahme der Herr 
Staatsminister der Finanzen beziehungsweise die 
Staatsregierung keine sehr glückliche Hand gehabt 
hat. Maßnahmen dieser verallgemeinernden Art 
haben in der Regel kaum einen großen Erfolg, 
weil die später notwendig werdenden Ausnahme
fälle zu zahlreich sind. Der Erfolg scheint auch 
sehr fraglich zu sein, weil der Herr Staatsminister 
mit der Ankündigung dieser Maßnahme gleich
zeitig erklärt hat, im Haushaltsjahr 1953 sei eine 
erhebliche Personalvermehrung erforderlich, die, 
glaube ich, im Finanzministerium allein 1200 Be
amte und 140.0 Angestellte beträgt. Selbst der 
Oberste Rechnungshof soll, ich glaube bei den Be
ratungen des Etats im Haushaltsausschuß des 
Senats geäußert haben, diese Mehrung sei sehr 
reichlich. Somit stehen also die Äußerungen des 
Herrn Finanzministers über die vorgesehenen Ein
sparungsmaßnahmen und die Personalerhöhung, 
die im Jahre l953 eintreten wird, sehr in Wider
spruch zueinander. Wir haben nicht nur große 
Zweifel an einem Erfolg der vorgesehenen Maß
nahmen überhaupt, sondern wir sind der Meinung, · 
daß diese verallgemeinernde Form gar keinen 
Erfolg haben k an n und daß es sich auch hier 
wieder um einen Versuch mit untauglichen Mitteln 
handelt. 

Nun komme ich zu der wesentlichen Frage. Wenn 
man das Problem von Einsparungen in der Staats
verwaltung ernsthaft angehen will, muß zunächst 
einmal eine Prüfung der Verwaltungsneuorganisa
tion vorausgehen. Zu dieser Prüfung hätte die 
Staatsregierung zwei Jahre lang Zeit und Gelegen
heit gehabt; in diesen zwei Jahren ist aber nichts 
geschehen. Man hätte dem Obersten Rechnungshof 
ein Organisationsprüfungsamt angliedern oder 
hätte die Prüfung der Neuorganisation der Ver
waltung auch auf einer anderen Basis durchfüh
ren können. Erst wenn ein Gutachten über die 
Verwaltungsneuorganisation vorliegt, kann man 
über grundleg~nde Einsparungsmaßnahmen spre
chen. Erst wenn die Aufgaben des Staates und der 



---,---· 

Bayerischer Landtag - 134. Sitzung. Dienstag,, den 17. März 1953 975 

(Dl·. Weiß [BP]) 

übrigen Aufgabenträger entsprechend verteilt sind, 
kann man an die Durchführung der Verwaltungs
vereinfachung herangehen. Die letzten zwei Jahre 
- das wollen wir feststellen - sind ungenutzt 
verstrichen. 

Ich habe vorhin, veranlaßt durch den Einwurf 
des Herrn Kollegen von Haniel, auch ein Wort 
über die Behördenorganisation gesagt. Sie hätte 
daneben .schon in Angriff genommen werden kön
nen. Hier ergeben sich zweifellos Zweigleisigkeiten, 
die wir seit ein oder zwei Jahren oder schon län
ger mitschleifen, zum Beispiel zwischen der Ob~r- · 
sten Baubehörde und den Finanzbauämtern, Zweig
stellen der Oberfinanzdirektion und dem Landes
amf für Vermögensverwaltung mit Außenstellen, 
Landesentschädigungsamt und Amt für Wieder
gutmachung. Mit der Energiewirtschaft befassen 
sich vier Stellen: die Oberste Baubehörde, das 
Innenministerium, das Wirtschaftsministerium und 
das Finanzministerium. In Ländern, die sich solche 
Zweigleisigkeiten oder Viergleisigkeiten leisten 
könnten, befaßt sich mit der Energiewirtschaft nur 
eine Stelle nämlich das Wirtschaftsministerium. 
Dorthin g~hört meines Erachtens auch die Energie
wirtschaft. · 

Eine interessante Frage •ergibt sich für die 
Staatsregierung im Zusammenhang mit der Auf
lösung des Verkehrsministeriums. Das bayerische 
Verkehrsministerium ist aufgelöst worden 

(Abg. Kiene: Eben wegen der Zweigleisigkeit!) 

mit der Begründung, 1daß ein Teil seines Geschäfts_„ 
bereichs nicht mehr vorhanden sei. Nun besteht 
ein Ministerium, dessen Geschäftsbereich nach 
meinem Dafürhalten noch geringer ist 1als der
jenige, der damals beim Vierkeihrsministerium 
noch vorhanden g·ewesen war, nämlich das Arbeits
ministerium. Ich frage die .bayerische ·staatsrngie
rung: Hat sie die Frage erwogen, ob man dieses 
Ministeri<Um auflösen könnte, hat sie einmal die 
positiven und negativen Fragen einet solchen Maß
nahme geprüft? Denn allein mit der Begründung, 
1c1aß es sich da.bei um eine Maßnahme handeln 
wül"de, die die Arbeit herabwürdigt, können Sie 
die Frage nicht abtun. In einer Reihe anderer 
Länder ist der Geschäftsbereich des Arbeitsmini
steriums 1bekanntlich dem Wirtschaftsministerium 
.angeschlossen. Ich g1aube, früher war es in Bayern 
auch so. Nun würde mich - das ist meine per
sönlich·e Meinung - immerhin intevessieren, wie 
die Sta.ats'l'egierung ü:ber ·föese Frage denkt, da 
das Ar·beitsministerium ja einen erheblichen Teil 
seines Avbeitsbereiches an die B<Undesanstalt für 
Arbeitsvermittlung verloren hat. Bei den Zwei
gleisigkeiten, von denen ich sprach, handelt es sich 
um erkennbare Mängel, die·man schon in den letz
ten Jahren hätte abstellen können. Ich möchte aber 
nicht miß~erstanden wel'den: Bei meiner Kritik 
geht es nicht um die Beseitigung von Zweigleisig
keiten, sondern mir geht es um die Verwaltungs
neuorganisation. 

Nun ist im Bundesanzeiger vom 13. Janwar 1953 
- ich ha1be i!hn schon gelesen, •bevor der Präsident 

des Obersten Rechnungshofs im Haushaltsaiusschuß 
darüber gesprochen hat - ein interessanter Ver
gleich über die Einnahmen .und Ausgaben der 
Länder enthalten. Und sieihe da, im zweiten Vier
tel :des Rechnungsj1ahres 1952 haben die Personal
und Sachausg.ahen im r·eicherren und größeren 
Nordrhein-Westfalen im V:erib.ältnis zur Einwoh
nerschaft ·erheblich weniger ibetrag•en ·als im steuer
armen Bayern. Im zweiten Viertel des Re~nungs
halbjahres 1952 haben die P·ersonal- und Sachaus
gaben in Bayern 210 Millionen, im Land Nord
l'hein-Westfal·en 130 Millionen betragen. Ich weiß, 
daß diese Z.aihlen einer g•ewissen Korrektur be
dürfen. Meines Erachtens müssen die Finanzzuwei
sungen an die Gemeinden hinZ'Uge!'echnet werden, 
die im gleichen Zeitraum in Bayern 25,9 Millionen 
und in Nordl'hein-Westfalen 76 Millionen betrugen. 
Für Schul1asten waren in Bayern angesetzt 2 Mil
lionen und iri No!'drhein-Westfalen 56,8 MUlionen. 
Die lPoliz·eilasten beliefen sich in Bayern, auf 5,4 
Millionen , und in Nordl'hein-Westfalen auf 22,4 
Millionen. Ich glaube, daß dagegen in Abzug ge-. 
bracht werden müssen die Umlagen und Beiträge der 
Gemeinden in Bayern mit 5,2 Millionen und in 
Nordrhein-Westfalen mit 23,3 Millionen. Es ergeben 
sich dann •als Vergleichszahlen für Bayern insge
samt 240 Millionen urid für Nordrhein-Westfalen 
insgesamt 260 Millionen. Sie werden sagen: Was 

·wollen Sie? Das ist sowieso g·eringea.·! Wenn Sie 
a:ber diese Zahlen 1auf die Einwohnerzahl umrech
nen, dann werden Si:e feststellen, ·daß der Mehr
aufwand in Bayern ungefähr 80 bis 100 Millio
nen DM beträgt. Auch die PoUzeHasten sind in 
Bayern höher als in NordTihein-Westfalen. Sie be
tragen in Bayern pro Kopf 1der Bevölkerung 9 DM,. 
in Noridrhein-West:lialen dagegen nur 6 DM. Herr 
Staatsminister des Innern, ich glaube nicht, daß 
die Bayern ,gefährlichere Leute sind als die Leute. 
in Nordrhein-West:5a1en. Woraus ergibt sich dann 
diese Überhöhung der Polizeilasten pro Kopf der 
Bevö1kerung? · 

{Abg. Beier: Die werden besser bezahlt!) 

Jedenfalls sind es 'bemerkenswerte V·eröffentlichun
gen, die so.gar alarmierend sind, denn es ist ja zu 
berücksichtig•en, daß der Bundesanzeiger nicht nur 
in ·Bayern, sondern auch außerrhalb Bayerns ge
lesen wüd. Die Kritik an der teueren Staatsver
waltung in Bayern ·erhält dadurch eine vitamin
veiche Nahrung. Dar.auf wollte ich nur aufmerk.., 

· S'am machen. 
Heute ihaben wir noch Zeit, zu Einsparungen zu 

kommen und die Frage der Einsparungen grund
legend aufzmgreifen; denn zur Zeit ist die Wirt
schafts- und Finanzlage des Sta·ates noch gut. Wir 
wissen nicht, wie Lange dieS'e Lage so sein wird. 
Wehe dem Land Bayern, wenn föese Wirtschafts
konjunktur nachläßt und das Steueraufkommen 
sinJkt! Wenn dieser Fall eintritt und wir haben 
nicht vorgebaut, dann wird es mit der eigenen 
bayerischen Finanzverwaltung bald aus sein; denn 
dann wird es dem Bund leicht fallen, die gesamte 
Finanzverwaltung an sich zu ziehen. Bayern wird 
dann nichts ander·es mehr sein als ein Verwal
tungsorgan des Bundes. Das wollen wir .verhüten, 
und deshalb weisen wir mit Nachdruck und mit 



976 Bayerischer Landtag - 134. Sitzung. Dienstag, den 17. März 1953 

(Dr. Weiß [BP]) 

Ernst auf diese Sach1age hin. Wir tun das aber 
nicht nur aus dies1em Grunde, sondern auch des·· 
harb, weil der Steuerzahler - ob 1er nun selbstän
dig· Tätiger ist und Einkommensteuer zahlt, oder 
ob er Beamter, Angestellter oder Arrbeiter ist, der 
Lohnsteuern entrichtet - einen Anspruch darauf 
h:at, daß mit seinen Steuergeldern sparsamst um
gegangen wird. 

Aius diesen GTünden möchte ich zum Schluß mei
ner Ausführungen die Staatsregierung noch ein
mal nachdrücklich darauf 1aufmerksam machen, daß 
wir -grundlegende ·und systematisch1e Maßnahmen 
zu Einsparungen in der Staatsverwaltung baldigst 
fürr unumgänglich notwendig halten. · 

(Beifall bei der :BP) 

Vizepräsident Hagen: Zum Wort hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Haas gemeldet; ich erteile ihm das 
Wort. 

Dr. Haas (FDP): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich erfülle die traurige Pflicht, namens 
meiner Fraktion zu einem traurigen Thema zu 
sprechen. Dieses Thema heißt „bayerischer Staats
haushalt". 

Der Herr Finanzminister hat geglaubt, sich in 
seiner Etatrede. gegen den Vorwurf eines Zweck
pessimismus abschirmen zu müssen. Ich muß Ihnen 
gestehen, daß meine Fraktion und ich selbst nicht 
a.uf diesen Gedanken verfallen wären. Ein Gedanke 
liegt aber nahe: Vielleicht ist der Herr Staatsmini
ster bei der Vorlage seines Planes und dessen Be
gründung nicht genügend pessimistisch gewesen. 
Vor zwei Jahren, als der Herr Staatsminister als 
frisch gebackener Finanzminister vor uns stand, 
hat er sein Herz noch etwas mehr auf der Zunge 
getragen. Damals, als er unter wesentlich günsti
geren Voraussetzungen· den Etat vorlegte, hat er 
bereits davon gesprochen, daß der Etat - es war 
der von 1951 - nur rein papiermäßig habe abge- _ 
glichen werden können, und daß er bei bestimmten 
Ansätzen auf der Einnahmenseite bis an die Grenze 
des Erlaubten gegangen sei. Ich habe den Eindruck, 
daß der Herr Staatsminister heute, nach zwei Jah
den, sein Herz nicht mehr im selben Umfang auf 
der Zunge trägt. Er ist etwas vorsichtiger gewor
den. Er hat nur noch zugegeben, daß sich „hinter 
den Ziffern in seinem Plan viele Zweifelsfragen 
und Gefahren verbergen". Und das ist in der Tat 
der Fall. Nehmen wir doch einmal die größten 
Zweifelsfragen und Gefahren vorweg! Der Herr 
Finanzminister gibt zu - und wir wollen nur das 
in Betracht ziehen, was mit größter Wahrschein
lichkeit eintreten wird -, daß sich durch die ge
plante Einkommensteuersenkung für Bayern ein 
Steuerausfall in Höhe von rund 100 Millfonen DM 
ergeben wird. Der Herr Staatsminister gibt zu, daß 
ein weiterer Ausfall dadurch zustandekommen 
wird, daß der Bundesanteil an der Einkommen
und Körperschaftsteuer von 37 auf 40 Prozent er
höht werden wird und daß das ungefähr 50 Mil
lionen DM ausmacht. Ferner gibt der Herr Staats
minister zu, daß im Laufe dieses Etatjahres ein 

weiterer Mehrausfall in Höhe von ungefähr 60 Mil
lionen DM durch eine Besoldungserhöhung der An
gehörigen des öffentlichen Dienstes eintreten wird. 
100 Millionen plus 50 plus 60 ergibt bereits 210 Mil
lionen DM. Ich bitte Sie, diese Ziffern etwas fest
zuhalten. Nun hat aber der Herr Staatsminister, 
glaube ich, auch bei den Einnahmeposten einige 
Ansätze gemacht, die einer näheren Betrachtung 
würdig sind. Er hat geglaubt, das Aufkommen aus 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer mit 
118 Millionen DM mehr ansetzen zu können, ob
wohl das IFO-Institut für Wirtschaftsforschung so-:
gar eine Verminderung dieses Aufkommens gegen
über dem Vorjahr in Höhe von 12 Millionen DM 
vorausgesagt hat. 

{Ahg. Dr. Lacherbauer: !Habe!lll sie voriges 
Jahr auch!) 

- Nein, durchaus nicht! 

(Abg. Bezold: Sie können mal recht haben!) 

Die Differenz beträgt also 130 Millionen DM. Der 
Herr Staatsminister war im Vorjahr sehr stolz, als 
er mit seinem Ansatz - ich glaube um 10 Millio
nen DM - unter der Prophezeiung dieses IFO
Instituts geblieben war. Er hat damals ausgeführt, 
wie zuverlässig dieses Institut arbeite und wie 
sorgfältig es seine Berechnungen anstelle. Er ist 
also heuer um 130 Millionen höher gegangen als 
dieses Institut in seiner Schätzung gegangen ist. Ich 
muß fragen, was den Herrn Staatsminister dazu 
berechtigt hat. Sie wissen, wie schwierig die Wirt
schaftslage bereits geworden ist, schwierig in einem 
Zeitpunkt, in dem die wirtschaftliche Weiterent
wicklung recht im unklaren ist: Der EVG-Vertrag 
ist noch nicht angenommen. Bestimmte Abgeord
nete, nicht in diesem, aber in einem anderen Hause 
werden alles tun, um seine Annahme zu verhin
dern, obwohl sie nicht verhindert werden kann. 
Wenn die Ratifizierung dieses Vertragswerkes in 
der zweiten Hälfte dieses Monats auch wohl erfol-

• gen wird, so bin ich doch der Meinung, daß mit der 
Ratifizierung durch die Bundesrepublik allein der 
Tatbestand der Wirtschaftsbelebung auf den wir 
hoffen, auf den auch der Herr Finanzminister hofft 
und hoffen muß, wenn er einen so hohen Mehr
ansatz macht, noch nicht gewährleistet ist. - Wir 
wissen doch, daß heute in wesentlichen Industrie
zweigen bereits wieder Kurzarbeit eingeführt 
wurde, was ohne Frage einen erheblichen Steuer
ausfall bringen wird. Wir wissen nicht, wie lange 
diese Unsicherheit in der Wirtschaft noch dauert, 
wann sie behoben sein wird. Sicher ist, daß ich 
die diesjährige Schätzung wahrhaftig für zu hoch 
halte. In den beiden Vorjahren habe ich gesagt, 
daß sich die Steueraufkommens-Schätzungen des 
Herrn Finanzministers noch im Rahmen des Rich
tigen halten. Ich habe darauf hingewiesen, daß in 
der Steuerveranlagung immer noch ein gewisser 
Verzug vorlag, der zur Folge hatte, daß in einem 
Rechnungsjahr in höherem Maße Steuernachzah
lungen eingegangen sind als es normalerweise der 
Fall gewesen wäre. Ich bedquere aber, diesen Opti
mismus für dieses Jahr nicht mehr haben zu kön
nen und möchte meinen, daß dieser Mehransatz 
von 118 Millionen DM mindestens um die Hälfte 
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überhöht ist. Nehmen wir 60 Millionen an, dann 
wird das aber das äußerste der Gefühle sein. 

(Zuruf von links: Und wenn Sie unrecht 
haben?) 

Der Herr Staatsminister gibt selbst zu, daß ein 
weiterer Einnahme-Ansatz, den er erheblich er
höht hat, nämlich die Höherschätzung der staat
lichen Verwaltungs- und Betriebseinnahmen um 
ungefähr 10 Prozent, also der Ansatz von 97 ,25 Mil
lionen DM, wohl zu hoch gegriffen sein dürfte. Da 
ich insbesondere nicht glaube, daß die staatlichen 
Verwaltungseinnahmen in dem geplanten Umfange 
hereingebracht werden können, weil gewisse dies
bezügliche gesetzgeberische Maßnahmen erst an
laufen müssen, bin ich der Meinung, daß auch 
dieser Betrag viel zu optimistisch geschätzt ist und 
man, bei noch einigermaßen erträglicher Schätzung 
ungefähr 20 Millionen DM wird abstreichen müs
sen. Das würde bedeuten, daß bei einer Schätzung, 
die sich noch einigermaßen im Rahmen des Ver
antwortlichen hält, 60 + 20 Millionen DM abge
strichen werden müssen, so daß sich also voraus
sichtliche Mehrausgaben von. 210 MiÜi9nen und_ 
voraussichtliche Minderei~nahmen von 80 Mil
lionen - zusammen 290 Millionen DM - ergeben, 
also 13 Prozent unseres ordentlichen Etats. Nun 
muß ich doch sagen: 13 Prozent unseres ordent
lichen Etats, der bekanntli.ch 2,23 Milliarden DM 
beträgt, ist ein unerhört hoher Prozentsatz, und 
der Herr Staatsminister beziehungsweise die 
Staatsregierung wird darauf angewiesen sein; diese. 
rund 13 Prozent im Wege des Vollzugs einzu
sparen. 

Wir sind dem Herrn Staatsminister recht dank
bar, daß er uns mit sehr genauen Prozentsätzen 
selbst darauf hing·ewiesen hat, wie hoch nun 
eigentlich die beeinflußbaren Ausgaben in unserem 
Etat sind, nämlich genau 14,6 Prozent und wie hoch 
die nicht beeinflußbaren sind, nämlich 85,4 Prozent. 
Aus diesen 14,6 Prozent beeinflußbaren Ausgabe
positionen können Sie unmöglich die 13 Prozent 
herausholen, die ich Ihnen vorgerechnet habe. Das 
ist ausgeschlossen; das weiß natürlich auch der 
Herr Finanzminister. Ergo hat er sich nicht nur 
dafür eingesetzt, daß .der § 3 in das Haushalts
gesetz wiedereingefügt wurde. Allerdings wurde 
er diesmal in anderer Form eingefügt: Der Herr 
Finanzminister selbst ist in den Hintergrund und 
dafür die gesamte Staatsregierung, die Kollegial
behörde, in den Vordergrund getreten - durchaus 
richtig, nichts dagegen einzuwenden! Seine frühere 
Befugnis, bei den letzten 10 Prozent der Sach
ausgaben und bei den letzten 15 Prozent der all
gemeinen Ausgaben sein Veto einzulegen, ist ihm 
genommen w0rden. Aber die Befugnis der Staats
regierung, dort, wo sie kann, nämlich bei den be
einflußbaren Ausgaben abzustreichen, soweit es 
eben notwendig ist, ist in § 3 geblieben. Aber da 
man weiß, daß man damit nicht auskommen wird, 
hat man nun einen sehr bedenklichen § 5 in das 
Haushaltsgesetz eingefügt. Dieser Paragraph, meine 
Damen und Herren, ist außerordentlich bedenklich 
auch vom Landtag her gesehen; denn er betrifft 

Bevölkerungskreise, deren soziales Niveau Jahr 
um Jahr abgesunken war, weil einfach die Gehälter 
der Festbesoldeten nicht entsprechend der sonsti
gen Steigerung der Löhne und der Einkommen in 
der freien Wirtschaft angestiegen sind. Diese Per
sonengruppen sind also zurückgeblieben und teil
weise in eine ausgesprochene soziale Verelendung 
gekommen. Auch deshalb ist es so bedenklich, einen 
§ 5 mit einer solchen Vollmacht für den Herrn Fi
nanzminister zu schaffen. k.h will mich hier nicht 
sehr lange im einzelnen aufhalten. Ich darf nur dar
auf verweisen, daß gegen diesen§ 5, wie Ihnen über
wiegend bekannt ist, Einwendungen in reichemMaße 
erhoben wurden. Der Bund der bayerischen Beamten
verbände, der "Ausschuß der Betriebsräte usw. sind 
dagegen Sturm gelaufen. Einen Absatz aus dem 
Schreiben des Bundes der bayerischen Beamten
verbände darf ich vielleicht doch vorlesen; denn 
er trifft meines Erachtens das Wesentliche. Er 
lautet: 

„Dem Landtag steht im Rahmen der Einzel
pläne des Haushalts die Festlegung der Zahl der 
Beamtenplanstellen zu. Würde der § 5 in der 
vorgeschlagenen Fassung angenommen werden, 
so begibt sich der Landtag des Rechtes seiner 
Einflußnahme auf die Personalpolitik der Staats
regierung. Der Landtag würde damit dem Finanz
minister eine Machtposition geben, die nicht nur 
den Einfluß des Parlaments auf die personal
politische Gestaltung zum Erliegen bringen, son
dern auch den Ministern und Staatssekretären 
auf dem Gebiet des Personalwesens die Zustän
digkeiten nehmen würde, die ihnen im Artikel 51 
Absatz 1 der bayerischen Verfassung zugewiesen 
sind; denn nach dieser Bestimmung führt jeder 
Staatsminister seinen Geschäftsbereich ..>elbstän:.. 
dig und unter eigener Verantwortung gegenüber 
dem Landtag. Der § 5 würde dem Finanzminister 
eine Macht in die Hand geben, die in diesem 
Ausmaß ein Minister eines früheren Kabinetts 
niemals besaß." 

Ein anderes Bedenken, das auf rechtlicher Ebene 
liegt, ist von den Betriebsräten gebracht worden. 
Sie sagen wörtlich: 

„Zudem ist in der Regierungsvorlage ·offen
sichtlich nicht berücksichtigt worden, daß andere 
Voraussetzungen vorliegen müssen, diese Be
stimmungen auch auf die Angestellten auszu-· 
dehnen. Die Bezahlung der Tätigkeit der Ver
tragsangestellten richtet sich nämlich nicht nach 
dem Stellenplan, sondern nach den Merkmalen 
ihrer tatsächlichen Tätigkeit. Die Bezahlung 
oder das Aufrücken der Angestellten in eine 
höhere Vergütungsgruppe kann nicht durch 
haushaltsrechtliche Bestimmungen gesteuert oder 
gar begrenzt werden, wie sich einwandfrei aus 
vorliegenden höchstrichterlichen Urteilen ergibt." 

Meine Damen und Herren! Diese Bedenken sind 
auch die unsrigen. Sie können dem Finanzminister 
nicht in diesem Umfang Pleinpouvoir geben und 
damit den Ressortminister praktisch ausschalten, 
so, daß der Finanzminister Ausnahmen billigen 
und bewilligen kann nur dort, wo es ihm paßt. 
Wenn der § 5 dort, wo er eine Besetzungssperre 

7. 
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für neue Planstellen vorsieht, vielleicht gerade 
noch erträglich ist, obwohl dies in der Praxis zu 
großen Schwierigkeiten führen wird - die Bewil
ligungen sind ja nur nach sorgfältigster Prüfung 
ausgesprochen worden und wirklich nur bei _Be
hörden, die personalmäßig unterbesetzt gewesen 
sind -, so ist doch dort, wo eine generelle Beför
derungssperre und eine Besetzungssperre mit einer 
dreimonatigen Karenz vorgesehen ist, das Maß des 
irgendwie Erträglichen ohne Frage überschritten. 
Man wird vielleicht auch über die Bestimmung des 
§ 5 noch diskutieren können, daß jede dritte freie 
oder frei werdende Stelle _bis zum 1. Oktober nicht 
besetzt werden darf. Es ist aber eine solch schema
tische Handhabung eine außerordentlich einschnei
dende Angelegenheit, die den Interessen des Res
sortministeriums häufig zuwiderlaufen wird. Dies.e 
Gefahr ist sehr naheliegend. 

Summa summarum ist der § 5 'Schon wirklich 
eine elende Krücke - anders kann man nicht 
sagen -, und er wird auch dadurch nicht sympa
thischer, daß der Herr Finanzminister ehrlich zu
gibt: ich mache das ja nur, um im ersten Halbjahr 
des Etatfahrs diese Kosten nicht anfallen zu lassen, 
ich muß wenigstens über die erste Hälfte des Etat
jahrs hinüberkommen. Das ist eine ebenso be
denkliche Krücke, Herr Staatsminister, wie sie 
auch beim außerordentlichen Haushalt verwendet 
wurde, und zwar bei den 61,5 Millionen, die Sie 
durch eine Verlängerung der Laufzeit der Steu.er
gutscheine von 6 auf 9 Monate erreichen wollen, 
denn eine besondere Freude an einer längeren 
Laufzeit hat doch niemand; sie ist sicherlich sehr 
bedenklich und kann, wie Sie selbst sagen, nur 
eine einmalige Maßnahme sein. Es isJ das eine 
Maßnahme, die, wie Sie selbst einmal in Ihrer 
Etatrede erwähnt haben, nur als eine Notlösung 
betrachtet werden kann oder, wie Sie ein andermal 
gesagt haben, als ein Kunstgriff. Man könnte auch 

·noch andere Ausdrücke prägen, die vielleicht noch 
etwas klarer wären. Auf alle Fälle ist das aber 
eine Maßnahme, Herr Finanzminister, bei der man 
einen sehr schlechten Geschmack auf der Zunge hat. 

Del' Gedanke, der hinter dem § 5 steht, nämlich 
den Personalapparat in unseren Staatsverwaltun
gen genau zu überprüfen, wird auch von uns, von 
der Opposition, bejaht. Vielleicht hätte dieser Ge
danke schon etwas früher in die Tat umgesetzt 
werden können! Es geht aber nicht so, Herr Fi
nanzminister, daß Sie Pleinpouvoir haben wäh
rend des laufenden Etatjahrs, wie Sie das wollen, 
sondern Sie müssen dann schon eine Überprüfung 
vornehmen und Vorschläge machen und den Land
tag zwingen, im Wege eines Nachtragshaushalts 
bestimmte Streichungen vorzunehmen, die Sie und 
auch wir für erträglich halten. Sie zweifeln, Herr 
Finanzminister, ob das für den Landtag eine an
genehme Aufgabe wäre. Das wird sie sicher nicht 
sein, aber es wird das für den Landtag immer noch 
erträglicher sein als etwas, was ohne sein Zutun 
durch Sie allein geschieht und geschehen kann. 
Das ist letztlich unerträglich um der Demokratie 
und auch der Rechte dieses Hauses willen. Ich bin 

der Meinung, daß man sich hier von vornherein. 
auf eine andere Lösung hätte festlegen müssen. 
Meiner Fraktion jedenfalls ist es unmöglich, einem 
Haushaltsgesetz zuzustimmen, das mit diesem § 5 
Bedenklichkeit auf Bedenklichkeit häuft, das das 
sozoiale Niv,eau eines bestimmten Standes, und 
zwar dieses Standes allein, auf den wir bei dem 
Funktionieren unseres Staatsapparates besonders 
angewiesen sind, weiterhin niedrig hält. Bedenken 
Sie doch, wie demoralisierend die Beförderungs
sperre wirken muß! Demoralisierend schon des
halb, weil i;:lie Beförderungsmöglichkeiten für die 
Beamten ohnedies in vielen Fällen nicht groß sind, 
und die Lust, seine Pflicht zu erfüllen oder mehr 
-als seine Pflicht zu tun, genommen wird. Das sind 
Dinge, die wir nicht mehr gutheißen können. Wir 
müssen also das Haushaltsgesetz schon um der§§ 3 
und 5 willen ablehnen. 

Nun haben Sie gesagt, diesen § 3 gebe es in die
ser oder jener Formulierung auch im Bundesetat 
und in den Etats anderer Länder. Das mag sein! Ich 
habe Ihnen aber vorgerechnet, in welchem Um
fang die Staatsregierung gezwungen sein wird; im 
Wege des Vollzugs Abstriche zu machen, nämlich 
in Höhe von rund 13 Prozent des ordentlichen 
Etats. Bei voraussichtlichen Abstrichen in dieser 
Höhe ist es uns ganz unmöglich, ein Plazet zu er
teilen. Wir sind darüber hinaus - das habe ich 
schon gesagt - durchaus der Meinung, daß bei 
einer Durchkämmurig der Personalkörper in un
seren öffentlichen Verwaltungen erhebliche Ein
sparungen erzielt werden können. Wir wollen 
keine Überbesetzungen in unserem Beamtenkör
per, wir wollen aber auf der anderen Seite gut 
bezahlte Beamte. Der Beamte, der ausgelastet ist, 
der Beamte, der seine Pflicht erfüllt, soll nicht vor 
irgendwelchen Sperrmauern stehen wie Beförde
rungssperre, Drei-Monats-Karenz und dergleichen. 
Das sind zwei Gesichtspunkte, die schlechterdings 
unvereinbar sind. Kämmen Sie also den Beamten
körper, durch, aber- kämmen Sie ihn durch mit mo
dernen Maßnahmen, ungefähr nach einem Refa
System, lassen Sie es nicht damit getan sein, daß 
Sie den Amtsvorstand fragen, ob er mit seinen 
Leuten auskommt - ~r wird nie damit auskom
men! - oder ob er etwa welche entbehren kann -
er wird nie jemand entbehren können! Er wird 
Ihnen sagen, er hatte schon vor 40 Jahren soundso 
viele Stellen planmäßig zu beanspruchen, in der· 
Zwischenzeit sei meinetwegen bei seinem Amts
gericht die Zahl der streitigen Zivilprozesse um 
soundso viel Prozent gestiegen, die der Zahlungs
befehle um so viel, die der Vormundschafts- und 
Nachlaßfälle um so viel, also brauche er minde
stens soundso viele Beamte oder Angestellte mehr, 

. um diese Fälle bearbeiten zu können. Herr Staats
minister, die Dinge liegen anders. Man müßte hier, 
wie gesagt, nach dem Refa-System die Amtsstuben 
durchgehen und sehen, ob beispielsweise der Ober
inspektor Sowieso mit seiner Gerichtszahlstelle 
ausgelastet ist oder ob er nicht daneben vielleicht 
noch mit anderen Dingen beschäftigt werden kann, 
die jetzt der Inspektor X macht, zum Beispiel die 
Kostenfestsetzungen, so daß der Inspektor X dann 
freigestellt wäre für Arbeiten, die jetzt der Justiz-
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assistent oder -Sekretär Y macht, der dann frei
gesetzt werden könnte für Schreibarbeiten, für die 
heute ein Angestellter eingestellt ist. Wir wissen 
genau, wie nun einmal die Dinge in der Praxis 
liegen, z.B. auch daß mit zunehmendem Alter 
zwar häufig die W'eisheit zunimmt, aber noch häu
figer die Sucht, sich das Leben ein wenig be
quemer zu gestalten. Und zeitungslesende Ober
inspektoren - urn nur eine Gruppe herauszuneh
men :- gibt es in manchen Verwaltungen! Sie fest-

, zustellen wäre wichtig; denn auch der Oberinspek
tor, selbst wenn er die letzte Rangstufe in seiner . 
Beamtenlaufbahn erreicht hat, muß wissen, daß er 
sich deshalb nicht zur Ruhe setzen darf, sondern 
bei der heutigen Anspannung der Staatsfinanzen . 
seine Pflicht so erfüllen muß, daß er restlos aus
gelastet ist. Das müssen wir verlangen. Das kann 
auch geschehen. Dafür wollen wir allerdings auch 
den gutbezahlten Beamten, das ist die Forderung 
meiner Partei. Meine Partei wird nie ruhen, aus 
diesem Grund stets eine Erhöhung der Beamten
gehälter zu vertreten. Nun bin ich der Meinung, 
wenn Sie so verfahren, so werden Sie schon viel 
herausholen können. Wir werden uns dann, wenn 
diese Prüfung in einiger Zeit Ihrerseits abge-. 
schlossen- ist, hier im Rahmen eines Nachtrags
haushalts darüber unterhalten können, wieviel 
Planstellen usw. wir e.insparen, wieviel Behörden
angestellte wir abstreichen könrien. Aber machen 
Sie das bitte über das Hohe Haus und nicht in 
Ihrer Amtsstube, Herr Staatsminister. 

Etwas anderes: Herr Kollege Dr. Weiß hat be
reits längere Ausführungen zu der Heraufsetzung 
des Bundesanteils an der Einkommen- und Kör
perschaftsteuer von 37 Prozent auf 40 Prozent ge
macht. Es ist durchaus richtig, daß es für Bayern 
eine sehr, sehr einschneidende Maßnahme ist und 
daß jeder, der innerhalb der weiß-blauen Grenz
pfahle das Licht der Welt erblickt hat oder sich 
heute hier aufhält, 

(Abg. Dr. Schier: Und .die, die nicht inner
halb der weiß-blauen Grenzpfähle geboren 

sind?) 

sich Gedanken machen muß über das Funktionie
ren und das Zusammenspiel zwischen dem Steuer
system des Bundes und dem der Länder. Der 
Finanzausgleich, die Aufteilung der· Steuern auf 
Bund und Länder, ist ja immerhin im jetzigen 
Grundgesetz in glücklicherer Weise geregelt als 
etwa in der Verfassung von 1919. Aber an einer 
Crux leiden ·wir, nämlich gerade an diesem 
variablen Anteil. Wir hatten bisher alljährlich und 
werden, wie ich fürchte, auch in Zukunft noch all
jährlich das berühmte Tauziehen zwischen Bun
desregierung und Bundesrat bezüglich dieses An
teils auf uns nehmen müssen, und wir werden die 
Zuschauer dieses Tauziehens sein. 

(Abg. Beier: Warum denn?) 

Es ist richtig,_ daß jede Erhöhung dieses Bundes
anteils den Bund begünstigt und im selben Maß 
das Land belastet. Und wenn es ein finanzschwa
ches Land ist, so ist diese Belastung um so fühl-

barer. Es ist richtig, daß damit nicht nur . die 
Finanzhoheit des Landes in zunehmep.dem Um
fang untergraben wird, sondern es wird auch seine 
staatliche Hoheit, das Funktionieren dieses Landes 
als Staatsapparat, dadurch gefährdet. Das ist 
durchaus richtig, dem ist nicht zu widersprechen, 
und Sie haben selbst, obwohl unter gelb-rot-gelber 
Flagge geboren, Herr Staatsminister, diese Auf
fassung auch vertreten, und Herr Kollege Dr. Weiß 
hat sie auch geltend gemacht. Er hat sie aus dem 
Überschwang seines föderalistischen Herzens her
aus geltend gemacht. Zu diesem Überschwang sind 
wir nicht so befähigt; 

(Abg. Dr. Baumgartner: Das wissen wir! -
Heiterkeit) 

denn wir sind hier ein bißchen temperierter, wie 
ich schon wiederholt gesagt habe, 

(Hört, hört!) 

aber wir können uns diese Temperiertheit auch 
erlauben. 

(Abg. Beier: Hört, hört!) 

denn sehen Sie, wir haben einen Ehrgeiz, nämlich 
den, daß die emotionalen Schwingungen unseres 
föderalistischen Herzens, die wir uns sehr genau 
in einem Elektrokardiograr:nm haben aufnehmen 
lassen, 

(Heiterkeit) 

nicht die Schwingungen Ihrer Partei (zur CSU) 
übersteigen. Das ist immerhin unsere Fraktions
maxime, daß sie etwas unter diesen Schwingungen 
bleiben. 

(Sehr richtig!) 

Sehen Sie, Herr Kollege Dr. Baumgartner, bei die
ser Fraktion (zur CSU) sind diese Schwingungen 
auch temperiert. Nicht wahr, da stimmen Sie uns 
zu? 

(Abg. Dr. :Baumgartner: Richtig!) 

Sie sind um deswillen temperiert, 

(Abg. Beier: Untertemperiert!) 

weil - und das ist auch unser großer Trost - auf 
dem Sessel des Bundesfinanzministers der Ober

. föderalist Schäffer sitzt und diese Fraktiol'l. sagt: 
Dann kann uns ja eigentlich nicht viel geschehen. 
Wenn die CSU das sagt, dann kann es die FDP 
erst recht sagen. 

(Zuruf von der CSU: J?ie hilft aber auch 
dazu!) 

- Dabei muß ich anerkennen, meine Herren von 
der CSU, Sie haben darauf verzichtet, in diesem 
Jahr ein ähnliches Schauspiel zu bieten wie im 
vergangenen Jahr, nämlich im Wege- einer großen 
Interpellation zu sagen: „Es ist unmöglich, es wird 
schon vyieder eine Erhöhung des Bundesanteils ge
fordert, wir sind selbstverständlich dagegen", wäh
rend gleichzeitig Ihre Fraktionsgenossen in Bonn 
der Schäfferschen Erhöhung von 27 auf 37 Prozent 
zugestimmt haben. Sie haben heuer darauf ver
zichtet. Das sei Ihnen gedankt von allen, denen es 
um das Ansehen einer politischen Partei und um 
das Ansehen des Parlaments hier zu tun ist. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Heuer wird es anders 
gemacht: hinten herum! - Große Heiterkeit) 
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Also Sie sehen, man muß auch einmal ein Lob aus
teilen können. Wir haben uns jedenfalls von vorn
herein so eingerichtet, daß wir uns nicht ein Plus 
leisten wollten gegenüber dem, was Sie (zur CSU) 
sich geleistet haben. Nun weiß ich ja, wie Sie 
argumentieren. Sie haben gesagt: Wir haben ja 
dennoch efoen riesengroßen Erfolg gehabt; denn 
von den 7 Prozent mehr, die Schäffer gefordert 
hat, wollen wir ihm nur 3 Prozent konzedieren, 
4 Prozent haben wir ihm schon abgehandelt. Nun, 
meine Damen und Herren, 'Ihr Glaube, wenn er 
vorhanden sein sollte, in Ehren, aber Sie haben 
natürlich Herrn Schäffer nur das abgehandelt, was 
er von vornherein aufgeschlagen hat, damit Sie es 
abhandeln können. 

(Sehr gut! bei der BP - Heiterkeit) 

Das wissen wir doch alle. 

Nun ist eine Frage zu erheben, die ich besser schon 
vorhin angeschlossen hätte, und zwar dort, wo ich 
ausgeführt habe, in welchem Umfang wir beein
flußbare und nichtbeeinflußbare Ausgaben in unse
rem ordentlichen Etat haben. Es ist nämlich die 
Frage zu erheben, ob bei dem jetzigen System der 
Haushaltsberatungen und der Beschlüsse im Haus
haltsausschuß und in diesem Hohen Haus überhaupt 
eine ausreichende Kontrollfunktion dieses Hohen 
Hauses gewährleistet sein kann. Ich habe Ihnen 
schon gesagt, daß wir schon vom Gesichtspunkt einer 
ausreichenden Kontrolle das Haushaltsgesetz ab
lehnen müssen, weil wir bei den §§ 3 und 5 nicht 
mittun können. Aber ich bitte doch noch folgendes 
zu überlegen. Wir wissen doch gar nicht, wenn Wir 
Sie nicht ausdrücklich darnach fragen, was die jähr
lichen Ist-Ausgaben sind, und wir wissen auch nicht, 
wie sich diese jährlichen Ist-Ausgaben verteilen. 
Das wäre unter Umständen doch sehr interessant, 
wenn man zum Beispiel wüßte, wieviel von den 
Kraftfahrzeugen, die bei den 6 oder 7 Kreisregie
rungen stehen, etwa bei der Regierung von Ober
bayern und bei der von Mittelfranken laufen. Es 
wäre also recht schön, wenn Sie solche Dinge uns in 
Zukunft von vornherein bei der Vorlage eines Etats 
aufschlüsseln würden. Sie antworten vielleicht, das 
können wir nicht, das gäbe eine Unsumme von Posi
tionen und im übrigen sind das geplante Ziffern 
und wir wissen ein halbes Jahr vor Beginn des 
Etatjahres nicht annähernd, wie wir sie verteilen 
sollen. Darauf ist zu sagen: Eines, Herr Staats
minister, müßte meines Erachten das Hohe Haus 
verlangen - und das will ich einmal grundsätzlich 
sagen -: Nach Ablauf des Etatjahres eine Auf
schlüsselung Ihrer Istausgaben und der Verteilung 
dieser Istausgaben. Schön, das sind Zehntausende 
von Posten, jawohl, es ist ein dickes Buch, jawohl. 
Aber es kostet Sie relativ wenig Zeit. Denn Sie wis
sen, was Sie am Ende des Jahres ausgegeben haben. 
Schreiben Sie die einzelnen Ausgaben, bei Titel 106 
meinetwegen, untereinander und dann wird sich 
,die Endsumme ergeben. Dieses Hohe Haus hat dann 
<lie Möglichkeit einer Kontrolle. Denn darauf, ob 
richtig verteilt wurde, kommt es an. Je finanz
:schwächer ein Land ist, je mehr Sie, Herr Staats
minister, tatsächlich den Mangel, den Kapitalmangel 

bewirtschaften, desto mehr spielt das Problem der 
Korrektheit und Gerechtigkeit einer Verteilung des 
Wenigen eine Rolle. Dieser Gedankengang ist uns 
nicht fremd; er war uns sehr wohl geläufig in der 
Zeit der sogenannten Zwangswirtschaft. Auf diesem 
Gebiet, Herr Staatsminister, stehen wir wohl dau
ernd in der Zwangswirtschaft, zumal in unserem 
relativ kapitalschwachen Bayernland. Ich meine 
also, das Hohe Haus sollte auch diesen Gedanken 
einmal durchdenken und beschließen, daß zur Er
möglichung einer wirksamen Kontrolle durch dieses 
Haus am Ende des Etatjahres eine solche Vorlage 
erstellt wird. 

Über die Korrektheit der Ve1·teilung kann man im 
allgemeinen wenig streiten, über die Gerechtigkeit 
aber sehr. Wenn man zum Beispiel dem Herrn Kul
tusminister sagt, er möge sich dafür einsetzen, daß 
eine bestimmte Schulgattung, etwa die Waldorf
Schulen, oder eine bestimmte Schule dieser Schul
gattung, den Zuschuß erhält, den man als angemes
sen bezeichnen kann - in § 2 des Gesetzes über die 
Schuldgeldfreiheit ist ja vom angemessenen Zu
schuß die Rede -, 

(Abg. Dr. Korff: Den gesetzlichen Zuschuß!) 

und darauf die Antwort erhält: Man muß sich doch 
überlegen, ob, bei den geringen noch vorhandenen 
Mitteln für Zuschüsse an die nichtstaatlichen Schu
len einer solchen Schulgattung, die doch nur be
schränkt förderungswürdig sei, überhaupt ein Zu
schuß gegeben werden kann, ist das immerhin be
merkenswert. Hier beiginnt das Problem der Gerech
tigkeit. Jedes Mitglied dieses Hohen Hauses muß 
die Möglichkeit haben, an Hand von Verteilungs
ziffern nachzusehen, wie die Gerechtigkeit geübt 
wurde. Denn, Herr Staatsminister, der oberste 
Grundsatz i11 der Verwaltung ist, daß sie nicht frei 
entscheiden kann, sondern mit ihrem sogenannten 
freien Verwaltungsermessen an die Erfordernisse 
der Gerechtigkeit gebunden ist. 

(Abg. Dr. Korff: Und der Gesetze! Schulgeld
freiheit!) 

- Und der Gesetze. Das wollte ich grundsätzlich 
ausführen und das mußte, glaube ich, gesagt werden. 

Ich habe mich bisher mit dem ordentlichen Haus
halt ·befaßt. Auch der außerordentliche Haushalt, 
Herr Staatsminister, begegnet unseren starken Be
denken, und zwar vor allem deshalb, weil Sie selbst 
frank und frei zugeben, daß 57 Millionen 

(Abg. Dr. Baumgartner: Ungedeckt sind!) 

auf der Einnahmenseite dieses außerordentlichen 
Haushalts nicht aufzubringen seien. Ich bedauere, 
Herr Staatsminister, Ihnen sagen zu müssen, daß 
uns diese Erklärung nicht befriedigt. Sie hätten 
dann entweder diesen Haushalt mit den entspre
chenden Abstrichen auf der Ausgabenseite vorlegen 
oder uns mindestens in Ihrer Etatrede sagen müs
sen, welche Ausgaben nach Ihrer Meinung nicht so 
vordringlich sind und zurückgestellt werden können. 
Sonst geben wir Ihnen ja wiederum Pleinpouvoir 
in Höhe von einem Sechstel des Etatansatzes. Das ist 
wieder eine völlig unerträgliche Sache. Wir halten 
es zum Beispiel für ganz unmöglich, daß wegen 
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Fehlens dieser 57 Millionen diejenigen 30 Millionen 
nicht gezahlt werden können, die aus allgemeinen 
Landesmitteln dem sozialen Wohnungsbau zuflie
ßen sollen. Wir wären Ihnen auch sehr dankbar, 
wenn Sie uns die Ist-Ziffer des vergangenen Jahres 
sagten; wir glauben zu wissen, daß auch diese er
heblich unter 30 Millionen geblieben ist. Wenn man 
die Mittel für die Lösung eines Problems, das man 
häufig in der Nachkriegszeit das Problem Nr. l ge
nannt hat, die Landesmittel für den sozialen Woh
nungsbau nämlich auch verknappen würde, weil 
man ein Sechstel des Ansatzes des außerordentlichen 
Haushalts nicht aufbringen kann, so würden wir 
dies für restlos unerträglich ansehen. Unerträglich 
ist es aber auch, daß die Staatsregierung die Mög
lichkeit haben soll, im Wege des Vollzugs in Höhe 
von einem Sechstel des Etatansatzes - eine uner
hörte Ziffer; das sind bekanntlich 17 Pr'ozent - die 
Abstriche zu machen, die sie für richtig hält, und 
wiederum ein Prioritätensystem selbst zu schaffen. 
So wird es nicht gehen. 

Nun, Herr Finanzminister, ist Ihre Lage keines
falls rosig. Ich gebe zu, daß das, was Sie den Be
zirksverbänden. zugemutet haben, nämlich eine 
Mehraufbringung von 9 Millionen DM für die Bei~ 
träge zum Aufwand des Staates für die persönliche 
Volksschullast, eine sehr einschneidende Sache ist. 
Aber ich muß Ihnen zustimmen: Sie haben mit 
Recht darauf verwiesen, daß der Staat seine Rechte 
immer noch nicht ausgeschöpft hat und daß wohl 
nichts anderes übrig bleibt, als diesen harten Zu
griff '.?U machen. Ich weiß, wie die Dinge liegen. 
Der Herr Kollege vVeiß hat bereits auf die Finanz
not unserer Großstadte hingewiesen, die. ja auch 
heute noch sehr erhebliche Kriegsschäden wegzu-. 
fertigen haben. Dennoch haben Sie recht, Herr 
Finanzminister, daß Sie, und das glaube ich Ihnen 
aufs Wort, sich mitunter sehr glücklich schätzen 
würden, an der Stelle eines Stadtkämmerers einer 
Kreisstadt zu stehen. Wenn wir den Etat des Lan
des, die Etats der Kommunalverbände und der 

·Kommunen zusammennehmen, und wenn wir . die 
Schwierigkeit ihrer Abgleichung in irgendeiner 
Form benoten, und denjenigen Städten,- Gemein
den und Gemeindeverbänden, die am leichtesten 
abgleichen können, den Platz Nr. 1 geben, und den
jenigen, die am schwierigsten abgleichen können, 
den letzten Platz, und wenn wir diese Plätze 
nebeneinander reihen in der Form eines Theaters 
mit verschiedenen Rängen, dann }Ierr Staatsmini
ster, fürchte ich tatsächlich, daß Sie auf der Galerie 
sitzen und auch nur einen verhältnismäßig schäbi
gen Anzug tragen werden. Ich kann mir vorstellen, 
Herr Finanzminister, daß Sie. mit einigem Neid auf 
den Stadtkämmerer A oder B blicken werden, der 
vielleicht unten in der Loge oder im Parkett sitzt 
und sich schon wieder, trotz allen Gejammers, 
einen vielleicht nicht ganz eleganten, aber immer
hin einen Smoking anschaffen konnte. Sie werden 
sich dann wehmütig erinnern: Vor einigen Jahren 
saßen wir alle miteinander noch im zweiten Rang 
- tempora mutanturl Da muß ich Ihnen recht 
geben. Aber, Herr Staatsminister, gerade aus diesen 
Gedankengängen heraus kommt bei uns alles auf 

die Korrektheit und auf die Gerechtigkeit in der 
Verteilung an. 

Deshalb müssen wir hier noch einige Bemerkun
gen über die ~irtschaftspolitik des Staates machen. 
Sie sind Ihnen nicht unbekannt; denn wir hatten 
kürzlich eine ausgedehnte Wirtschaftsdebatte. Sie 
selbst fühlen sich ja bei Ihren staatlichenBetrieben 
und deren Ausgabengestaltung mitunter recht un
behaglich. Auf Seite 17 Ihrer Haushaltsrede haben 
Sie gesagt: 

„Ich kann mich als Finanzminister des Ein
drucks nicht erwehren, daß bei manchen staat
lichen Betrieben in nicht unerheblichem Um
fange sogenannte „Betriebsausgaben" für 
Zwecke verwendet werden, die eigentlich den 
Ansatz in einem besonderen Ausgabetitel er
forderten, daß also das eine oder andere Res
sort unter Umständen seine Ausgaben zu 
Lasten des Ergebnisses seiner Betriebe kor
rigiert." 

Ein sehr harter, ein entsetzlich schwerer Vorwurf! 
Es wäre wohl angezeigt gewesen, und man hätte 
das wohl verlangen können, Herr Staatsminister, 
daß Sie diesen Vorwurf in etwa begründet und 

-Ihre Sorgen diesem: so teilnehmenden Hohen Hause 
in etwa mitgeteilt hätten. Ich glaube, daß das recht 
angezeigt wäre, und wir bitten Sie darum, es bald 
nachzuholen. 

Da fällt mir im übrigen auch noch eine andere 
Unterlassungssünde ein, die Sie, glaube ich, auch 
begangen haben. Ich habe Sie anläßlich der Debatte 
über die staatliche Wirtschaftspolitik gebeten, uns 
eine bestimmte Ziffer zu nennen, die ich mit Fehl
investitionen des Staates auf dem Gebiet der 
Privatwirtschaft bezeichnet habe. Sie haben es sich 
in Ihrer damaligen Rede etwas zu leicht gemacht; 
Sie haben eine bestimmte Ziffer genannt und ge
sagt: Nur dieser Betrag, den ich euch jetzt genannt 
habe, ist uns total verloren gegangen und der ist 
nicht· hoch. Schön. Aber, Herr Staatsminister, wir. 
wollten die sehr vielen Beträge wissen, die Ihnen 
zwar nicht absolut verloren gegangen sind, die Sie 
aber fehlinvestiert haben, die Sie in Unternehmun
gen hineingesteckt haben, bei denen Sie wissen, 
daß Sie das Geld nach menschlichem Ermessen nie 
mehr oder vielleicht erst in Jahrzehnten wieder 
bekommen. Ich bin überzeugt, diese Ziffer ist sehr 
hoch. Ich bin auch der Meinung, Herr Staatsmini
ster, daß Sie zu optimistisch waren, als Sie 
- Seite 5 Ihrer Haushaltsrede - im Zusammen
hang mit den gemischtwirtschaftlichen und gemein
nützigen Unternehmungen gesagt haben: Der Zu
gang an Beteiligungen des bayerischen Staates an 
diesen Unternehmungen mit eigener Rechtsperson 
beläuft sich auf soundso viel; hier ist ein Ver
mögenszugang in der und der Höhe erfolgt. Herr 
Staatsminister, wenn dieses Geld in Betriebe ge
steckt wurde, die nur mit knapper Not noch dahin
vegetieren können, von denen man schon den Zeit
punkt der Zahlungseinstellung mit ziemlicher 
Sicherheit vorausberechnen kann, dann können Sie 
nicht sagen, daß das eine Vermögensvermehrung 
auch nur in annähernd diesem Umfange gewesen 
ist. Denn noch ist es so„ daß etwa eine sicherungs-
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übereignete Maschine nichts mehr wert ist, wenn 
der Betrieb nicht mehr läuft oder nur noch mit 
staatlichen Krücken mühsam aufrechterhalten wer
den kann. Was nützt es zum Beispiel, wenn Sie in 
eine Weberei in Neuses bei Kronach 0,5 Millionen 
hineingesteckt haben, um Aktien zu kaufen, und 
einen Kredit von 1,4 Millionen gegeben haben, 
wenn man heute die Zahlung eingestellt hat? Was 
nützt es, wenn Sie einen anderen Betrieb - ich 
habe den Herrn Wirtschaftsminister vor einigen 
Wochen darauf hingewiesen - an Bayerns Nord
grenze dotiert und ihn dadurch in die Lage ver
setzt haben, branchegleichen Unternehmungen in 
Bayern ·Konkurrenz zu machen, und zwar so, daß 
dadurch ein Exportmarkt in einem ander~n Land 
verlorengeg:mgen ist, den diese branchegleichen 
Unternehmungen absichtlich nicht beliefert hatten, 
um sich nicht selbst zu schaden. Aber der Herr 
Außenseiter konnte das natürlich mit staatlichen 
Krediten unter dem Motto „Grenzlandnot". Das 
sind nur Streiflichter. 

Mein Fraktionskollege Dr. Bungartz hat schon 
anläßlich der Debatte über die Wirtschaftspolitik 
des Staates darauf hingewiesen, wie man es nicht 
machen darf. Bekanntlich ist dabei der Fall Anor
gana-Gendol'f angeschnitten 'worden. Wir haben 
volles Verständnis dafür, daß man nicht eine zahl
reiche Arbeiterschaft von heute auf morgen brotlos 
machen kann und glauben deshalb, daß der Staat 
alle Verpflichtung hätte, für eine Ansiedlung der 
Arbeiter an anderen Orten, an Zentren der Indu
strie, in raschestmöglicher Weise Sorge zu tragen, 
um die Menschen nicht an einer Stelle im Lande 
sitzen zu lassen, wo niemals Standortbedingungen 
vorhanden waren und vorhanden sein werden, 
wohin diese Betriebe nur. rein zufällig im Laufe 
der Verlagerung kamen, die damals bekanntlich 
aus Luftschutzgründen durchgeführt wurde. Aber 
der Staat kann nicht sagen: Wir mußten aus sozia
len GTünden einspringen. Obwoihl doch feststand --:' 
das sind ja Tatsachen, die heute von Ihnen nicht 
bestritten werden; Sie sind ja in Ihrer Haushalts
rede darauf eingegangen -, daß bis heute keine 
Bilanz des Unternehmens Anorgana vorhanden ist; 
obwohl feststand, daß dieses Unternehmen bis 
heute sämtliche Steuern schuldig geblieben ist, ja 
nicht einmal Steuererklärungen abgegeben hat; 

(Hört,· hört!) 

obwohl feststal1'd, daß sich diese Schulden heute 
auf insgesamt 22 Millionen belau:f!en; obwohl heute 
noch kein Produktionsprogramm vorliegt und ob
wohl man überihaupt nicht weiß, was in Zukunft 
mit diesem Werk und seinen Arbeitern nur wer
den soll: gleichwohl ist die Regieriung eingestiegen 
und will Antei1e in Höhe von dr·ei Millionen über
nehmen und 1,7 Millionen kurzfristige Verbind
liehkeiten bezahlen. J1a, meine Damen und Herren, 
so geht ·es nicht. Sie werden das Werk ·einige 
Jahre hinschleppen, kräftig ·zahlen und dann wer
den Sie sich doch zu einem harten Entschluß durch
ringen müssen. Denn das, was der Herr Wirt
schaftsminister wünscht, nämlich die baldige Re
priv.atisierung dieses Unternehmens, wird ihm 

aller Voraussicht niach - da müßten schon wirk
lich Wunder geschehen - nicht gelingen. Also 
durfte man nicht in das Geschäft einsteigen; denn 
der Staat kann nicht in ·einer Art und Weise wirt
schaften, die ins Uferlose, zum dauernden Drauf
zahlen und in das Ve•rhängnis führt. 

Auch das K1apitel Maxhütte ist besprochen wor
den. Auch hier will ich im Auftrag meines Frak
tionskollegen >Dr. Bungartz, der heute leider nicht 
anwesend sein kann, noch auf eines kurz ein
gehen. Sie haben, Herr Finanzminister, damals am 
11. F·ebruar in ]hrer Hiaiushialts!'ede einen Brief der 
Flick-'Gruppe vom 5. Januar 1953 an den Herrn 
Ministerpräsidenten •ausz)lgsweise v·er1esen. Hierin 
wird zugegeben, daß in den Monaten Januar und 
Februar 1948, wenige Wochen nach Edaß des Ur.:. 
teils des Nürnberger Gerli.chtshofs, die Herren 
Dr. Höltermann vom Wirtschaftsministerium und. 
Dr. Hoffmann vom Finanzministerium bei Herrn 
Dr. Flick im Nürnberger Gerichtsgefängnis wegen 
der Abgabe einer Bet•eiligiung •an der :Maxhütte 
vorgesprochen haben. Was damals im ·einzelnen 
besprochen wurde, steht nicht drin. Es ist 1abe1r nicht 
anzunehmen, daß m1an sich ·daibei läng·ere Zeit über 
das schöne Wetter unterhal>ten hat. Daß mit dem 
Artikel 160 der bayerisch~n Vierfassµng, mit dem 
sogenannten SozialisierungS>artikel, bei einer spä
teren Besprechung operiert wurde, nämlich bei 
jener Besprechung, die dann nicht mehr zwischen 
den be:i!den Herren der Regiecrung und Herrn 
Dr. Flick unmittelbar stattgefunden hat, sondern 
zwischen dem Vorstandsmitglied Dr. Burkhrart der 
Maxihütte und Dr. Flick, nachdem Besprechungen 
zwischen den Heirren Dr. Hoffmann, Dr. HöUer
mann und Emmert mit Herrn Dr. Burkiha·rt vor
ausgegangen waren, das ·steht ebenfalls in dem 
zfüerten Brid der Flickgruppe. Also kann man es 
k!eineswegs von der Hand weisen, daß irgeI11deiin 
Druck auf die Flick~Gruppe •ausgeübt wurde. 

Soviel ZJU diesen >Diillgen. Ich habe jedenfalls auf 
die Fehlinvestitionen hingewies:el1,, die uns unsere 
knappen Gelder kosten. Sie ha·ben ·es nicht ver
mocht, unsere g,rundsätzlichen Bedenken zur Wirt
schaftspoUtik der Sta.atsregierung •ausreichend aus·
zuräumen. Sie wissen •auch, was mit dem Aktien
paket de'r Amperwerke geschehen sollte. Nur dem 
Eingl'eifert des Bayerischen Arbeitgebe·rverbanides 
ist es zu V·erdanken, daß hieT nicht ,ein neues 
staatswirtschaftliches Unglück gesch,ehen is•t. Ich 
gvaube, Herr 'Staatsminister, diese Vorgäng,e soll
ten uns zumindest davon 1aibhalten, den Weg der 
Staatswirtschaft, der in Bayern beschritten wurde, 
weiterzugehen. Um mit dem Herrn Staatsminister 
Dr. Seidel •zu sprechen: Wir wünschen auch nicht; 
daß sich der Herr Staiatssekr,etä,r im Finanzministe
rium in Zukunft in Geschäften dieser Art noch 
weitel'hin abnrutzt. W:iir wünschen füm eine gute 
Gesundheit. 

Nun, Herr Staatsminister, haben Sie sich, als 
Sie Iihr·e Etatrede hielten, einige Blumen ins 
Knopfloch gest·eckt. Das ist Ihr gutes Recht, und 
es ist wohl auch herkömmlich. Man muß das tun; 
ich gehe das zu. J·e trister die Gegenwart, desto 
mehr soll uns wenigstens die Hoffnung beflügeln. 
J.e weniger F·arben in der Landschaft und in der 
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Atmosphäre, desto mehr müssen wir uns selbst 
damit schmücken. Es ist kein Zufall, daß die Lap
pen die faribenprächtigste Kleidung 1auf der ·gan
zen Welt besitzen. Auch SJ:e kamen ·deshafü mit 
einig·en Nerken im Knopfloch, die manchmal eiinen 
betäubenden Duft auss.trömten. Eine dieser Nel
ken hieß „Verwaltungsvereinfachung" und die 
andere ·hatte ·einen noch viel schöneren Namen, 

·der fast etwas ·zu kunstvoll geklungen hat: Zyk
lische Budgetgestaltung im Rahmen des Landes
en twicklu'ngsplans! Das is1t •eine Angeleg·enheit, die 
schon ein wenig in •die höhere Mathematik hin
überspielt. Herr Staatsmirnister, in ·diesem Zu
sammenhang darf man wolhl sagen: Grau ist alle 
'Dheorie! Auch Ihnen hätte sie grau ·erscheinen müs
sen, wenn föe sich Ihrer eigenen W o.rte von dem 
geringen P·rozentsiaitz ·unserer beeinfiußbar·en Aus
gaben erinnert hätten. Da beginnt für uns ja sehr 
bald clfre Crux. Ich ·glaube deshalb, daß diese sehr 
schönen Wo:rte, die sich so wunderschön lesen und 
ersichtlich mit dem Zeichen einer höheren Wissen
schaft g·eschrieiJ:>•en sind, 1auch vielleicht etwas auf 
rosarotem Piapier stehen, uns rnicht so ganz über-
zeugen können. . 

Gehen wir einmal -auf ·die Verwaltungsverein
fachung .ziurück. Das ist ·ein Thema, auf ·das man, 
anläßlich deraOC"tiger Debatten, notwendigerweise 
kommt. Sie haben· völlig recht: Hiier haben wir 
immer das Gefühl, genau so wie bei der Durch
kämmung unser·es Beamtenkörpers, •daß noch nicht 
genug ·getan worden ist. In Zukunft soll es ja 
besser werden. füin Untecr:ausschuß im Rechts-. und 
Verfassungsausschuß ist zu diesem Zweck einge
s•etzt, und der Herr Kollege Stock wird den Unter
ausschuß wohl auch aiuf Vordermann bringen. Ich 
g11aube aber, •der Unte:rausschuß wür;de seine Ar
beit falsch angr·eifen, wenn er sich nur überlegt: 
Kann ich das Landratsamt X .auflösen un;d seinen 
Bereich a•uf das Landratsamt Y oder auf zwei an
dere L·andratsämter übertragen? Das gleiche. gilt 
.bei· der Frage, ob ein· Amtsgericht aufgelöst wer
den kann. Ich glaU'be, d1arüber g!ibt ·es nicht v1el zu 
sagen, denn das wird nicM zu einem großen Er
folg führen, sonde:rn •allenfalls dazu, ·daß sehr viele 
Deputationen in Bewegung gesetzt we!'den und 
eine Vberfüllung unserer Eisenbahnlinien in Rich
tung München herbeiführen. Es fülhrt zu kelinem 
Erfolg, wenn eine Verwaltmngsver·einfachung nur 
dadurch erreicht werden kann, daß man ein hal-

. bes aufgehobenes Amt gleichzeitig anderwärts 
anbaut. Das können wir uns in einer Zeit akute
ster Finanznot nicht leisten. Gleichwohl können 
wir aber die Verwaltung vereinfachen. Ich habe 
schon immer wieder darauf hingewiesen, aber bis
her leider ohne großen Erfolg. Wir können, Herr 
Staatsminister - und darin gehe ich mit Ihnen 
konform - sehr wohl die Aufgaben aus der Spitze, 
aus der Ministerialebene heraus, in die Mittel
ebene, in die Provinzialebene verlagern. Dazu be
darf es in der Regel nur einer einfachen Verwal
tungsanordnung, die zu erlassen jeder Ressort
minister in der Lage ist. Es bedarf dazu wahr
scheinlich' noch nicht einmal eines Gesetzes. Dann 
braucht in Zukunft der Revierförster X nicht mehr 

von der Ministerialforstabteilung eingestellt, per
sonell betreut und in Pension gesetzt zu werden, 
sondern das macht dann diejenige Behörde, die es 
bei Gott auch machen sollte, nämlich die mittlere 
Instanz, das Regierungsforstamt. Auf diese Weise 
könnte man sehr viel Personalaufgaben auf die· 
Mittelinstanzen ohne Schaden projizieren. Denken 
Sie an Württemberg-Baden, das vor einiger Zeit 
für den neuen Südwest-Staat vier Mittelinstanzen 
neu geschaffen hat, entsprechend den bisher:igen 
Landesteilen! Innerhalb dieser Mittelinstanzen 
wurden sogenannte Oberschulämter errichtet, die 
nicht nur - wie in Bayern die fü:;gierungsschul
ämter - die personellen Verhältnisse der Volks-· 
schul~ und Berufsschullehrer zu betreuen haben, 
sondern auch die der höheren Lehrer. Wir finden 
also auch hier wieder eine Reformmöglic;hkeit, die 
dazu beitragen würde, die Akten· von den Tischen 
der Ministerien wegzuwischen und sie dort hinzu
bringen, ,wohin sie gehören, dn idi:e Mrittelinstanzen. 
Es ist ein unmöglicher Zustand, daß unsere Mittel-. 
instanzen praktisch nur Ermittlungen anstellen, 
nach oben referieren, aber nicht selbst entscheiden. 

(Abg. Dr. Korff: Briefträger!) 

Meine Damen und Herren! Nach unserer Verfas
sung sind sieben Regierungsbezirke vorgesehen. 
Bis jetzt sind es nur sechs Kreisregierungen; die 
siebente bohrt und bohrt und will sich auch an die 
Oberfläche heraufarbeiten. Die Kreisregierungen 
sind jeden:Da:lls ida, und wenn 'Sie schon der Mei
nung sind, Sie können sie nicht mehr streichen -
und das werden Sie nicht können -, dann müssen 
Sie sie mit der ganzen Aufgabenfülle belasten, die 
ihnen zukommt. 

(Abg. Dr. Korff: Sehr richtig!) 
-

Sie werden auch den Selbstverwaltungskörper-
schaften an diesen Mittelstellen, nämlich den Be
zirkstagen, die wir schaffen wollen, einen wesent
lich größeren Aufgabenbereich zubilligen müssen, 
als Sie es sich bisher vorgestellt haben. Die Selbst
verwaltung ist es, die in größerem Umfang zum 
Zuge kommen muß. Sie selbst, Herr Finanzmini
ster, haben diesen Gedanken zum Ausdruck ge
bracht, als Sie von der Möglichkeit der Einräu
·mung einer größeren Selbstverwaltung bei der 

· Landwirtschaft gesprochen haben. Ich darf Sie, 
meine Damen und Herren, darauf verweisen, daß 
meine Fraktion den Antrag auf Errichtung von 
Landwirtschaftskammern gestellt hat und daß wir 
auch, hoffen, den Antrag in diesem Hohen Haus 
durchzubringen. Die Selbstverwaltung muß auch 
bei diesem Berufsstand ihren Einzug halten. Herr 
Staatsroinister, Sie wünschen dies ja auch, wenn 
auch aus überwiegerid kameralistischen Erwägun
gen, wir dagegen in erster Linie aus staatspoliti
schen. Wir können uns . aber auf derselben Ebene 
begegnen. 

Ich glaube, daß ich nun die Hauptsache gesagt 
habe. Vieles wäre noch zu den einzelnen Etats zu 
sagen. Es besteht die dringende Notwendigkeit für 
unsere bayerischen Hochschulen mehr zu tun und 
unsere Universitätsinstitute besser auszugestalten. 
Wir sind hier in ein gefährliches Hintertreffen 
gegenüber den anderen Bundesländern geraten, 



984 Bayerischer Landtag - 134. Sitzung. Dienstag, den 17. März 1953 

(Dr. Haas [FDP]) 

vom Ausland natürlich ganz zu schweigen. Wir 
werden darauf sehen müssen, daß wir im Rahmen 
der gerechten Verteilung von knappen Mitteln 
diese Institute nicht hintansetzen. 

Herr Staatsminister! Mit Recht haben Sie ge
sagt, daß wir :i:n einer entsetzlichen Mlisere stehen, 
und daß es aus dieser Misere nur einen Ausweg 
gibt, auf den Sie alle Ihre Hoffnungen setzen: 
nämlich den Finanzausgleich. Sehr richtig! Eine 
andere Hoffnung bleibt Ihnen nicht: die Besser
gestaltung des Finanzausgleichs a) vertikal zwischen 
Bund und Ländern, b) horizontal zwischen den ein
zelnen Ländern. Sie glauben, c:Üe letzteren Mög
lichkeiten seien sehr klein und nahezu ausgeschöpft 
und würden die Tendenz haben, in Zukunft noch. 
kleiner zu werden. Sie erhoffen sich mehr von 
einem vertikalen Finanzausgleich. Ich hoffe, nieht 
etwa deshalb, · weil sie glauben, im Augenblick 
dadurch besser fahren zu können, daß ein Bayer 
an der Spitze dieses Ministeriums steht. Denn ich 
glaube eines nicht, daß nämlich bei einer Differen-. 
zierung der Bundesanteile ein vertikaler Finanz
ausgleich möglich ist. Das würde, glaube ich, ein 
unendliches Gewürge werden zwischen allen Be
teiligten und das würde sich niemand gefallen 
lassen. Eher ist noch !i'ine Differenzierung in der 
Weise möglich, daß ein bestimmter Einnahme
sockel entsprechend der Einwohnerzahl unterstellt 
wird und das diesen Sockel übersteigende besser 
verteilt wird. Ich habe aber auch hier meine Be
denken. Ich ·bin nicht, wie Sie, Herr Staatsminister, 
der Meinung, daß die Möglichkeiten des horizon
talen Ausgleichs erschöpft sind. Unter einer Auf:
sicht des Bundesfinanzministers müßte hier, glaube 
ich, noch wesentlich mehr herauszuholen sein. Sie 
haben selbst darauf hingewiesen, in welchem Maß 
etwa Nordrhein-Westfalen und andere Bundes
länder besser stehen als Bayern. Der horizontale 
Ausgleich liegt also gedanklich sehr nahe. Heute 
ist es auch noch i;;Q,_ daß der Großteil des Aufbrin
gens aus den wichtigsten Steuern dem Lande ver
bleibt, obwohl wir nicht wissen, wie lange Herr 
Schäffer noch seine fruchtbringende Tätigkeit ent
faltet, den Bundesanteil auf 50 oder über 50 Pro
zent hinaufzuschrauben. Ich glaube also nicht, Herr 
Staatsminister, daß, wie Sie sagen, hier die Mög
lichkeiten erschöpft sind. Es käme nur darauf an; 
sie besser in Gang zu setzen. 

Nun noch ein letztes Wort. Wenn wir davon aus
gehen, meine Damen und Herren, daß desto mehr 
Korrektheit und Gerechtigkeit in der Verteilung 
und Zuweisung der Mittel herrschen muß, je 
knapper die Decke ist, werden wir uns weiterhin 
überlegen müssen: Müßten wir nicht auch an un
serer Stelle und jeder· für sich - das ist efo sehr 
ernsthaftes Wort- alles tun; um das Funktionieren 
der Demokratie auch in diesem unserem Bereich 
in höherem Umfang zu gewährleisten? Die Weg
nahme überflüssigen Beratungsstoffes aus diesen 
Hohen Häusern, die Unterlassung der Stellung 
sogenannten „Weihnachtsmänner -Anträge", die 
Unterlassung der Verpflichtung von Ausschuß oder 
Landtag, sich mit diesen Dingen mehr oder we-

niger ernsthaft zu befassen - das alles könnte ge
schehen. Nicht diejenige Fraktion wird sich die 
tüchtigste und· die staatspolitisch· am verantwor
tungsvollsten handelnde nennen dürfen, die die 
größte Anzahl von Anträgen eingebracht hat, son
dern diejenige, die die am besten begründeten An
träge gestellt hat. 

(Sehr gut! bei· der SPD) 

Ich glaube, hier wäre rein reformatorisch sehr viel 
zu tun. 

(Zuruf von der SPD: Bei uns anfangen!) 

Bei uns anfangen, sehr richtig! - In dieser 
Hinsicht könnte sehr viel getan werden in einer 
Zeit, in der es noch Zeit ist. Vergessen wir 
nicht, daß in den letzten Jahren der Weimarer 
Republik das schlechte Funktionieren der Demo
kratie und der Parlamente gerade in diesen Din
gen dazu geführt hat, die Geister der Unfrei
heit in Front kommen zu las~en. Meine Damen 
und Herrren, reformieren wir, solange es Zeit 
ist, setzen wir ein richtiges, angemessenes und be
scheidenes Tätigwerden unseres bayerischen Land
tags an die Spitze unserer Überlegungen! Verzich
ten wir darauf, hier Unnötiges zu sagen oder etwas 
in längeren Ausführungen zu sagen als notwendig 
ist! lJenn nicht nur dafür stehen wir letztlich alle 
ein, die Zelle, in der wir stehen, unseren Staat 
Bayern, lebensfähig izu erhalten - und sei es mit 
den härtesten Abstrichen in seiner Ausgabenge
staltung -, sondern auch dafür, ihn beispielhaft 
zu machen für das Funktionieren eines demokra
tischen Staates. 

Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Hundbammer: Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, es ist nicht mehr zweckmäßig, 
jetzt noch einem weiteren Redner das Wort zu 
erteilen. Vor der Unterbrechung der Beratungen 
möchte ich aber noch eine eben mir zugegangene 
Mitt~ilung bekanntgeben. 

Der Präsident des Bayerischen Statistischen 
Landesamts als Landeswahlleiter hat mir unter 
dem 16. März 1953 mitgeteilt, daß der Kreispräsi
dent des bayerischen Kreises Lindau mit Rechts
anordnung vom 2. März 1953 (erschienen im Amts
blatt des bayerischen Kreises Lindau Nr. 10 vom 
14. März 1953) angeordnet hat, daß das bayerische 
Gesetz zur Änderung des Landeswahlgesetzes vom 
22. Dezember 1952 auch im Kreis Lindau in Kraft 
tritt. In Verfolg dieser Bekanntmachtmg tritt an 
Stelle des verstorbenen Herrn Abgeordneten Wil
helm Göttler der Herr Justizminister Otto Weiri
kamm aus Augsburg als nächster Ersatzmann auf 
der Wahlkreisliste der Christlich-Sozialen Union 
im Wahlkreis Schwaben in den Bayerischen Land
tag ein: Ich heiße ihn hiermit als Abgeordneten im 
Hause willkommen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Ir.h ·schlage vor, die Beratungen heute nachmit
tag um 3 Uhr wieder aufzunehmen. Die Sitzung 
ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 37 Minuten 
unterbrochen) 
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Vizepräsident Hagen nimmt die Sitzung um 
15 Uhr 2 Minuten wieder auf. 

Vizepräsident Hagen: Wir nehmen die Sitzung 
wieder auf: 

Aussprache über die Haushaltsrede des Herrn 
Finanzministers. 

Als Redner folgt der Herr Abgeordnete Hauß
leiter; ich erteile ihm das Wort. 

Haußleiter (fr:akti:onslos): Hohes Ha;us, meine 
Damen und Herren! Heute morgen haben zwei 
Sprecher der Opposition Kritik geübt an der 
Finanzrede des Herrn Finanzministers und an sei
nem Haushaltsplan. Ich persönlich habe den Ein
druck, daß die schärfste Kritik am Etat, die bisher 
ausgesprochen wurde, der Herr Finanzminister 
persönlich ausgedrückt hat, indem er in seiner 
Rede folgendes sagte: 

Wir leben in eliner Zeit wirtschaftlicher Hoch
konjunktur, und in einer solchen gilt es, vor
handene Schulden abzutragen und neue Re
serven anzusammeln. Von diesen Reserven 
müssen wir zehren können, wenn die Kurve 
der ·wirtschaftlichen Entwicklung vorüber
gehend wieder einmal absinkt. Nach der Rich
tung hin ist an unserer bisherigen Haushalts
politik noch gar nichts zu verspüren, und ich 
bedauere es, daß ich mich mit meinen Auffas
sungen auch für 1953 nicht restlos habe durch
setzen können." 

Das bedeutet folgendes. Der Herr Finanzminister 
hat erklärt, wir befinden uns im Augenblick im 
Zustand einer gewissen Konjunktur - von mir 
aus gesehen einer Scheinkonjunktur. Wenn Kon
junktur ist, dann· sammelt man Reserven an und 
trägt man Schulden ab. Der Herr Finanzminist~r 
hat uns nun versichert, daß er zu einer solch wohl
abgewogenen Haushaltspolitik leider nicht in der 
Lage gewesen ist. Hier möchte ich nun wissen -
und vielleicht kann uns der Herr Finanzminister 
darüber Auskunft geben -, wer ihn daran gehin
dert hat, sich mit einer solch konstruktiveren Fi
nanzpolitik durchzusetzen; de!).n er sagte ja, er 
habe sich ;,nicht ganz restlos" durchsetzen können. 
Woher stammen die Widerstände, Herr Finanz
minister - das interessiert uns -; die Sie daran 
hindern, eine solche abgewogene und, wie mir 
scheint, richtige Finanzpolitik zu machen, die Sie 
selbst für empfehlenswerter halten als den Etat, 
den Sie vorgelegt haben? Ich muß dazu eines sagen: 
Es ist für uns fast nicht möglich, dem Etat zuzu
stimmen, da ihn im Grunde genommen der Herr 
Finanzminister selbst für bedenklich hält. Wie kann 
er dann erwarten, in diesem Hause eine Mehrheit 
für seine Finanzpolitik zu finden? ·Da müssen wir 
doch zunächst einmal den verantwortlichen Mann 
hinter dem Finanzminister suchen, und ich werde 
versuchen, ein wenig auf der Suche nach dem Hin-. 
termann behilflich zu sein. Es gibt da gewisse Per
sönhchkeiten, auf die man hinweisen könnte. 

Und nun zum Ernst der Lage zurück! Wir haben 
eine Konjunktur, und zwar ist es eine ausgespro
cllene Rüstungskonjunktur, weiter gar nichts. Es 
ist das Sich-Anhängen an die durch die nach-

koreanische amerikanische Politik bedingte Rü
stungskonjunktur in Westdeutschland. Da behaupte 
ich nun eines: Es ist sicher mit Recht der NSDAP 
vorgeworfen worden, ihre spätere Sozial- und Wirt
schaftspolitik aufgestellt und angehängt zu haben 
an eine Rüstungskonjunktur. Zwischen dem aber, 
was damals geschehen ist, und dem, was heute in 
Bonn geschieht, besteht, das möchte ich behaupten, 
kaum ein Unterschied. 

{Zmufe) 
Ein Unterschied vielleicht insofern, als diese Rü
stungskonjunktur diesmal nicht von uns selbst be
beeinflußt ist, sondern von einer fremden Macht 
eingeleitet wurc'-: und kontrolliert wird! Insofern 
besteht allerdings ein gewisser Unterschied: ein 
positiver Unterschied zu der Lage .von damals aber 
ist nicht gegeben. Diese Art von Konjunktur wird 
aber keine dauernde sein. Sie hat zwei Möglich
keiten: entweder sie führt, wie jede Rüstungskon
junktur,· zwangsläufig zum Krieg, unvermeidlich 
zum Krieg, weil das Abstoppen einer Rüstungs
konjunktur zur Krise führt, die Krise in diesem 
System jedoch nicht vorhergesehen ist und sehr 
leicht dann der Krieg als Flucht vor der Krise 
kommt. Ich glaube, ich habe mich da sehr vor
sichtig ausgedrückt. Wir wollen hier nicht irgend
welche Thesen entwickeln, die als Propaganda
thesen von einer anderen Seite, die wir alle ab
lehnen, geb;raucht werden könnten. 

Der Herr Finanzminister unterstreicht hier ein 
Prinzip, das für die Bonner Politik charakteristisch 
ist. Eine mögliche Krise dieser Finanzpolitik kann 
nicht aufgefangen werden, so daß der Ausweg des 
Krieges immerhin in sehr bedenklicher Nähe liegen 
könnte. In einem gebe ich allerdings dem Herrn 
Finanzminister recht: Von der Länderbasis allein 
aus kann diese Entwicklung nicht abgefangen wer
den, wohl aber kann von der ·Länderseite aus 
einiges getan werden, um diese drohende, bedauer
liche ·Gefahr immerhin ein wenig einzuschränken. 

Wir haben in diesem Hause eine Debatte um die 
Erhöhung des Bundesanteils an der ·Einkommen
und Körperschaftsteuer geführt, als es sich um die 
Erhöhung von 27 auf 37. Prozent handelte. Ich habe 
damals gesagt: diese Erhöhung des Bundesanteils 
enthält in sich die Finanzierung der EVG-Planung 
von Bonn. Der Herr Kollege Bezold - ich bedauere, 
daß er nicht da ist, ich muß es aber erwähnen -
hat diese Erwägung damals als eine Art von poli
tischem Stratosphärenflug bezeichnet. Ich war mir 
auch ein wenig unsicher, als ich diese Erwägungen 
angestellt habe. Sie sind aber dann vortrefflich 
durch den Herrn Bundesfinanzminister bestätigt 
worden. Acht Tage nach der Erhöhung des 
Bundesanteils an der Einkommen- und Körper
schaftsteuer hat der Herr Bundesfinanzminister 
Schäffer nämlich erklärt, damit sei die Remilitari
sierung sichergestellt. Anders ausgedrückt: Was 
wir damals gesagt·haben, ist in der Tat eingetreten. 
Die Erhöhung des Bundesanteils am Aufkommen 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer hat die 
Voraussetzungen zur finanziellen Durchführung 
der Remilitarisierung geschaffen: Zugegeben, er
klärt und bestätigt durch den Herrn Bundesfinanz
minister selbst. Und nun erleben wir folgenden 



986 Bayerischer Landtag - 134. Sitzung. Dienstag, den 17. März 1953 

(Haußleiter [fraktionslos]) 

Zyklus: Wir haben immer noch eine anscheinend 
steigende Konjunktur. Infolgedessen versucht der 
Bund, seinen Anteil am Steueraufkommen weiter
hin zu erhöhen. Er geht jetzt auf 40 Prozent. Da
mit ist ohne Zweifel die Finanzierungsplanung für 
die Fortsetzung der gegenwärtigen Bonner Politik 
sichergestellt. Das ist, wenn Sie so wollen, eine 
vorausschauende Finanzpolitik des Herrn Bundes~ 
finanzministers und des Bonner Kabinetts. Im 
Grunde müßte aber ein Länderparlament genau 
so vorausschauend kalkulieren, wie es die Bonner 
Regierung tut. Und so, wie die Bonner Regierung 
a conto der Länder ihre Außenpöiitik bereits vor
finanziert hat, genau so müßte im Grunde eiri Län
derparlament eine solche Vorfinanzierung der Bun
despolitik auf dem Rücken der Länder nicht zu
lassen. 

Das hat jetzt, das möchte ich einmal sagen, mit 
rein föderativen Erwägungen nicht unmittelbar 
etwas zu tun. Man soll hier die Fronten im Parla
ment nicht verkehren. W.ir haben ja manchmal den 
Eindruck, als ginge es hier ein wenig wild durch
einander. Wenn man nach Bonn sieht, dann hat die 
sozialdemokratische Partei gelegentlich äie Bayern
partei an Föderalismus noch übertroffen, wobei der 
Föderalismus der Bayernpartei an Mäßigung zu-

. nimmt, je näher die Wahlen rücken 

(Heiterkeit) 

und je gründlicher die Wahlkoalitionsangebote in
folgedessen werden müssen. 

(Erneute Heiterkeit) 

Das ist ein logischer Prozeß. Ich stehe wohl außer
halb des Verdachts, hier in den Zustand eines über
triebenen Föderalismus zu. verfallen. Ich möchte 
jedoch folgendes sagen: Hier fällt eine politische 
Entscheidung, und mit diesem Haushaltsplan fallen 
die politischen Entscheidungen, ob wir Herrn Schäf
fer die Möglichkeit geben, bei weiterer Voraus
und Ei_nkalkulierung des erhöhten Bundesanteils 
uns- nun wiede.r zu bestätigen, daß wir seiner und 
seines Meisters, nämlich des Herrn Dr. Adenauer, 
Politik zugestimmt hätten, indem wir den Haus
haltsplan angenommen haben. Da darf ich Ihnen 
sagen, das ist ein übergeordneter Gesichtspunkt, 
der uns zum Beispiel veranlaßt, diesen Haushalts
plan abzulehnen, weil wir der Überzeugung sind, 
er ordnet sich vortrefflich ein, nicht in das, was 
die bayerische Politik anzustreben hat, sondern in 
das, was die gegenwärtige Bonner Regierung 
de facto anstrebt. 

Von da aus kommt nun ein weiterer Punkt. Der 
Herr Finanzminister hat etwas sehr Interessantes 
getan. Er hat uns den feinen Unterschied zwischen 
vermeidlichen und unvermeidlichen Ausgaben aus
gerechnet. Dabei hat er - darauf haben schon meine · 
Vorredner hingewiesen - eine Steigerung der un
vermeidlichen Ausgaben ausgerechnet, die heute 
auf dem Status von 85,4 Prozent stehen. Anders 
ausgedrückt: Die unvermeidlichen Ausgaben des 
Haushalts 1953 sind höher als der Gesamt
haushalt von 1949. Das bedeutet aber etwas noch 
Interessanteres, daß hier nämlich dem Land - aus 

welchen Gründen auch immer - die Möglichkeit zur 
eigenen Wirtschaft und zur eigenen Finanzpolitik 
offenkundig genommen wird beziehungsweise ge
nommen ist. Das heißt, wenn 85 Prozent des Haus
halts unvermeidliche Ausgaben sind und 15 Prozent 
bei den vermeidlichen Ausgaben durch soziale 
Zwecke festgelegt sind, wie der Finanzminister 
überzeugend nachweist, dann bleibt für · das, was 
uns im Grunde am Herzen liegen sollte, nämlich 

· eine durchdachte Landesentwicklung und Landes
planung, in der Tat ke,inerlei Spielraum. Der Spiel_. 
rauin ist abgeschnitten. Hier ist eines interessant -
das müssen wir erkennen -, daß die· innere Ent
wicklung des Landes bei einer solchen Finanz
planung keinerlei Möglichkeit zu einer kqnstrukti
ven Wirtschaftspolitik hat. Hier interessiert uns -
das darf ich einmal sagen -,-- der Streit um An
organa und der Streit um die Flick-Beteiligung gar 
nicht; denn das sind zufällige Finanzexperimente 
oder Tatbestände am Rande einer staatlichen Wirt
schaftspolitik. Sie können aber weder als Beein
trächtigung der freien Wirtschaft im Grunde ver
standen werden noch können sie als Zentralprobleme 
'einer staatlichen Wirtschaftsplanung bezeichnet 
werden, sondern das sind Notlösungen aus einer be
stimmten .spezifischen Notsituation heraus. Unter 
Landesplanung und Landesentwicklung - die kann 
ja nur erfolgen, wenn sie eine finanzpolitische Basis 
hat - würde man etwas völlig anderes verstehen 
müssen. Darunter würde man i.n der Tat zum Bei
spiel ·die Erschließung unerschlossener Gebiete im 
Lande Bayern verstehen müssen oder die Ansied
lung von Industrie. Das geht aber nicht, indem 
man sie aus dem günstiger gelegenen Württemberg 
hieher zu ziehen versucht, sondern indem man sie 
mit den vorhandenen Kräften vom Staat aus zu ent
wickeln versucht, weil wir uns eine Arbeitslosigkeit, 
wie sie in bestimmten Gebieten Oberfrankens und 
der Oberpfalz besteht, aus gesamtpolitischen Grün
den einfach nicht leisten können. 

(Sehr ri~tig! bei der SPD) 

Das geht also nicht. Hier muß geplant werden. Für 
eine solche Planung und. für eine solche konstruk
tive Wirtschaftspolitik sind bei dieser Lage aber 
keine Vor·aussetzungen •gegeben, und von da aus 
ergibt sich nun ein sehr schwieriges Problem. Der 
Herr Finanzminister ist im Grunde durch die. Ge
samtentwicklung in die Rolle eines getreuen Buch
halters zurückgedrängt. Das, was er uns vorgelegt 
hat, ist eine saubere buchhalterische Leistung. Aber 
von dem wirtschaftspolitischen Elan, den er einmal 
früher ausdrücken wollte, ist im Grunde nichts mehr 
zu spüren. Wenn er sich nun in seiner Rede an Herrn 
Kollegen Elsen wendet um Unterstützung für eine 
konstruktive Finanzpoliti?:, dann muß ich sageh, 
wenn der Herr Finanzminister sich nur auf die Mit
wirkung des Herrn Kollegen Elsen stützen würde, 
so würde ich für die Dinge schwarz sehen, deren 
Leistung dem Lande Bayern ohne Zweifel-auferlegt 
ist. 

(Heiterkeit) 

Hier darf ich einmal ohne persönliche Kritik sagen: 
Ich bin der Überzeugung, wir hätten hier die Frage 
zu prüfen, wie weit die sogenannten unvermeid
lichen Ausgaben einer echten Überprüfung stand-
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halten. Wenn wir sie nämlich auf die Dauer als un
vermeidliche Ausgaben hinnehmen, dann kommen 
wir zu einem automatischen Ablauf unserer Finanz:. 
politik, in deren Rahmen das Parlament eigen'.tlich 
keine Kontrollfunktion mehr hat. Die unvermeid
lichen Ausgaben entziehen sich, wenn dieser Begriff 
ernst genommen würde, der Kontrolle des p,arla- · 
ments, weil sie gleichsam mechanisch, schematisch 
ablaufen. ' 

Zu diesen unvermeidlichen Ausgaben, gehören 
offenkundig solche, die steigen, zum Beispiel für 
diejenigen Aufgaben, die der Bund durch seine Ge
setzgebung den Länderverwaltungen auferlegt. Sie 
nehmen ohne Unterbrechung zu. Wir haben also 
nicht nur einen steigenden Anteil des Bundes an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer, sondern der 
Bund wälzt auch Verwaltungsaufgaben· auf das 
Land ab; zu den 40 Prozent, die er direkt in An-: 
Spruch nimmt, kommen steigende Prozentziffern 
dessen, was der Bund verwaltungsmäßig auf das 
Land abwälzt. Hier ist in der Tat eine Lücke, hier 
wäre für einen Spezialisten des Finanzausgleichs 
zwischen Bund und Ländern einmal eine geradezu 
glanzvolle Sonderaufgabe zu lösen, nämlich uns ein
mal auszurechnen, wieviel die steigende Belastung 
der Länder durch die ihnen vom Bund auferlegten 
Aufgaben beträgt. Das einmal zum Thema Ausgleich 
zwischen Bund und Ländern zu erfahren, wäre sehr 
interessant. Mit diesem Wissen könnte man nämlich 
die steigenden Forderungen des Herrn Bundes
finanzministers Schäffer mit ausgezeichneter Be
gründung auf das restringieren, w·as ihm zukommt. 
In der Tat ist es geradezu absurd, 7 Prozent zu for
dern, n~ch der Methode - der Kollege Dr. Haas 
hat sie schon dargestellt - des· geschickten Händ
lers, der weiß, daß er dann 3 Prozent bekommt, und 
dann wieder 200 Millionen für die Schulen als Gabe 
des Bundes zurückfließen zu lassen, obwohl gerade 
der Kulturbereich in den Ländern besonders eigen
ständig gehalten werden sollte. Wir haben also fol
gendes zu verzeichnen: Der Herr Bundesfinanz
minister finanziert seine, nämlich die Adenauersche 
Politik, Aufrüsfung plus EVG-Planung, · voraus, 
sorgfältig gestützt auf höhere Abschöpfung aus den 
Ländern; in der Zwischenzeit, in der er die höl).eren 
Ausgaben noch nicht hat, weil im Terminkalender 
von Bonn Verzögerungen eingetre~en sind, gibt man 
den Ländern Almosen von dem Rahm, den man 
ihnen zu viel abgeßchöpft hat. Das ist ein völlig un-
mögliches Verfahren. · · · ' 

Und nun darf ich auf den Ernst der Lage hin
weisen. Sie sieht folgendermaßen aus: Erstens, eine 
echte konstruktive Landesentwicklung und Wirt
schaftsplanung ist von der Finanzseite her unmög
lich geworden. Sie haben die Alternative, um es pri
mitiv zu sagen: Arbeitsbeschaffung oder Aufrüstung. 
Mit dieser Art von Finanzpolitik ist die Entschei
dung offenkundig zugunsten der Aufrüstung ge
fallen. Ich halte diese Entscheidung für bedauerlich 
und für eine negative Entscheidung. Dann kommt 
das Zweite, und das behaupte ich auch: Die Kon
junktur, die wir haben, ist einmal eine Fremd
konjunktur und zum anderen mit Sicherheit keine 

Dauerkonjunktur. Die unvermeidlichen Ausgaben 
steigen aber und passen sich dem Konjunkturstatus 
an. Im Augenblick der K.rise entwickelt sich dann 
aus dieser verfehlten Gesamtplanung, die der Herr 
Finanzminister selber bemängelt und als bedauer
lich empfindet, eine Gefahrenlage, die man sich 
heute nicht vorstellen kann. Denn wenn dann in
folge d.ieser Art von Finanzpolitik Krisen und Rück
schläge kommen, haben Sie nicht mehr das liberale 
Auf und Ab, als das die Herren leichte Schwankun
gen so gerne darstellen; bei dem steigenden Bedarf 
für unvermeidliche Ausgaben multipliziert sich viel
mehr jeder, auch der kleinere Rückgang mit abso
luter Sicherheit. Diese Gefahr liegt über dem Lande. 
Ihr ist in diesem Etat nicht begegnet. Ich brauche auf 

. die Einzelheiten nicht einzugehen, möchte aber 
sagen, daß diese Sorge im Grunde jeder empfindet, 
der sich diesen Haushaltsplan ansieht. Er empfindet 
ihn ein wenig als einen Tanz auf dem Vulkan. Viel
leicht spielt ein wenig die Freude an wachsenden 
Ziffern, an einem sich aufblähenden Haushalt mit 
von dem wir aber' mit absoluter Sicherheit wissen'. 
daß seine Ziffern auf die Dauer nicht standhalten, 
daß sie krisenumwittert und bedroht sind und daß 
ihr Glanz nur von einer Politik kommt, deren 
Grundlagen sehr problematisch sind. 

Wenn .wir den Etat von diesem Standpunkt aus 
betrachten, haben wir folgendes vor uns. Wir haben 
den Sieg des Staatssekretärs Ringelmann, den Sieg, 
wenn ich es einmal sagen darf, des gewissenhaften 
Buchhalters. Ich hätte das Wort gewissenhaft vor 
der Auerbachaffäre vielleicht noch stärker unci mit 
.mehr innerer Überzeugung betont. Sie haben in 
diesem Etat den Sieg des Buchhalters über den 
Finanzpolitiker vor sich. Es ist notwendig, und das 
wäre die Aufgabe eines Parlaments, die Dinge 
anders anzupacken und zu sagen, einen- Etat, in dem 
wir vor bürokratisch vollendete Tatsachen, vor einen 
schematischen Ablauf gestellt sind, empfinden wir 
im Grunde irgendwo als fehlkonstruiert, n.ämlich 
dort - das möchte ich zum Abschluß sagen -,- wo 
höhere finanzpolitische Ziele über den buchhalteri
schen Aufgaben des E.tats zu stehen haben; .diese 
Ziele sind Wirtschaftsanregung und Entwicklung des 
Landes, durch die sie dann allerdings auch das Ein
kommen erhöhen. Hier aber haben wir etwas ande
res, glänzend getarnt: Die Länderhaushalte im 
Dienste der zentralen.Bonner Politik. Das wird nicht 
ausgesprochen, das hat vielleicht die Oppo13ition aus
zusprechen. Und deswegen erlauben wir uns, zu 
sagen: Sie haben einen Buchhalteretat mit dem Er
folg der Remilifarisierungskonjunktur, während Sie 
einen Arbeitsbeschaffungs- und Landesentwick
lungsetat haben sollten, der über das Buchhalte
rische hinweg aus einer echten Konjunkturanregung 
Dauerbeschäftigung garantiert. Das wäre das End
ziel, das wir aber mft diesem Etat nicht erreichen. 
Deshalb werden wir uns erlauben, zu diesem Etat 
nein zu sagen. 

Präsident Dr. Hundhammer: In der Reihenfolge 
der Redner kommt der Herr Abg·eordnete Dr. La
cherbauer; ich erteile i!hm das Wort. 

Dr. Lacherbauer (CSU): Nachdem ·die !Henen der · 
Opposition diesmal Gelegenheit hatten, vomus zu 
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sprechen, was ich für richtig 'halte, bin ich der 
erst·e Redner der Koalitionsparteien. Ich möchte 
meine Ausführungen so kurz wie möglich fassen, 
weil ich dei!' Auffiassung bin, daß die eigentlichen 
Beratungen, nämlich die BeTatung der Einzelpläne, 
das Entscheidende darstellen. 

Unsere Verfassung schreibt in AI'til\!el 78 vor, 
daß alle Erinnaihmen 1Und Ausgaben des Staates für 
jedes Jahr veranschlagt und in den Hauslhaltsplan 
eingestellt werden müssen. Sie ordnet weiter an, 
daß dieser Haushaltsplan vo·r Beginn ·des Rech
nungsjahres durch Gesetz festzus•tellen ist. Wird 
der Staatshaushalt im L·andtag nicht rechtz·eitig 
verabschiedet, dann führt die Exekutive die ihr 
aufgetragenen Geschäfte nach Maßgabe des Haus
haltsplanes des abgelaufenen Etatjahres fort. Seit 
Jahren haben sich die Staia tsregierung rund der 
Landtag die größte Mülhe gegeben, gemäß den von 
mir soeben zitierten Bestimmungen uns•eres Grund
gesetzes den Etat rechtzeitig vorzulegen und zu 
v·eNtbschieden. Es wird aber auch heuer nicht ,ge
lingen, den Anforderungen der Verfassung zu ge
nügen. Wir wollen das mit Freimut feststellen, aber 
auch gleichzeitig bemerken, daß wir von Jahr zu 
Jahr, wenn auch unter großen Opfern, dem ge
steckten Ziel nähergekommen sind. Wir wagen die 
Hoffnung auszuspr·echen, daß· nach einer einiger
maßen rechtzeitigen Ver·abschiiedung des Haushalts
g·eseitzes d1Urch den Landtag die Möglich~eit ge
sch1affen ist, den nächsten Ebat so einzubringen, 
daß vom 1. April 1954 ab die Vollzugsbehörden 
nach den Bewillig1Ungen eines neuen Haushaltsge
setzes operieren können. Ich glaube feststellen zu 
können, daß das bayerische Kabinett das zur Er
reichung des eingangs erwähnten Zieles seinerseits 
Erforderliche gerban hat und daß das Haus iihm, 
hieweg•en seine Anerkennung nicht versagen darf. 
Sache der Volksiv·eTtret\Ung, insbesonde!'e· des 
Hausihalts·ausschusses, wird es sein, die ihnen auf
getragenen Arbeiten ihrerseits mit ·aller Energie 
so rasch voranzutreiben, daß die Exekutive, die 
bisher 1ausschließlich die Befugnis zur Vorberei
tung des iHaushaltsg·esetzes ausgeübt hat, :ihre vor
bereitenden Arbeiten für das Rechnungsj.ahr 1954 
rechtzeitig beginnen kann. 

Der Harushaltsausschuß hat bisher idiie beratungs
reif ange.fiallenen Einzelpläne 01, 02 und 11, das 
sind die Einzelpläne für den Landtag und den 
Senat, di!e Staatskanzlei und den Rechnungshof, 
hinter sich gebracht. Sie befinden sich bereits auf 
der T•agesol'dnung dieser Woche. Ich kann I\hnen 
sagen, daß eine frühere Vorl!age überhaupt nicht 
möglich gewesen wäre. Es ist Ihnen bek!annt, daß 
nach Artikel 40 unseTer VeTfassrung der Senat be
rufen ist, zum Haushaltsgesetz - und zu ihm ·_ 
gehört der gesamte Haiushaltsplan - Stellung zu 
nehmen. Der Senat 1befindet sich seinerseits zur 
Zeit noch in Be;r:atung der Einzeletats, so daß un
ser, das heißt des Haushaltsausschusses, Arheits
tempo in gewissem Sinn wenigstens von der vor
ausgehenden Arbeit dieser Körperschaft abhängig 
ist. 

Für die Beratungen der Etatsivorlage dieses Jah
res habe ich •als Vorsitzende.r des Hausihialtsaus-

schusses ein Novum eingeführt. Es werden zwar 
jene Einz,elpläne isoliert behandelt, die keine oder 
keine wesentlichen Zwecka1usgaben enthalten, die 
man als sogenannte P.erson:aletats bezeichnen kann. 
Die Beihandlung aller übrigen Ein:zielpläne, insbe
sondere die des Innenministeriums, des Kultus-, 
des Landwirtschafts-, des F'orst- und des Wirt
sch·aftssektors, werden erst in Angriff genommen 
werden, wenn sie gleichzeitig vorUegen. Die Ar
heitsmetihode ist geboten. S.i:e wäre im übrigen 
schon immer· geboten gewesen, weil nur so eine 
Haushaltspolitik durch dieses Haus v·erwlirklicht 
werden kann. Wir wissen, daß deT Bayerische 
Landtag keinen Einfluß auf die Gestaltung jener 
Regeln hat, nach denen sich das Miaß der wesent
lichen Einnalhmen uns·eres Staats bemißt. Ein Ver
gleich :zwischen den vielen .Forderungen der ein
zelnen .Ressorts, ·der letzten Endes nach politischen 
Gesichtspunkten vorgenommen werden muß, kann 
diaheT nur auf der Ausgabenseite erreicht werden. 
Bei der bisherig,en Praxis der Beratung der Ein
zelpläne nacheinander konnte ein Ausgleich nur 
inneTtha1b •eines Einzelplans, auf gut deutsch ge
sagt, also fast überhaupt nicht 1bewirkt werden. 

E\S gibt Leute, die den Haushaltsplan ·einer Kör
perschaft für •ein Rechnungswerk halten, das besten
falls ednige Ma•thematiker oder Statistiker oder 
mathematisch oder statistisch inteTessierte Mit
glieder der h'etreffenden Korpo1iation int·er·essieren 
kann. Es gibt auch Leute, die di.e Richtigkeii.t dieser 
Theorie ,gern glauben machen wollen. In Wirk
lichkeit stellt der von der Staatsregierung vorge
legte Harushaltsvoransch1ag nichts 1anderes als ihr 
politisches Programm für das kommende Jahr dar. 
Ob und welch große Ausgaben für die Landwirt
sch.aft, für die E1rziehung und den Unterricht, für 
das Ges1Undheitswesen, zur Förderung des Hand
werks und der Industrie usw., auf höherer Ebene 
für •auswärtige Ziele gemacht werden; hängt da
von a1b, von welchen politischen Parteien .eine Re
g.ioerung getragen wird und welche letzten politi
schen Ziele diese Piarteien V·erfolgen. Bei einer 
K:oalition wird sich der K!ampf um die Verfügung 
über die freien Tedle der Jahresbörse' bereits im 
VorbeTeitung.Ssta:dium, also im Kabinett, •abspielen. 
Di•ese,r Kampf wird .aber auf der Landtagsebene, 
vor allem auch zwischen den Koalitionspartnern 
und der Opposition, seine Fortsetrung finden'. Ein 
Landtag, der solchen Auseinandersetzungen glaubt 
aus dem Wege gehen zu können, würde sich ent
mannen. Er würde zum Gummistempel der Sbaats
regierung we·rden. Ich glaube aber sagen zu dür
fen, daß ·auf dem Gebiet der Gesetzgebung der 
Bay.erische Landtag b:i!siher in weitgeihendem Maß 
seine Seföständigkeit gewahrt hat. Ich möchte die 
Hoffnung .aussprechen, daß ·er ·allmählich auch auf 
dem Gebiet der Haushaltsgestaltung mehr und 
mehr seine Entscheidungsfre:iJheit sich erobert. Das 
Ziel dieses Tuns - das wissen wir Etatspe·z1alisten 
sehr genau - kann jedenfalls nicht darin be
stehen, das kunstvolle Gefüge des Ha:ush.alts1vor
anschlags einfach auf den K:opf zu stellen und 
durcheinanderzubringen. Das Ziel dieses Gesetzes 
besteiht meines Erach·tens da:rin, da und dort Aus
gleichswirkungen zu sch•affen, die bei der Be~ 
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schluß:Dassung über den Haoohaltsvol'lanschlag 
durch ·d!as Kabinett 'nicht erreicht werden konnten. 

Lassen Sie micll, bevor ich auf die Ausführungen 
des Herrn Finanzministers vom 11. Februar ein
gehe, noch auf eine Tatsache hinweisen, die seit 
zwei Jahren unsere Bemühungen um einen Haus
haltsausgleich mit scllweren Sorgen belastet. Ich 
meine die von Jahr zu Jahr anwachsenden An
sprüche des Bundes auf Inanspruchnahme von Tei
len gewisser Landessteuern oder, besser ausge
drückt, von Steuern, deren Ertrag den Ländern zu
steht. Es ist bekannt, daß der Bund auf Grund des 
Artikels 106 Absatz 3 des Bonner Grundgesetzes 
zur Deckung seiner durch andere Einkünfte nicht 
gedeckten Ausgaben, also seines Defizits, die Ein
kommen- und Körperschaftsteuer anzapfen kann 
und daß er diese Befugnis in einem immer wach
senden Maß ausgeübt hat. Schon sind es 37 Pro
zent, auf die er bis zum Rechnungsjahr 1952 ge
kommen ist. Seine neuen Forderungen bewegen 
sich jetzt um 40 Prozent, nachdem man ursprüng
lich von 44 Hundertteilen gesprochen hatte. Wenn 
man weiß, daß jedes dieser Prozente in Bayern 
15 Millionen .DM ausmacht, da:nn begreift man die 
Sorge derjenigen, die sich um einen Stop der An
forderungen des Bundes bemühen. Dieser Stop 
kann einmal dadurcll erreicht wr•rden, ctaß der 
Bund bei der Aufstellung seines Haushalts in der 
Ausgabenwirtschaft sich eine gesteigerte Mäßigung 
auferlegt, wodurch sein Defizit, das nach den vor
getragenen Grundsätzen von den Ländern .getragen 
werden muß, verringert wird. Wir wissen aber 
ganz genau, daß auch den besten Bemühungen 
nach dieser Richtung gewisse Grenzen nach unten 
gezogen sind, weil die Ausgabenwirtschaft einer 
Körperschaft zwangsläufig durch die Aufgaben be
stimmt oder mindestens mitbestimmt wird, die auf 
sie zukommen. Die CSU hat sich in Erkenntnis 
dieser unbestreitbaren Aufgaben bemüht, für das 
Jahr 1953 eine Lösung ZU suchen, die unter Be
rücksichtigung dessen, was des Bundes ist, einen 
Ausgleich des von den Ländern zu tragenden kon
kreten Defizits, das man zur Zeit auf rund vier 
Milliarden beziffert, unter den schuldnerischen 
Staaten schafft, der ihrer Steuerkraft gerecht wird. 

(Sehr gut!) 

Wir sind nämlich der Meinung, daß der Grund
satz der gradmäßig verschiedenartigen Belastung 
des einzelnen auf dem Gebiet der Einkommen
~teuer auch anwendbar sein muß auf das Maß der 
Beteiligung der Länder an den gesamten deutschen 
Einkommensteuern. Würde nach diesen Grund
sätzen bei der Heranziehung der Länder verfahren, 
dann würde sich Bayern besser als nach den bis
herigen Verfahren stellen. Die Berechnungen hier
für sind von uns durchgeführt; sie sind auch vom 
Bundesfinanzminister angestellt worden. Die von
einander unabhängig erstellten Rechnungen haben 
bis auf Minimalunterschiede, die erst nach dem 
Dezimalkomma der in Millionen ausgedrückten 
Beträgen erscheinen, zu gleichen Ergebnissen ge
führt. Wie bei: dieser Sachlage behauptet werden 
kann, Bayern würde sich bei Durchführung des 

Plans der CSU schlechter als bisher stellen, ist 
nicht zu verstehen. Die CSU erhebt bei dieser 
Sachlage die Forderung, daß die von ihr ausge
arbeiteten Pläne auch vom Kabinett geprüft und 
verfolgt werden. Irgendwelche Ressentiments dür
fen in dieser Sache keine Rolle spielen. 

Noch eine allgemeine Bemerkung! !\.ufm8rksame 
Beobachter stellen seit geraumer Zeit die Tendenz 
auf Loslösung von Verwaltungszweigen und Be
trieben des Staates aus der unmittelbaren Staats
kontrolle, insbesondere äer des Parlaments fest. 
Das geschieht durch Schaffung von Körperschaften 
des öffentlichen und des privaten Rechts, die zu
meist von Managern - würde man in Amerika 
sagen - auf Zeit oder auf Lebenszeit, gewöhnlich 
aber auf Lebenszeit geleitet werden, die in beinahe 
völliger Unabhängigkeit, mindestens von der Kon
trolle der Volksvertretung, öffentliche Gelder be
wirtschaften. Ich brauche in diesem Hause auf die 
in ·den letzten Jahren wiederholt in das Schein
werfer licht gestellten Körperschaften nicht hinzu
weisen; Ich glaube aber, zusammen mit einem 
der bedeutendsten Finanzwissenschaftler und 
Finanzpolitiker der Gegenwart - wobei ich mein 
Urteil auf die ganze Welt_ beziehe -, das ist 
Dr. Heinig, auf die Bedeutung dieser Auflösungs- . 
tendenzen bei Beratung des HaushaWr 1953 hin
weisen zu müssen. 

Ich darf jetzt, wenigstens ganz kurz, auf den 
Haushaltsplan 1953 selbst zu sprechen kommen, so
we~ t dieser ohne Kenntnis der einzelnen Zahlen 
der noch nicht bekannten Einzelpläne erörterungs
fähig ist. Wie vorhin schon gesagt: Eine echte Dis
kussion darüber kann erst bei der Beratung der 
Einzelpläne nutzbringend geschehen. 

Mit Befriedigung haben wir zur Kenntnis ge
nommen, daß die Kassenlage des Staates eine ge
wisse Entspannung erfahren und daß sich auch die 
EnJ;wicklung der Sfäatsscliuld in durchaus trag
baren Grenzen gehalten hat. Sorge bereitet uns; 
genau so wie der von· uns bestellten Staatsregie
rung, die Abdeckung der Defizite der Vorjahre. 
Wir glaubten uns in dieser Hinsicht im Vorjahre 
bereits am Ziel unserer Bemühungen, als die Er
höhung des Bundesanteils an der Einkommen
steuer uns einen Strich durch die Rechnung machte. 
Der noch bestehende Rest von ungefähr 100 Millio
nen DM wird uns in den Jahren 1953 und 1954 
schwer zu schafien machen und unsere Bemühun
gen um die Beseitigung vieler Notstände ~ ich 
denke insbesondere an die Klinikbauten des Staa
tes - weitestgehend beeinträchtigen. Aus den Ver
handlungen des Haushaltsausschusses wie auch aus 
den Beschlüssen und den kundgemachten Äuße
rungen des vollen Hauses ist bekannt, daß alles 
daran gesetzt werden wird, die verfolgten Ziele 
nicht aus den Augen zu verlieren. Ich darf in dieser 
Hinsicht auf Finanzierungsmöglichkeiten hinwei
sen, die uns von bestimmter Seite gegeben worden 
sind, für die wir nur dankbar sein können. Wenn 
es Menschen gibt, die daran Anstoß nehmen, so 
kann man ihnen nur empfehlen, dem gegebenen 
Beispiel zu folgen. 

Wir geben dem Herrn Finanzminist~r recht, 
,wenn er aus Sorge über die Personalausgaben 
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seine warnende Stimme erhebt. Es handelt sich 
hierbei nicht nur um die teilweise sehr kräftige 
Forderung auf Umkrempelung der Besoldungs
ordnung, sondern auch um die zu erwartende Er
höhung der Gehälter, die doch nur teilweise in den 
Haushaltsplan 1953 hineingearbeitet worden ist. 
Das Haus wird in allernächster Zeit Gelegenheit 
haben, bei der Verabschiedung eines einschlägigen. 
Gesetzes auch die finanziellen Auswirkungen im 
bayerischen Staatshaushalt kennenzulernen. Die 
Steigerung der Pflichtleistungen, zu denen auch die 
Besoldungsaufw~ndungen gehören, führt mehr und 
mehr dazu, den Spielraum der noch für Zweck
ausgaben verbleibenden Mittel zu verkleinern. Er 
beträgt heute sowieso nur mehr rund 15 Prozent, 
unserer Einnahmen. Je kleiner er wird, desto 
:weniger ist der Staat in der Lage, Straßen, Brük
ken, Kliniken und sonstige öffentlichen Zwecken 
dienende Anlagen zu schaffen. Die Möglichkeit, 
über die hohen Verwaltunigsausgaben hinaus auch 
noch die Kultur und die Wirtschaft zu fördern 
und praktische Sozialpolitik zu betreiben, wird 
damit immer geringer. Diese Feststellungen müs
sen uns anspornen, nach Wegen zu suchen, einer 
solchen Entwicklung Einhalt zu gebieten. Ob die 
in Angriff genommenen Bemühungen um eine 
Verwaltungsvereinfachung_ hierzu ausreichen, wird 
von vielen bezweifelt, insbesondere von solchen, 
die sich der gleichartigen Bemühungen der JahrP 
1930 und folgende erinnern. 

Meine Damen und Herren! Ich verzichte, auf diP 
Ausführungen des Herrn Finanzmini:sters, der die 
Vorlage der Staatsregierung zu vertreten hFttte, 
insoweit eingehend Stellung zu nehmen, al'3 er vor„ 
den Einzelplänen selbst spricht, weil wir bis zur 
Stunde weder den Innen- noch den Landwirt
schaftsetat kennen, die für die Beurteilung der in 
der Zwischenzeit eingegangenen Einzelpläne unent
behrlich sind. Eines aber kann ich jetzt schon 
sagen: Die Streichungen an manchen Plänen, wie 
iCh sie bisher schon sehen konnte, dürften bei den 
Beratungen des Staatshaushalts 1953 manehe Kor
rektur erfahren. Die Überbetonung mancher Staats
aufgaben auf der einen Seite und die Unterbewer
tung manch anderer werden bei den Mitgliedern 
dieses Hauses, die sich im Laufe der Jahre nicht 
nur die Technik der Antragstellung, sondern auch 
einen guten sachlichen Blick erworben haben, man
chen Änderungsantrag zur Vorlage der Staats
regierung auslösen. 

Ich möchte meine Ausführungen nicht abschlie
ßen, ohne auf den seinem Inhalt nach noch unbe
kannten außerordentlichen Haushalt 1953 einzu
gehen. Wenn ich richtig sah, konnte die Finanzie
rung ohne Fehlbetrag für 1953 im ordentlichen 
Haushalt nur dadurch erreicht werden, daß man 
eine Reihe von Projekten vom ordentlichen in den 
außerordentlichen Haushalt verwiesen hat, das 
heißt in weniger gelehrter Sprache ausgedrückt: 
Diese Projekte können nur durchgeführt werden, 
wenn es dem Staat, hier dem Staatsministerium 
der Finanzen, gelingt, Darlehen in entsprechendem 
Maße hereinzubekommen. Wie es mit solcheri Be-

mühungen steht, haben wir in den letzten zwei 
Jahren erfahren. Wir können hier dem Herrn 
Finanzminister nur Glück zum Erfolg wünschen, 
weil von seinem Erfolg die Durchführung wichtig
ster und dringlichster Staatsaufgaben abhängt. 

Meine Damen und Herren! Unter Berücksichti
.gung der Tatsache, daß Kollegen meiner Fraktion 
zu Einzelfragen noch Stellung nehmen werden, 
möchte ich hier schließen, allerdings mit dem Hin-

. weis, daß ich zum Haushaltsgesetz im engeren Sinn 
erst nach Schluß der Beratungen über den Haus
halt 1953 Stellung nehmen werde. 

(Beifall bei der CSU, vereinzelt bei der SPD) 

Vizepräsident Hagen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Abgeordneten H_aas. 

Haas (SPD): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Mit den Haushaltsberatungen begann der 
Bayerische Landtag die wichtigste Aufgabe in sei
ner Tätigkeit überhaupt. Diese Aufgabe ist des
wegen so besonders wichtig geworden:, weil dem 
Bayerischen Landtag politische Wirkungsmöglich
keiten durch die Übernahme ·von Aufgaben auf den 
Bund genommen worden sind. Wir sollten deshalb 
die Beratungen des Haushalts als die wichtigste 
Aufgabe des Bayerischen Landtags intensiver- als 
bisher gestalten. Der Ältestenrat hatte beschlossen, 
der Opposition Gelegenheit zu geben, vor den Re
gierungsparteien· ihre Meinung zu sagen, und ich 
glaube, wir können feststellen, daß die Herren der 
Oppostionsparteien sehr sachlich und ruhig zur 
Haushaltsrede des bayerischen Finanzministers 
Stellung genommen haben. Ich möchte sagen, bei 
der bisherigen Aussprache über den Haushalt 
herrschte fast eine unheimliche Ruhe, und ich habe 
den Eindruck, daß von den Zahlen des bayerischen 
Haushalts eine gewisse unantastbare Ruhe aus ... 
geht. Den Oppositiönsparteien ist meiner Auffas
sung nach keine Möglichkeit gegeben gewesen,. den 
Herrn Finanzminister in besonderen Punkten anzu
greifen. Die Rede des Herrn Finanzministers vom 
11. Februar 1953 zur Vorlage des Haushaltsgesetzes 
und des Haushaltsplanes für das Rechnungsjahr 
1953 ist eine Fundgrube finanz-, wirtschafts- u:n.d 
sozialpolitischer Fragen. Der Herr Finanzminister 
hat seine Rede gegenüber der von 1952 um e~ne 
Stunde gekürzt. Ich möchte sagen, sie ist demzufolge 
inhaltsreicher geworden; denn meiner Auffassung 

· nach ist die diesmalige Haushaltsrede des bayeri
schen Finanzministers wohl die inhaltsreichste, die 
seit 1945 in diesem Hause gehalten worden ist. 

Beim gründlichen Studium der Rede des Herrn 
Finanzministers kann man verschiedenes feststel
len: 1. Der Herr Finanzminister ließ nicht nur nackte 
Zahlen sprechen„ Ich bin nicht der Auffassung des 
Herrn Kollegen Haußleiter, der da meinte, der Herr 
Finanzminister habe sich zu sehr auf Zahlen fest
gelegt. 2. Der Herr Minister hat sich bemüht, die 
staatspolitischen Zusammenhänge und Notwendig
keiten aufzuzeigen, da und dort aber auch planend 
in die Zukunft zu schauen. Man spürt beim Studium 
seiner Rede das Bemühen, die materiellen Grund
lagen unseres bayerischen Staates verantwortungs-
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bewußt einer den Zeitverhältnissen entsprechenden 
Ordnung und Zielsetzung zu unterwerfen. Die wirt
schaftliche und politische Lage des deutschen und 
damit auch des bayerischen Volkes in der Welt
politik acht Jahre nach dem schrecklichsten aller 
Kriege erfordert geradezu eine ordnende und pla
nende Hand, um möglichst allen Menschen unseres 
Volkes die Existenz und eine gewisse Befriedigung 
kultureller Bedür'fnisse zu sichern. 

Eine ne•uzeitliche Haushaltsplanung muß mehr, als 
dies früher der Fall war, auf das Gesamtwohl des 
Volkes gerichtet werden. Vor einigen Tagen, meine 
Damen und Herren, ist in der Öffentlichkeit eine 
schwere Beschuldigung gegen die bayerische Staats
regierung erhoben ·worden, und zwar sagte ein 
immerhin verantwortlicher Mann des politischen 
Lebens, der Sumpf in der bayerischen Staatsver
waltung sei bereits wieder so groß wie vor 1933. 

(Hört, hört! bei der SPD) 

Ich möchte hier doch mit aller Deutlichkeit feststel
len, daß die bayerische Staatsverwaltung, wie die 
Herren Kollegen, die sich bisher wirklich um die 
bayerische Politik kümmern konnten und geküm
mert haben, bestätigen müssen, einwandfrei und 
sauber ist. · 

(Sehr gut! bei der CSU) 

Wenn unter etwa 120 000 Beschäftigten des baye
rischen Staates da und dort einmal Korruption vor
kommt, möchte ich es doch entschieden zurückwei
sen, daß man gleich von der· gan.Zen Staatsverwal
tung in Bayern spricht. Ich glaube, daß man damit, 
wenn man ein guter 1;3ayer sein will, seinem Lande 
den schlechtesten Dienst erweist, 

(Lebhafte ZustiI?mung bei der SPD) 

daß man sein eigenes Nest auf diese Weise be
schmutzt. · 

(Vereinzelter Beifall - Abg. Dr. Baumgartner: 
Von der ganzen Staatsverwaltung hat kein 

Mensch geredet!) 

- Herr Kollege Dr. Baumgartner, wir entnahmen 
das der Presse 

(Zuruf von rechts: Was in der Presse steht, 
ist nicht immer richtig!) 

und ich kann nichts anderes sagen als das, was ich 
gelesen habe. 

(Verschiedene Zurufe) 

Die Folgen des Krieges, das Flüchtlingsproblem· so
wie der Wiederaufbau unseres Lan.des und unserer 
Wirtschaft erfordern besondere Maßnahmen in der 
Haushaltsgestaltung. Die Staatsregierung legte dem 
Bayerischen Landtag einen abgeglichenen Haushalt 
vor mit 2 226 000 000 DM in Einnahmen und Aus
gaben im ordentlichen Teil. Über den außerordent
lichen Haushalt ist uns im allgemeinen noch nichts · 
Näheres bekannt, und wenn der Herr Finanzmini
ster dazu die Bemerkung gemacht hat, daß es erst 
nach äußerst schwierigen und langwierigen Ver
handlungen möglich war, diesen Ausgleich herbei
zuführen, so dürfen wir ihm das wohl glauben; denn 

die Anweisung zur Aufstellung der Haushalte ist ja 
bereits am 27. Juni des vergangenen Jahres ergan
gen. 

Wir haben im Haushaltsausschuß öfter im Laufe 
des Jahres Gelegenheit gehabt zu hören, daß sich 
manches Ministerium Hoffnungen gemacht hatte, 
im, kommenden Haushalt besser mit Mitteln bedacht 
zu werden als in den früheren Haushalten. Es gab · 
Ministerien, wie man hörte, die Mehrforderungen 
oder Neuforderungen bis zu 400 Millionen DM im 
neuen Haushalt erhofften. Die Ministerien und ein
zelnen Ressorts mußten darauf verzichten. Ich 
glaube, es ist für ·uns alle bedauerlich, daß infolge 
der Abgleichung des Staatshaushalts - inan kann 
wohl sagen, diese Abgleichung konnte nur mit Ge
walt vollzogen werden; denn man hat einfach das 
Maß der Einnahmen verwendet, um die Ausgaben 
danach einzurichten - in Bayern keine Möglich
keit besteht, in den Ausgaben großzügig zu sein oder 
Hoffnung zu haben, daß sich die Ei.nnahmen des 
bayerischen Staates besonders vergrößern können. 

Der Herr Finanzminister sah sich veranlaßt, be
sonders auf einige Zweifelsfragen, Gefahren .und 
Unsicherheitsmomente in diesem neuen Haushalt 
hinzuweisen, auf die Frage der Personalausgaben, 
der beabsichtigten Steuersenkung und der vielleicht 
möglichen neuen Erhöhung des Bundesanteils an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer. 

Bei Arbeitsbeginn der jetzigen bayerischen Re
gierung waren aus den Jahren 1949 und 1950 Fehl-~ 
beträge von 316 Millionen DM vorhanden. Ich 
glaube, wir müssen dem Herrn Finanzminister und 
damit auch der gesamten bayerischen Staatsregie;.. 
rung dafür dankbar sein, daß sie sich bemüht haben, . 
im Laufe dieser zwei Jahre von diesen 316 Miiiio
nen DM doch schon einen erheblichen Teil abzu
decken, so daß nur noch ein Restbetrag von 100 Mil
lionen DM vorhanden ist. Der Herr Finanzminister 
versprach, in· den Haushalten der folgenden Jahre 
die Abdeckung auch noch dieser 100 Millionen DM 
als seine Aufgabe zu betrachten. 

Mit Befriedigung hat man aus der Rede des 
Herrn Staatsministers Kenntnis genommen, daß 
er mit der derzeitigen Kassenlage des Staates zu
frieden ist. Ich darf an die Zeit erinnern, als der 
bay~rische Fin~nzminister vor den Landtag hin
treten und· über die äußerst prekäre Kassenlage 
des bayerischen Staates klagen und erklären mußte, 
.daß man einige Tage vor der Auszahlung der Ge
hälter .und Löhne noch nicht wisse, wo man die 
Beträge dafür hernehmen soll. Ich glaube, daß der 
jetzige Zustand für den bayerischen Staat würdiger 
ist als der frühere. 

Wenn man die Ausführungen des Herrn Finanz
ministers in bezug auf die bayerischen Staats
schulden gehört hat, könnte man fast erschrecken; 
denn nachdem der bayerische Staatshaushalt mit 
rund 2,6 Milliarden abschließt und die Staatsschul
den 3,4 Milliarden betragen, wäre eine ganze Jah
reseinnahme des bayerischen Staates notwendig, 
um diese Staatsschulden zu decken. Der Herr Fi
nanzminister wies· aber darauf hin, daß für einen 
großen Teil dieser Staatsschulden, nämlich für 
einen Betrag von 2 295 000 000 DM noch gar nicht 

-i-· 
J 
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geklärt sei, wer eigentlich diese Schulden zu tra
gen hat, die Länder oder der Bund. Es handelt sich 
dabei um die Ausgleichsford·erungen. 

Man darf wohl sagen, daß der bayerische Staat 
seit 1945 in d1eser schrecklichen Notlage nach 
dem Kriege sehr sparsam in der Aufnahme von 
Anleihen und sonstigen Schulden war. Der Herr 
Finanzminister konnte erklären, daß die Schulden
mehrung durch eine Vermögensmehrung abgedeckt 
sei. Ich. bedauere, daß es den Mitgliedern dieses 
Hohen Hauses noch nicht möglich war, einmal eine 
genaue Vermögel).saufstellung - ich denke da an 
d,i.e gesamten Werte des bayerischen Staates ein
schJießlJc]]., d~s Gi:1JnClstoc1werrnqgens usw. - zu 
bekommen. Ich glaube, da kämen g;mz nette Mil
liardenbeträge zusammen, Wenn es auf Grund 
eines Anleihegesetzes dem. l:;>ayerischen Staate doch 
einmal :möglich sein sollte, wieder ~ine Anleihe 
aufzunehmen, möchte man dazu sagen können, daß 
der bayerische Staat angesichts seiner hohen Ver
mögenswerte absolut kreditwürdig iSt. 

Bayern t1.nd i:p.spesondere der Herr Finanzmini
ster sind wegen der 8prozentigen Schatzanwei
sungsanleihe in der Öffentlichkeit hart angegriffen 
worden. Wenn.ich vorhin erwähnen konnte, daß die 
Haushaltslage de.s. bayerischen Staates sich sehr ge
bessert hat, so glaube ich, daß diese 200 Mil1ibnen, 
die die Schatzanweisungsanleihe erbracht hat, einen 
·wesentlichen Teil dazu beigetragen hat; Unter-. · 
desseri haben sich die Gewitterwolken, die anschei
nend einen Hagel in Form eines neuen Gesetzes. 
über Bayern niedergehen lassen wollten; verzogen, 
und wir können uns wohl darüber freuen, daß 
diese Anleihe dazu beigetragen hat, die Finanzlage 
des bayerischen Staates zu bessern. Es ist meines 
Erachtens tief bedauerlich, daß es den Ländern 
und auch den Gemeinden bisher nicht möglieh war, 
größere Anleihen im Inland oder Ausland aufzu
nehmen. Dadurch· ist man gezwunge;n; der· derzefö 
lebenden Generation. die ganzen Kriegsfolgelasten 
aufzu)::Jürden, Durch die Aufnahme von·· Anleih.en 
wäre es sehr leicht möglich, einen Teil dieser Last.en 
at1ch. den l\'.ommenden Generationen aufzuhürde:r,i.. 
Die Vorwürfe, die man dem Lande Bayern wegen 
dieser Anleihe gemacht hat, kamen in der Haupt
sache vom Bund,· und da kann man nun feststellen, 
daß der Bund in Zuk:unft einen viel gefährlicheren 
Weg zu gehen wagt. Er l).at die Absicht, den Sozial
versicherungsträgern l,,8 Milliarden aus der Sozial
versieherung zu entziehen. Ich, weiß nicht, ob das 
schon allein optisch und moralisch gesehe;n der 
Öffentlichkeit gegenüber richtig ist; denn wir wis
sen doch, daß ein Teil unserer Rentner usw. sehr 
stark über die kargen Renten und die Not klagt 
und daß diese Leute es daher nicht verstehen wer~ 
den, zumal i:p. der Sozialversicherung die Selbst
verwaltung eingeführt wird, wenn der Bund sich 
aus diesen Geldern eine Anle~he zulegen will. 

Der Bund kann ja viel großzügiger verfahren 
als die einzelnen Länder. Vor einigen Tagen ist 
aus der Presse bekannt geworden, daß er einen 
Nachtragshaushalt in Höhe von 6,5 Milliarden DM 
verabschiedet hat. Ich habe mir sagen lassen, daß 

man zur Beratung dieses Nachtragshaushalts in 
fast der dreifachen Höhe des bayerischen Staats
haushalts genau 60 Minuten gebraucht hat. In 
60 Minuten war die Beratung der Ausgaben in 
Höhe von 6,5 Milliarden DM abgeschlossen. Dabei 
hat der Bund mit diesem Nachtragshaushalt sich 
5000 neue Stellen genehmigt. 

(Abg. DF. Haas: Wo bleibt da die Opposition?) 

Der Bund kann eben sehr großzügig verfahren. 
Gewiß muß man zugeben, daß er auch neue Auf
gaben zu erfüllen hat. Die Länder müssen bereits 
daran denken, das Personal zu kürzen, während 
hier im großen und ganzen . doch sehr großzügig 
verfahren wird. 

Es ist die Frage, wohin diese Entwicklung zwi-. 
sehen Bund und Ländern in Zukunft führen soll. 
Der Bundeshaushalt erreicht jetzt fast schon die 
Höhe von 26 Milliarden DM. Er ist seit 1950 um 
etwa 9 Milliarden DM gestiegen. Demgegenüber 
stellen wir fest, daß im Haushalt des Landes 
Bayern eine Reduzierung eingetreten ist, wobei 
zu erwarten ist, daß vielleicht durch die Über
nahme weiterer Aufgahen durch den Bund die 
Länderhaushalte noch sehr viel kleiner werden 
können. Von den Ländern aus betrachtet kann 
man - das ist heute bereits einmal gesagt wor
den, ich möchte es aber nochmals unterstreichen -
die Finanzpolitik des Bundes einfach nicht ver
stehen. Der Herr Finanzminister hat in seiner Rede 
darauf hingewiesen; daß der Bund, wenn in· Zu:
kunft e1n !höherer Anteil - ider Streit igeht 'illn 40 
oder 44; Prozent - .a.us der Ed.nkommen- un!d Kör
perschaftsteuer auf den Bund übergehen soll, be
reit wäre, 200 Millionen DM als sogenannte Schul
zuschüsse .. an. cUe_ Länder zu geben; Ich habe mich 
sehr gewundert, daß der Sprecher der Bayern
partei, Herr Kollege Dr. Weiß, hier nicht etwas 
eingehakt hat; denn es wäre doch gar nicht das 
erste. Mal, daß der Bund versucht; auf die Kultur
politik Einfluß zu nehmen, 

(Sehr richtig!)· 

und daß' vielleieht die Absicht besteht, auf diesem 
Fundament ein Bundeskultusministerium aufzu
bauen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Darum haben wir ja 
eingehakt,, Herr Kollege Raas, haben Sie das 

nicht gehört?)· 

~- Es ist absolut möglieh, daß man das einmal 
überhört. 

Die Länder werden alSo demzufolge in immer 
größere Abhängigkeit vom Bund gehriacht, lllnd ich 
glaube, man darf in aller Offenheit fordern, daß 
sich auch der Bund in Zukunft mehr Beschrän
kungen auferlegen möge. 

Nach den Festlegungen im Grundgesetz wäre der 
Bund verpflichtet, bis zum 31. März 1953 d!e so
genannte Feststellung über den Finanzausgleicl1 

·zwischen Bund und Ländern zum Abschluß zu 
bringen. Man muß wohl betonen, es wird höchste 
Zeit, daß zwischen Bund und Ländern fest ab
gegrenzte Verhältnisse geschaffen werden, damit 
es den einzelnen Ländern möglich ist, in ihrem 
Haushaltsgebaren eine größere Sicherheit zu haben. 
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Den Ländern bleibt immer weniger· an Haushalts
mitteln. Der Sp~elraum der eigenen Politik der 
Länder wird immer kleiner, und es gibt heute im 
Bunde bereits Leute, die die Auffassung vertreten, 
es ·könnte die Zeit nicht allzu ferne sein, daß :man 
auf die Länderparlamente fast vollkommen ver-. 
zichten könnte, daß man vielleicht nur gewisse 
Kontrollorgane statt der Parlamente in den Län
dern einrichte. 

Wie dieser Spielraum der Eigenpolitik immer 
kleii:i.er wird, sehen wir deutlich aus den nicht be
einfl~ßbaren und den beeinflußbaren Haushalts
mitteln des bayerischen Staates. Der Herr Finanz
minister hat uns darüber genaue Zahlen vorgelegt 
und ich glaube, es ist notwendig, daß wir uns diese 
Zahlen etwas näher anschauen. Im Jahre 1950 be
trugen· die unbeeinflußbaren Ausgaben des Staates 
78,1 Prozent, beeinflußbar waren noch 21,9 Pro
zent. 1953 sind die unbeeinflußbaren Ausgaben auf 
85,4 Prozent gestiegen und es bleiben nur noch 
14,6 Prozent. 

(Hört, hört! von der SPD) 

Dazu erklärt der Herr Finanzminister, (laß das 
noch nicht einmal die richtige Zahl sei; denn es sei 
sogar damit zu rechnen, daß 85,4 Prozent für die 
unbeeinflußbaren Ausgaben gar nicht mehr ge
nügen werden. Ich möchte bei dieser Gelegenheit 
noch einmal die Frage aufwerfen: Seit · 1950 bis 
1953 ist die Summe der beeinflußbaren Ausgaben 
des Staates jährlich durchschnittlich um 2 bis 3 Pro
zent zurückgegangen. Wir haben also 1953 noch 
14,6 Prozent. Wir könnten uns a.usrechnen, wann 
wir soweit sind, daß dem bayerischen Staat über
haupt keine beeinflußbaren Mittel mehr zur Ver
fügung stehen:Das wäre etwa in 4 bis 5 Jahren. 

(Abg, Riediger: Solange brauchen wir gar 
nicht mehr! - Abg. Donsberger: Wir dürfen 
bloß mehr Gesetze machen, die verpflichten!) 

- Nun möchte ich sagen, diese 14,6- Prozent sind 
eigentlich die Mittel, mit denen in einem Staat eine 
bestimmte Politik gemacht werden kann, indem 
man diese Mittel nun auch den speziellen Aufgaben 
in einem Land zuwendet. 

Neben den zweckgebundenen Ausgaben ist ein 
starkes Anwachsen der Personalausgaben die 
Hauptursache für das Zurückgehen der beeinfluß
baren· Ausgaben des bayerischen Staates. Auch hier 
hat der Herr Finanzminister besonders darauf hin
gewiesen, daß es sich um ein Gefahrenmoment für 
die Sicherheit des bayerischen Staatshaushalts han• 
delt. Wir haben 1951 30 Prozent an Personalaus
gaben in unserem Haushalt gehabt und - ent
schuldigen Sie, wenn ich diese Zahlen wiederhole, 
aber man muß deutlich darauf hinweisen - 1952 
33· Prozent und 1953 sind es 37 Prozent. Nahezu 
40 Prozent der Gesamteinnahmen des bayerischen 
Staates müssen also in diesem Jahr für Personal
ausgaben verwendet werden. Es ist auch. hier die 
Frage, wann dieser Weg gestoppt wird, ob die wei
tere Entwicklung auch jährlich 3, 4 und 5 Pro
zent an Festlegungen im Haushalt bringt. Damit 

würde die Summe der beeinflußbaren Ausgaben 
natürlich noch schneller zusammenschrumpfen. 

Meine Damen und Herren! Man weicht h±er zum 
Teil einer Frage aus. Aber ich gl!aube, es handelt 
sich doch bei deT Fria.ge der Personalpolitik - und 
der Herr Kollege Donsbexger hat ja damals be
reits bei der Rede des Herrn Finanzministers ent
sprechende Zwischenrufe .gemacht - meines Er
achtens um ein wichtiges Problem deT Staatspolitik 
überhaupt. Es wirid eine Unzahl von neuen Ge
setzen geschaffen und mit jedem neuen Gesetz 
wird selbstv·erständlich der Verwaltungsapparat 
eines Staates größer. Selb!>t dann, wenn nach dem 
Vorschlag des Herrn Kollegen Dr. Weiß. gewisse 
Oirganisationsämter entwedeT ibeim Rechniungshof 
oder bei~ Finanzministerium gebildet würden, 
Herr Dr. Weiß, würden wir den V·erwalrtungsappa
rat von neuem vergrößern. 

(Abg. Dr. Weiß: Dann hiaben S:iie meine 
Worte falsch verstanden!) 

Später wir-d 'es vie11eicht notwendig sein, ·ein Or
ganisationsamt zur Kontro11e des Oiig,anisations
amts einzusetzen. Ich we1ß, daß ·es natürlich sehr 
popufär ist, geg.en die hohen V·erwaltungsausgaben 
des Staates z:u schimpfen. .A'.ber · w1n:' sehen doch 
hier eine gefährliche Entwiekl'ling und unse.re Auf
gabe ist es zu überprüfen, w"i!e hier d.rgendwie ab
gestoppt werden kiann. 

(Abg. Stock: Abbau der Aufg·aben! -
Zuruf von der BP) 

Das Hegt naiürlich mit an den Gesetzen, die ge
schaffen we.rden, und vi:ell!eicht an einer großen 
Gesetzesreform, die von hervorragenden Juristen 
immer wieder g-efordert wh'd. Ich glaube aiber, da,ß 
wir als .&bgeoll'dnete ·es nicht der Staatsr·eg1erung 
und ·dem Herrn Finanzminister allein über lassen 
sollten, mit diesem P•roblem fe:ritig zu werden. Der 
Herr Finanzmini?ter wird wegen seines § 5 im 
Halllshaltsg·ese·tz ja her-eits seihr schaTf. angegriffen. 
Ich :glaube, der Landtag hat hier eine doppelte 
Aufgabe. Er muß für die .Alufrechteirhaltung einer 
geordneten Verwalotung sorgen und ist ·auch für 
die tir-eiueste Verwaltung der S-te,ue,rgelder ve:riant
wortlich. Wir sollten uns •al.So übexlegen, wie da 
und dort gespart werden kann. Wenn vielleicht 
hier und da gesagt wird, daß durch einen .&bbau 
an Personal in de'r S-taats~·exwaltung neue Arbeits
lose entstehen, wie ich es se1bst schon g-ehfüt habe, 
dann möchte ich dem doch entgegenhalten, daß die 
Mittel des ib•ayeTisch.en Staates zu knapp sind und 
daß das Geld, wenn es schon ausg·egeben werden · 
muß, selbstversfändlich dann für andere Aufgaben 
ausgegeben werden kann. Der Herr Finanzminister 
schlägt im § 5 seines Haus-haltsges·etzes Maßnah
men vor, doch wenigstens etwas ~ erreich·en, und 
zwar erstens, daß die für 1953 vorgesehenen neuen 
Stellen und S-tellenhebungen erst im Oktober 1953 
wirks1am werden sollen; zweitens sollen die freien 
Stellen erst nach drei Monaten besetzt und <lTittens 
soll von den freien und frei werdenden Pl1anstellen 
jede dritte eingespart werden. Es wäre natürlich 
eiine glatte Rechnung, dem Herrn Finanzminister 
nachzuweisen, was er an Personal ·einsparen 
könnte: Der bayerische St&at hat rund 120 000 Be-
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schäftigte, Beamte, Angestellte und Arbeiter; da 
jede dritte SteUe eingespart werrden solle, wären 
es 40 000 Stellen. Derjenlige, der die Zusammen
hänge im Staatsiapparat nicht kennt, eine solche 
Bestimmung liest und danach zu rechnen anfängt, 
wird taitsächlich auf diese Zahl kommen. Man darf 
aher nicht üherseib.en, daß dem Herrn Finanzmini
ster - er ih:at selbst darauf hingewiesen - nur die 
Möglichkeit gegeben werden soll, da und dort 
Stellen nicht meihr zu besetzen, wo er glaubt, es 
könnte eingespart well'den. Wir haben auch manch
mal das Gefühl, daß es Behörden und Ämter gibt, 
bei denen nicht für alle wirkliche Beschäftigung 
v1arihanden ist; lieh sch1eue mich nicht, das hier offen 
ZJU sagen. Dem Herrn l!linanzminister soll damit 
nicht die Möglichkeit gegeben we;rden, arutomatisch 
jede dritte Stelle 1einzusparen. Dort, wo es not
wendig ist, im Schrulwesen, in der Finanz und so 
fort, sollen die SteUen wieder besetzt werden. Da
mit kommt man nie auf eine Summe von 40 000 
P·ersonen, prnktisch wird es sich nur um einige 
hundert handeln. Wenn die Entwicklung so wei
tergeht, daß die Pe;rsona1arusgaben im nächsten 
Jarhr vielleicht 41 Prozent des Haushalts betragen, 
wird uns diese Frag·e des wirklichen Personalab
baus einmal vorgelegt werrden. 

DeT Herr Finanzminlister ihiat den Entwurf des 
Hausihaltspfans vorgelegt. Ich •bin auch der Auf
fassung des Hell'rn Kollegen Dr. Lacherbauer, daß 
eTst bei der Beratung deir E!i.nzelpläne zu den be
sonderen Positionen des Haushalts Stellrung ge
nommen werden lmnn .. Uns interessiert besonders 
der Hinweis des Herrn Finanzmindsters, daß er 
1bei der Einnahmenseite biis an die Grenze gegangen 
sei. Ich sage das deshalb, meine Damen und Her
ren, weil 1es dem IHaru:shaltsiarusschuß und dem Ho
hen Haus·e im vergangenen Jahr noch mögllich war, 
einige Einnahmeposten des · 'baye!l'ischen Staates 
von sich aus zu erhöhen. Erfreulicherweise schei
nen wir damals gut vorausgeserhen zu haben. Die 
Einnaohmen sind doch herelingekommen. Deir Herr 
F1!1!anzminister weist besonders darauf hin, an
scheinend um dem Hause zu s1agen: Ich bin bis an 
di,e Grenze gegangen 

(Zuruf vom BHE: Das hat er voriges Jahr 
auch gesagt!) 

und es wird kaum Jnehr mögllich sein, die An
sätze zu errhöhen. Der Herr Kollege Dr. Raas hat 
vorhin schon Zweifel an der Hörhe de!l' Einnahmen 
bei verschiedenen Steuern geäußert. Ich glaube, 
daß tatsächlich an die äußerste Grenze gegangen 
ist. 

{.&bg. Beier: Dr. Raas ist ein sch}echter 
Prophet!) 

Der [Herr Finanzminister hat weiter darauf hin
gewies1en, daß die Voa:aussetzung für einen Aus
gleich des Harushalts auch ein gleichbleibendes 
Steuerrecht sei. Dabei hat er an die 37 Prozent 
gedacht und vie11eicht auch an dlie Steuerreform. 
Ich weiß nicht, ob in dem Augenblick, in dem die 
Länder :ilU einem höheren Verzicht auf Einnahmen 
gezwungen we:vden, der Bund richtig handelt, wenn 
err eline Steuerreform durchführt, 1eine Steue'l·-

reform, die nicht g,erade nach sozi,alen Gesichts
prurrkten 1aufgebaut ist. Aus der Steuerreform er
gibt sich, daß die Einkommen b!is zu 8000 DM im 
Jaihr nur mit etwa 686 Milllionen begünstigt wer
den, während der Rest von 2,3 Milliarden der ins
g,esamt 3 Millia:vden den Elinkommen über 8000 DM 
im Jahr ziugute kommt; wie ich vor kurzem durch 
einen Bericht erfahren konnte. Ich kiann mich des 
Eindrucks nicht erwehren, daß die Bundesregierung 
im Angeslicht der kommenden Wahlen zu weit ge
gangen ist und diaß die Lände!!' fast ausschließlich 
die Kosten einer derartigen Maßnahme z,u tragen 
hahen. Wir wissen ja nicht, ob der Bund nicht 
gezwung·en ist, srich vielleicht noch an andere Ein
nahmen des bayerischen Staates und anderer Staa
ten schiad!J.os zu halten. 

Zru den beeinflußbaren Ausgaben des bayerisehen · 
Haushalts g,ehören auch die freiwilligen Leistun·· 
gen. Ich haibe vor einiger Zeit im HaiUShaltsaus
schuß einen Antrag eingebracht, wonach es dem 
Hohen Hause möglich gemacht werden soll, die für 
die freiwill!igen Leistungen des Staates auf den 
ve:rschiedensten Gebieten ausgeworfenen Global
beträge zu kontrollieren. Gewiß, wir haben nach 
der Ve!l'f·assrung jederzeit das Recht, Auskunft von 
den Ministerien . zu verfangen. Wir wlissen aber 
auch, daß es die Vielbeschäftigung des einzelnen 
Abgeordneten gar nicht zuläßt, daß er sich dieser 
Arufgahe allzu serhr widmet. Deswegen wäre es 
wünschenswert, daß bei Vorlage der Haushalts
pläne auch glelichzeitig, wenigstens in großen Zü
gen, eine Aufschlüsselung oder eine Liste über die 
~erteilung der Mittel der einzeilnen freiwilligen 
Leistrungen gegeben wird. Vielleicht kann diese 
Möglichkeit doch noch geschiaffen werden, obwohl 
große Bedenken erhoben worden sind. 
, Zru den foeiwilligen Leistungen - ich glaube, 
daß de'l' Herr F-inanzmirnister dies1e Frage mit einer 
bestimmten Absicht angeschnitten hat -, gehört 
auch die Privatwaldbetreuung. Meine Damen und 
Herren, ich glaube, ;wir rhaben auch hier etwas zu 
überlegen. Es dreht sich jetzt nicht a11eim um die 
450 000 DM, die im Hausihalt stehen und die bereits 
im vergangenen Jahr umkämpft waren. Wir er
:fiarhren gerade in den letzten Tagen - auch durch 
die Rede des Hel'Tn Finanzministers -, daß diese 
Aru&gaben. viel höher sind. Vor einigen Tagen 
wurde im' L1andwirtschaftsausschuß gesagt, daß 
etwa 14 Forstämter des bayerischen Staates nur 
für die Privatwaldbetreuung arbeiten, 

{Zuruf der SPD: 16!) 
daß noch etwa 5 Millionen DM - das wurde von 
einem sehr maßgebenden Mann des Finanzministe
riums beharuptet und vom He·rrn Landwirtschafts
minist·er nicht bestritten - für· dte Privatwaldbe
tre1Uung 1ausgegeben werden. 

(Abg. Riediger: Es sollen sogar 8 Millionen 
sein!) 

Gewiß hat der Staat dafür zu sorgen, daß seine 
Rohstoffe - in diesem Fall Holz - auch nach:. 
folgenden Generationen zur Verfügung stehen. 
Aber ich möchte doch sagen - meine Damen und 
Herren, das wissen wir alle -, daß mit Holzve,r
käufen, .vielleicht in letzter Zeit nicht mehr so, 
aber vor einiger Zeit doch ganz schöne Gewinne 
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erzielt worden sind. Ich verstehe nicht ganz, daß 
man dem bayerischen Staat anscheinend so nach 
und nach allein die Betreuung des Privatwaldes 
aufhalsen möchte, daß aber das Holzschlagen und 
der Holzverkauf selbstverständlich eine Ange
legenheit der Privatwaldbesitzer bleibt. 

(Abg. Nagengast: Die Wälder wurden nach 
dem Krieg ausgeraubt!) 

- Herr Kollege Nagengast, ich habe mich mit den 
Verhältni:ssen schon etwas näher befaßt und ge
wisse Feststellungen getroffen. Von den Forst
ämtern, die ausschließlich für Staatswälder tätig 
sind oder sich am Rande von Staatswäldern be
finden, so bei Nürnberg, wird eine sehr weit
gehende Beratung des Privatwaldbesitzes betrie
ben. Das soll absolut geschehen. Ich sehe aber 
nicht ein, daß man auf der anderen Seite vor das 
Hohe Haus tritt und sagt, wir können Staats
betriebe, wie den Schulbuchverlag und andere, 
nicht mehr aufrechterhalten, weil sie Zuschuß
betriebe sind. Ich verstehe nicht, daß der Staat 
Zuschüsse für die Privatwirtschaft leisten soll, 
wenn man es ihm verbietet, für seine besonderen 
Aufgaben Zuschüsse .zu geben oder andere Aus- -
gaben zu machen. Der Herr Finanzminister hat 
jedenfalls dazu erklärt, daß er es nicht mehr ver
antworten kann. Bei der Beratung des Haushalts 
für Landwirtschaft und Forsten wird darüber noch 
einiges zu sagen sein. Es ist richtig, wenn der Herr 
Finanzminister sagt - ich glaube, daß ein dem
nächst zu verabschiedendes Gesetz die Möglichkeit 
dazu gibt -, daß es sich hier um eine reine Selbst
verwaltungsaufgabe eines bestimmten Berufsstan
des handelt. Aus unseren bayerischen Wäldern 
wird meiner Ansicht nach noch so viel Gewinn er
zielt, daß man nicht dem Staat, dem Steuerzahler, 
die Kosten für die Pflege und Betreuung des Wal
des überlassen muß. 

Ein besonideres Prohlem ist der Finanzausgleich 
zwischen Staat und Gemeinden. Hierzu hat der 
Herr Finanzminister in seiner Rede die interes
sante Bemerkung gemacht, daß der Bund einem 
interkommunalen Ausgleich eine Bedeutung zu
mißt. Das bedeutet nun, daß anscheinend auch 
der Versuch gemacht wird, einen gewissen Einfluß 
vom Bund auf die Gemeinden zu gewinnen. Ich 
glaube, die Gemeinden sollten sich -dagegen doch 
etwas wehren; denn die Länder machen doch, 
wenigstens seit einigen Monaten, sehr schlechte 
Erfahrungen in bezug auf die finanzielle Behand
lung durch den Bund. Die Selbstverwaltung so
wohl in den Gemeinden als auch in den einzelnen 
Ländern ist doch nur gewährleistet, wenn man 
eben den Gemeinden und den Ländern die 
Selbständigkeit durch eigene Finanzgesetzgebung 
und durch eigene finanzielle Möglichkeiten gewährt. 
Wir werden Gelegenheit haben, uns bei Vorlage 
des neuen Finanzausgleichsgesetzes auch hierüber 
noch gründlich auszusprechen. 

Bedauerlich ist für einige Städte - ich denke 
da besonders an Nürnberg und auch an Würzburg, 
wenn der Finanzminister auch erklärt hat, daß hier 
nicht so scharf vorgegangen wird -, daß den 

- Städten die bisherigen Mittel für den Wiederauf
bau und die Trümmerbeseitigung nicht mehr zur 
Verfügung stehen. Es ist ein großer Unterschied, 
ob man den Wiederaufbau in München oder in 
Nürnberg betrachtet. Die Nürnberger Altstadt ist 
heute noch eine Steppe und wird auch von der 
Bevölkerung als „Steppe" bezeichnet. Ich glaube, 
daß den Gemeinden im Wege des Finanzausgleichs 
noch etwas mehr zugewendet werden muß, damit 
der Aufbau in diesen besonders beschädigten 
Städten schneller vorwärfsgehen kann. 

Bei dieser G~legenheit möchte ich auf eine all
gemeine Frage noch hinweisen.- Im Laufe des letz-. 
ten Jahres hat man versucht, einige Gesetze schon 
nach sozialen Gesichtspunkten als Finanzausgleich 
zu gestalten. Ich glaube, wir sollten die Möglich
keit schaffen, daß die Gesetze, die neu erlassen 
werden, für alle gleich sind. Die Möglichkeit, einen 
Ausgleich unter den einzelnen ·steuerschwachen 
oder steuerstarken Gemeinden und dem Staat her
beizuführen, soll im Finanzausgleichsgesetz ge
geben werden. 

Der Herr Finanzmini:ster - wir kennen das 
Problem ja selbst - sprach von den hohen Volks
schullasten und wies insbesondere darauf hin, er 

- müsse daran denken, den Gemeinden etwas weg
zunehmen. - In -diesem Zusammenhang . auch 
einige Worte über die Schulgeldfreiheit. Ich glaube, 
es wlird Au:llga'be des bayerischen Staates Ul1!d der 
Staiatsr-eigierung sein, in hezug auf die Schulge1d
frefüeit und a!Uch wegen der sächlichen Ausgaben 
für die Volksschulen bei manchen Gemeinden nach
zuse!hen, ob man sich nicht allzu sehr allein auf die 
Zuwendungen des Staates verläßt, ohne daß die Ge
meinden zum T-ei:l selbst sich anstrengen, eigene Mit
tel 1a1Ufzubringen. Ungelöst ist in Bayern das große 
Problem der höheren Schulen. Wir haben gerade 
in den letzten Monaten zahlreiche Zuschriften, aus 
fast allen Gemeinden, wo höhere Schulen bestehen, 
irgendwelche Exposes erhalten, wonach man nicht 
mehr in der Lage sei, die höheren Schulen auf
rechtzuerhalten. Aufgabe des bayerischen Staates 
und der Staatsregierung wird es sein, doch zu ver
suchen, im Laufe des jetzigen Haushaltsjahres zu 
einer e:r:i tsprechenden Lösung zu kommen, um 
dann im kommenden Haushalt eine finanzielle Be
rücksichtigung zu erreichen. 

Die Flüchtlingsverwaltung hat sich sehr zu den 
Zentralstellen hin verschoben und man könnte 
dazu übergehen, die untere Ebene einzuschränken. 
Auf diesem Gebiet ist aber manches noch zu sehr 
im Fluß, als daß man heute schon genau sagen 
könnte, wohin die Entwicklung geht. Einige Be
merlmDJgen sind allerdings zur Binnenumsiedlung 
zu machen. Wenn es auch- für die einzelnen Län
der, die Heimatvertriebene und sonstige Personen 
abgeben können - bei Bayern werd'en es in die
sem Jahr vielleicht 60 000 Menschen sein -, gün
stig ist, so ist aber doch einiges festzustellen. Das 
Land, das Flüchtlinge aus Bayern aufnimmt, er
hält pro Kopf 14 000 •DM, damit die Wohnungen 
Z'Ur Verfügung gestellt werzden. Das reiche Nord
rhein-Westfalen erhält auf diese Weise etwa 600 
Millionen DM für -den so:?J1alen Wohnungsb&u zu
geschossen, während Bayern einen Verlust von 100 
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Millionen DM im sozd!alen Wohnungsba1U gegenüber 
dem Vorjahr aufauweisen hat. Ich weiß' nicht, ob 
diese Regelung ganz gerecht ist; denn uns in Bay
ern hat auch rniemand gefragt, 

(Abg. Dr. Baumgartner: bas sagen wir 
schon lange, schon drei Jahre!) 

wer uns etwas dafür gab, als die zwei Millionen 
Heimatvertriebenen in unser Land kamen. Die 
Länder, die die Flüchtlinge aus anderen Ländern 
aufnehmen müssen, haben ohne Zweifel einen 
großen Vorzug. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr richtig! -
Abg. Dr. Strbsche: Plus Arbeitskraft!) 

Es ist bedauerlich, daß die bayerische Staats
regierung die Mitteilung machen mußte, daß für 
den sozialen Wohnungsbau zunächst nicht der Be
trag des vergangenen Jahres zur Verfügung steht. 
Meine Damen und Herren! Es sind wieder 40 Mil
lionen DM aus bayerischen Landesmitteln einge
setzt; das zweite Mal in einem Haushaltsplan. 

(Abg. Riediger: Nur 1,5 Prozent des 
Gesamtbedarfs!) 

Sie haben recht, Herr Kollege Riediger. Es ist 
wenigstens das Bemühen vorhanden,· daß das Land 
selbst etwas für den sozialen Wohnungsbau tut. 
Der soziale Wohnungsbau bleibt weiterhin das 
Problem Nummer 1. Ich glaube, es ist unsere Auf
gabe, dieses Problem tatsächlich ernsthafter zu be~ 
handeln; denn wenn die Finanzierung des sozialen 
Wohnungsbaus in der Form, wie sie die Bundes
regierung vorsieht, vielleicht noch durch die neu• 
hinzukommenden Verteidigungsausgaben gehemmt1 

betrieben wird, dann wird der soziale Wohnungs
bau in schwerste Bedrängnis g~raten. Die Träger 
des sozialen Wohnungsbaus sind heute schon sehr 
um dessen Fortgang besorgt. 

Zum Aufbau der Universitätskliniken Sind heute 
bereits einige Bemerkungen gemacht worden. Der 
Herr Finanzminister teilte mit, daß aus Sonder
finanzierungsmitteln 1;1 Millionen zur Verfügung 
stehen. Ich möchte bei dieser Gelegenheit nur dar
auf hinweisen~ ich glaube, der Herr Finanzmini
ster weiß es .zwar, aber es ist doch gut, wenn man 
auch die Öffentlichkeit darauf aufmerksam 
macht -, daß Universitätskliniken nicht nur in 
München aufzubauen sind. Man hat von den 
7 ,7 Millionen DM, die zur Verfügung stehen, zu
nächst 7 Millionen nach München und 700 000 DM 
nach Würzburg gegeben. In Erlangen hat man 
noch nicht an eine Sonderfinanzierung gedacht; ob
wohl dort gerade in bezug auf die Gebäulichkeiten 
eine so große Überalterung eingetreten ist, daß 
eine Aufrechterhaltung dieses Zustandes nicht län~ 
ger zu verantworten ist. Ich glaube, meine Herren 
Kollegen, wir alle waren tief erschüttert, als wir 
bei unserem Besuch der Universität Erlangen in 
die Krankensäle hineingekommen sind. Es ist 
einfach nicht zu verstehen, daß in dieser modernen 
Zeit solche Verhältnisse an Universitätskliniken 
herrschen können. Ich bin deswegen etwas be
sorgt, daß man vielleicht München zu sehr dabei 
herausstellt. Das ist meine persönliche Auffas-

sung. Es gibt sicher auch in unserer Fraktion Mei
nungsverschiedenheiten. Aber in München sitzt 
man immer näher an der Quelle und hat die Mög
lichkeit, etwas zu tun. 

(Sehr richtig!) 
biesen Vorzug hat nun einmal München. Es ist die 
Aufgabe der Staatsregierung, der verantwortlichen 
Stellen und auch des Bayerischen Landtags, dafür zu 
sorgen, daß auch die etwas fern gelegenen Universi
täten so modern ausgestattet werden, daß sie den 
Anforderungen der Zeit genügen. 

Sor.ge •bereitet ·auch der Zuschuß an die staatlichen 
Theater. Wie bei den Personal.ausgaoben und bei 
einem weiteren Posten, den ich bereits erwähnt 
habe, ist die Frage zu stellen; ob diese· Entwicklung 
so weitergehen kann. Im vergangenen Haushalt 
waren als Zuschüsse für die staatlichen Theater 
6,3 Millionen DM vorgesehen. In diesem Jahr sind 
es 7 Millionen DM, also wiederum 700 000 DM mehr. 
Die Auswirkungen der Zuschüsse an die Staats
theater kommen, um einen regionalen Gedanken in 
die Debatte hereinzutragen, hauptsächlich der Stadt 
München zugute, wenn auch durch den Fremden
verkehr andere Personen in Bayern davon profi~ 
tieren. Es ist erfreulich, daß der Herr Finanz
minister in Zukunft von der 10- bis15prozentigen 
Kürzungsmöglichkeit nach dem Haushaltsgesetz auf 
diesem Gebiet absehen will; denn es war tief be
dauerlich, daß die städtischen und gemeindlichen 
B:aushalte, die auf eine bestimmte Summe einge
stellt waren, mit einer entsprechenden Kürzung be
dacht wurden. Im Staatshaushalt stand bisher immer 
eine Riesensumme, die den einzelnen Theatern ge
geben werden sollte, die dann aber schließlich um 
15 Prozent gekürzt wurde. Ich glaube, man sollte 
hier eine gewisse Einseitigkeit vermeiden. Einmal 
aber muß auch in der Höhe der Staatszuschüsse für 
die Theater ein gewisser Stopp eintreten. 

(Sehr richtig! beim BHE) 
Waren es im Anfang 2 bis 3 Millionen, die als Zu
schüsse an die Sta;:ttstheater gegeben wurden, so 
sind es heute 7 Millionen, und alljährlich kommen 
500 000, 600 000, 700 000 DM neu hinzu. So wird 
diese Summe immer größer und läßt. sich zuletzt 
einfach nicht mehr verantworten. Der neue Zuschuß 
von 700 000 DM, zu dem noch die anderen Ein
nahmen hinzukommen, ist doch eine gewichtige 
Ausgabe des· Staates an die Theater als Kunstein
richtung. 

(Abg. Beier: Aber auch bei den Staatstheatern 
einsparen!) 

- Das ist eine Angelegenheit der Gemeinden. Wir 
haben c;Iarüber nicht zu reden. 

(Abg. Beier: S t a a t s theater!) 
-Gut! 

Es ist erfreulich, daß es dem Herrn Finanzminister 
gelungen ist, wie im vergangenen Ftaushalt wieder 
30 Millionen DM für die Wiedergutmachung natio
nalsozialistischen Unrechts einzusetzen. Für die Ge
währung von Darlehen an Verfolgte stehen außer-. 
dem 2,5 Millionen DM zur Verfügung. In der Öffent
lichkeit hört man so manche hämische Bemerkung,, 
die sich auf die Wiedergutmachung des national-. 
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sozialistischen Unrechts bezieht. Ich halte es für 
richtig, daß der bayerische Staat dafür sorgt, daß das 
Unrecht in irgendeiner Weise wieder gutgemacht 
wird, das den Opfern des nationalsozialistischen Re
gimes geschehen ist. Ich bin der Auffassung, daß 
die Demokratie in bezug auf die ehemaligen Natio
nals9zialisten großzügiger war als bei jenen Men
schen, die im Grunde ihres Herzens zur Demokratie 
von jeher gestanden haben. Heute ist das Unrecht, 
das angeblich den Nationalsozialisten zugefügt wor
den ist, schon viel weitergehend gutgemacht worden, 
als das Unrecht, das die politisch Verfolgten des 
Dritten Reiches . erlitten. Diese Feststellung muß 
wohl jeder machen, der sich ernsthaft mit dem Pro
blem beschäftigt hat. 

Bei der Beratung der Einzelpläne wird es not
wendig werden, zu den einzelnen Ministerien noch 
einiges zu sagen. Es war vollkommen richtig, daß 
verschiedene Redner vor mir bereits von gewissen 
Überschneidungen der Aufgaben in den einzelnen 
Staatsministerien gesprochen haben. Manche Un
kosten könnten eingespart werden, wenn die Dop
pelgleisigkeit - manchmal sind es sogar vier Stel
len, die sich mit einer Aufgabe befassen - aufge- -
hoben werden könnte. Man hat davon gesprochen, 
daß in erster Linie bei den Spitzen begonnen wer
den müßte, und es ist das Beispiel der Zusammen
legung des Wirtschafts- und des Verkehrsministeri
ums erwähnt worden, von dem auch der Herr 
Finanzminister in seiner Rede gesprochen hat. 
500 000 DM sind bei dieser Gelegenheit in einem 
Jahre ei11gespart worden, obwohl keine Beamten 
und Angestellten entlassen wurden . 

(Zuruf von der BP: Stimmt ja nicht!) 

Ein daiuerndes Problem für Bayern ·bleibt die Ver
waltungsvereinfachung. Nun .gehöre ich dem Baye
rischen Landtag von Anfang an als Abgeordneter 
an. In der ersten Zeit ist man mit mehr Mut an die 
Lösung dieser Frage herangegangen und hat öfter 
gewagt, darüber zu sprechen. Die Stimmen, die nach 
einer Verwaltungsvereinfachung rufen; werden 
immer spärlicher. Ein~n Grund für diese Tatsache 
möchte ich in den Abgeordneten des Bayerischen 
Landtags selbst sehen. Nach meiner Auffassung.sind 
wir im großen und ganzen der größte Hemmschuh, 
der ein Vorwärtsrollen der Verwaltungsverein
fachung aufhält. Betrachten wir doch einmal ein
zelne Anträge von Mitgliedern dieses Hauses] Wenn 
die Finanzverwaltung einmal glaubt, ein Finanzamt 
abbauen zu können, weil es vielleicht doch unange
bracht sei - schon sind wir es, die mit Anträgen 
kommen, daß dieses Finanzamt aufrecht zu erhalten 
sei. So ist es zum Beispiel auch mit der Justiz, und 
ich glaube, wenn man ernsthaft darangehen würde, 
eine Neueinteilung der Landkreise nach wirtschaft
lichen und verkehrspolitischen Gesichtspunkten vor
zunehmen - den Eindruck habe ich manchmal -, 
daß es d~nn im Lande Bayern Mord und Totschlag 
geben könnte, weil man leider in den kleinen Dingen 
der örtlichen Angelegenheiten allzu egoistisch ist. 

; •?;, •. 1·. 

(Zuruf von der SPD: Zuviel Landräte!) 

Ich begrüße also das, was der Herr Finanzminister 
gesagt hat, nämlich daß nicht neue Sparkommissio
nen eingesetzt werden sollen - die Verwaltungs
vereinfachung wäre selbstverständlich eine Ein
sparung -, sondern daß wir, der Bayerische Land
tag selbst, als diese Sparkommissare fungieren sol
len, und wir sollten den Mut aufbringen, doch man
ches in der bayerischen Verwaltung durch eine Ver
einfachung zu verbessern. Vielleicht nehmen wir uns 
wieder den Mut, eben um mehr Einsparungen im 
bayerischen Staat zu erreichen, das Problem der 
Verwaltungsvereinfachung energischer aufzugrei
fen. Mehr Aufgaben, meint der Herr Finanzminister, 
sollten an die mittleren und unteren Verwaltungs
behörden abgegeben werden, damit den Ministerien 
mehr Zeit zum Regieren bleibt. Ich weiß nicht, ob 
man nicht auch in der mittleren Verwaltung manche 
Einsparung erreichen könnte. Der Herr Staatsmini
ster des Innern hat, glaube ich, diese Frage einmal 
selbst in diesem Hohen Hause angeschnitten. Ich 
denke zum Beispiel an die Stadt München und an 
die Stadt Nürnberg. Bei München geht's immer 
noch; denn die Regierung von Oberbayern sitzt in 
der Stadt selbst. Von Nürnberg-Fürth dagegen, einer 
Stadt mit 500.000 Einwohnern, muß man immer 
40 Kilometer nach Ansbach zur Regierung fahren, 
wo sich die Verwaltungsgerichte usw. befinden. 

(Zuruf des Abgeordneten Kiene) 

Das hat sich leiqer aus der früheren historischen 
Bedeutung von Ansbach ergeb'en. Aber diese Zeit 
ist doch wohl vorbei, und man müßte sich diese 
Fragen doch einmal überlegen. Aber ich will ja auf 
etwas anderes hinaus, meine Damen und Herren, 
nämlich die Frage aufgre~fen, ob man nicht diesen 
größeren Gemeinwesen, den Städten, seibst die Ent
scheidung mittlerer Instarµen der bayerischen Staats
verwaltung überlassen ·kann, damit das Laufen zu 
den einzelnen Regierungen in Mittel- und Ober
franken usw. zum Teil eingespart werden kann. Ich 
habe geglaubt, es könnte vielleicht schon durch die 
Bezirksordnung möglich sein, in diesem Sinne eirie 
gewisse Regelung zu treffen. Damit würde man den 
Bürgern besonders in den Städten sehr viel . Geld 
einsparen können. 

Bayern gehört zu den steuerarmen Ländern des 
Bundesgebiets. Der Herr Finanzminister wies be
sonders auf das steuerstarke Nordrhein-Westfalen 
hin und stellte Vergleiche mit diesem Lande an. Wir 
wissen, d,aß wir finanzielle Vergleiche mit diesem 
Lande aber auch in keiner Weise aushalten können. 
Demzufolge sind wir in Bayern gezwungen, unsere 
Haushaltsmittel eben überlegter auszugeben als 
andere Länder. 

Der Herr Finanzminister erbittet in seinem Haus
haltsgesetz gewisse Ermächtigungen, um Einsparun
gen machen zu können. Heute sind schon AngrUfe 
auf diese Ermächtigungen gestartet worden. Ge
wiß, wir haben alle einen bitteren Geschmack, wenn 
wir das. Wort „Ermächtigung" in einem Gesetz lesen. 
Aber ich glaube doch sagen zu dürfen, daß die dem 
Herrn Finanzminister im vergangenen Jahr ge
gebene Ermächtigung - eben auch im Haushalts
gesetz - doch-von guter Bedeutung für die Finanz
politik im Lande Bayern war. In erster Linie da-
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durch war es dem Herrn Finanzminister zu ge
wissen Zeiten, als der bayerische Staatshaushalt in 
Gefahr war, möglich, sein Gleichgewicht wiederher
zustellen. Es wird auch 1953 notwendig sein, .dem 
Herrn Finanzminister gewisse Ermächtigungen zu 
geben. Auf die Dauer sollte man selbstverständlich 
mit solchen Ermächtigungen nicht regieren, sondern 
versuchen, durch eine gewisse Haushaltsplanung, 
und zwar durch Ansammlung entsprechender Re
serven, die Gefahrenmomente für den bayerischen 
Staatshaushalt auszuschalten. · 

In diesem Zusammenhang erscheint meiner Frak
tion der Landesentwicklungsplan, insbesondere in 
bezug auf die Haushaltsgestaltung, von besonderer 
Wichtigkeit. Wir bedauern, daß man bei der. Be
ratung des Landesplanungsgesetzes von vollkom
men falschen Voraussetzungen ausgegangen ist 

· (Abg. Dr. Strosche: So ist es!) 
und die wichtigsten Bestimmungen dieses Gesetzes 
fallen ließ. Man legt sich die Frage vor: ·warum hat 
man denn eine so große Angst vor einer gewissen 
Planung und Koordinierung in der Haushaltsgestal
tunig nach einem Landesentwicklungsplan? Man 
kann so oft Worte hören wie zum Beispiel: Ja, man 
weiß nicht wo das endet, das sind die ersten Schritte 
zur Sozialisierung usw. Meine Damen und Herren, 
wohin käme ein größerer Betrieb, zum Beispiel die 
MAN und Maffei, wenn er oft so planlos verfahren 
würde, wie es in den einzelnen Staaten geschieht, 

(Zuruf des Abg. Dr. Schedl) 
wo man einfach planlos Ausgaben macht? Wir sind 
absolut der Auffassung, daß mit mehr Planung 
an die Verteilung der Staatsgelder herangegangen 
werden muß. Ich könnte eine Reihe von Beispielen 
aus der Praxis aufführen. Vor einiger Zeit tauchte 
die Frage auf, daß in der Rhön durch Anpflanzung 
von Wald usw. die Verkarstung aufgehalten wer
den soll und ähnliclies mehr, womit dort Beschäf
tigungsmöglichkeiten geschaffen würden. Wenn wir 
aber auf der andei,-en Seite die Haushaltsmittel 
nicht planmäßig ausgeben können, wenn nicht 
durch eine entsprechende Planung festgelegt ist, 
daß einfach Mittel dazu bereitgestellt werden müs
sen, dann kann das das Finanzministerium oder 
die Staatsregierung nicht ohne weiteres tun. Hier 
muß also planmäßig vorgegangen werden. Es ist 
oft die Frage angeschnitten worden, wo das enden 
solle. Der Herr Kollege Dr. Geislhöringer zum Bei
spiel sagt immer: Ja, wenn wir das einmal ange
fangen haben, wissen wir nicht, wo es endet. Ich 
wundere mich, warum er nicht auch fragt, wo un
ser heutiges Wirtschaftssystem endet. Verschiedene 
Redner haben heute schon auf die Bemerkung des 
Herrn Finanzministers hingewiesen, daß wir zur 
Zeit eine Hochkonjunktur haben und eine Reserve 
ansammeln sollten. Wenn nun einmal in unserem 
Wirtschaftsgebilde durch weltpolitische Vorgänge 
Erschütterungen auftreten sollten, wo würden Sie 
denn mit Ihrem jetzigen System hinkommen, Herr 
Kollege Dr. Geislhöringer? 

(Zruruf ides Abg. 'Dr. Geislhöringer) 
Ich glaube, es würde zur Anarchie, zum Chaos und 
zuletzt - wie es immer der Fall gewesen ist - zu 

kriegerischen Auseinandersetzungen in .. der Welt 
führen. 

(Zuruf: Eine seltene Kombinationsgabe!) 

Solche Schwierigkeiten können auch im Lande 
Bayern durch eine entsprechende Planung aufge
halten werden. Der Herr Finanzminister hat das 
im Schlußwort seiner Haushaltsrede so ausgezeich
net dargestellt, daß ich Sie nur bitten möchte, sich 
diese Sätze noch einmal gründlich anzusehen. Ich 
glaube, daß Sie vielleicht doch mit dem Herrn 
Finanzminister und mit der Sozialdemokratischen 
Fraktion zu der Auffassung kommen werden, daß 
wir auch in der Haushaltsgestaltung planvoller ans 
Werk gehen müssen, damit Investitionsbeträge für 
bestimmte Aufgaben in entsprechender Höhe ein• 
gesetzt werden können. , 

Im großen ganzen darf man wohl der Staats
regierung und dem Herrn Finanzminister für die 
große Mühe, die sie sich gemacht haben, den baye
rischen Staatshaushalt auszugleichen, danken. Es 
war bestimmt keine leichte Aufgabe, und wir ha
ben ja auch wiederholt von der Härte der Ausein
andersetzungen zwischen den einzelnen Ressorts 
gehört. Es ist notwendig, daß durch entsprechende 
Energie und durch eine planende Hand die Haus
halte des bayerischen Staates immer planvoller ge
staltet werden, zum Wohle des bayerischen Volkes 
und zumWohle des demokratischen Gedankens. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als Redner folgt der 
Herr Abgeordnete Dr. Schier; ich erteile ihm das 
Wort. · 

Dr. Schier (BHE): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Der Haushalt ist eine Angelegenheit, 
die so recht beweist, ob der Bayerische Landtag 
einer Auffassung ist, und die vor ällen Dingen 
dazu angetan ist, zu beweisen, daß alle Abgeord
neten daran interessiert sind, daß das Beste für 
das bayerische Volk und für unser Vaterland her
ausgeholt wird. Gerade die heutige Aussprache hat 
sinnfällig gezeigt, daß auch die Opposition eine 
wirklich konstruktive Kritik geübt hat, so daß ihr 
absolut das Adjektiv der staatserhaltenden Oppo
stion ausgesprochen werden kann. 

Wenn ich· trotzdem ein paar abweichende Bemer
kungen mache, so geschieht das nicht, weil ich als 
letzter Fraktionsredner mich von den anderen un
terscheiden möchte, sondern einfach in dem Be
streben, gewisse Dinge beim Namen zu nennen, 
worauf wir als Block der Heimatvertriebenen 1md 
Entrechteten beim besten Willen nicht verzichten 
können. 

Für uns ist es einfach unvorstellbar, daß Bayern 
das steuerschwächste Land des Bundes sein soll 
und daß vor allen Dingen keinerlei Ausführungen 
darüber gemacht wurden, wie dieser Übelstand 
beseitigt werden könnte. Es ist weiter für uns sehr 
betrüblich und traurig, zur Kenntnis nehmen zu 
müssen, daß gerade Bayern an einer Arbeitslosig
keit leidet, die früher oder später eine offene Ge
fahr mit sich bringen muß. Diese Sorge des Staates 
ist zweifelsohne eine Schwäche des ganzen Landes, 
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und wir würden nur wünschen, daß sich alle An
strengungen auf die Beseitigung dieser beiden 
Schwächen konzentrieren, um einen Aufbau ein
zuleiten, der planvoll, systematisch, organisch und 
rationell wirklich in unbeirrbarer Richtung einer 
Vollbeschäftigung alle diese· Schwierigkeiten hin
wegzuschwemmen vermöchte. Ich gebe zwar zu, 
daß alle diese frommen Wünsche die Kräfte des 
Staates Bayern weitaus übersteigen; denn die Ent
wicklung der letzten Jahre zeigt, wie auch alle 
Redner übereinstimmend zum Ausdruck gebracht 
haben, die immer größer werdende Abhängigkeit 
der Länder vom Bund. Zweifellos macht von die
ser Entvyicklung auch die ganze Steuerverteilung 
und damit die Lastenverteilung innerhalb des Bun
des keine Ausnahme. 

. Es wurde schon in früheren Debatten darauf hin-. 
gewiesen, daß die Aufstellung des Haushalts ·prak
tisch einer venezianischen Nacht von Zahlen gleicht, 
in der sich selbst ein Eingeweihter, der sich ent
schließt, mit großer Ausdauer an alle Dinge heran
zugehen, nur außerordentlich schwer zurecht zu 
finden vermag. Es muß in _diesem Zusammenhang 
immer wieder festgestellt werden, daß aer Haus.:. ... 
halt, wie er seit Jahrzehnten und aber Jahrzehnten 
nach einem bestimmten Prinzip aufgestellt wird, 
kein getreues Bild der Finanzlage des Staates zu 
geBen vermag, besonders wenn man sich vor Augen 
hält, daß der ordentliche Haushalt immer nur eine 
Voraussage, der außerordentliche Haushalt aber 
nur ein Wunschzettel ist. Es sind viel zu viel leere 
Begriffe, viel zu viel Unsicherheitsfaktoren in ihn 
eingebaut, als daß man rein kaufmännisch und 
praktisch gesehen von einer Vermögensentwick
lung und Vermögensdarstellung, von einer sach• 
gemäßen Verwendung ßes Aufkommens von vorn
herein reden könnte. Es geht Bayern natürlich 
nicht anders als den anderen Ländern, ja selbst 
dem Bunde. Nur eines fällt in diesem Zusammen
hang auf; Wo die Geldinteressen beginnen, dort 
hört die Freundschaft auf. Es wurden heute schon 
sehr starke Worte gegen den· Bund gesprochen, 
und ich kann sie nur unterstreichen, weil gerade. 
die Heimatvertriebenen und die vom Kriege ge
schädigten Einheimischen von der gesamten Fi-

. nanzpolitik des Bundes auf das allerschwerste ent
täuscht sind. 

Der BHE ist -eine .Regierungspa·rtei. In diesem 
Zus.ammenhang haben €S mir meine Vorredner 
leichter gemacht, dem Vorschlag auf Annaihme d€s 
Haushalts ·ehenf.aHs zuzustimmen; denn es müssen 
ihre Ausfülhrung•en doch so gewertet werden, daß 
damit s0elbst die Opposition •eine •absolute Zu
stimmung gegehen hat. Was wir vom Block der 
Heimatvertriebenen ·als ibesond!ers lobenswert an 
dem derzeiiligen Haushalt hervorheben möchten, 
ist vor allem der Umst•anrd, daß er im Gegensatz 
zu den bisherigen Haushaltsvorschlägen rechtzeitig 
vorgelegt wurde. Wie wir uns. noch erinnern, wurde 
ger-ade der Umstand, -daß dies nicht geschia:h, ii.n 
den letzten J.ahren md.t Recht einer !harten Kritik 
1uriternogen, ja die ·meisten Redner stimmten darin 
überein, daß ·es eigentlich gar ~einen Zweck hat, 

übe·r derart ver.spätete Gesetzentwürfe zu disku
tieren. Mit dieser, sagen wir, Nachlässigkeit hat 
der derneitige Firuanzminister erfolgreich aufge
räumt. 

Wir ·erkennen aruch absolut ·an, daß es sicherlich 
se1nen Bemühung.en zuzuschreiben ist, wenn die 
ganze Finanzlage in einem· rosigeren Lichte er
scheint, als dies in den letzten Jahren der J!lall war. 
Ich darf dariauf hinweisen, daß der heutige Staats
haushalt 386 Millionen mehr E1inna'hmen und 470 
Millionen wenig.er Ausgaben aufweist. Das ist 
ohne Zweifel eine beachtliche Leistung des Herrn 
Staatsministers der J!linanzen und e•s ist letzten 
Endes das Alpha und Omega, das der Landtag zu 
dem Haiushalt zu sag~n verpflichtet ist. Insgesamt 
betragen die derzeitigen Einnahmen rund 2,5 Mil
liarden und es ist darüber hinaUJS be-sonders her
vorzuheben, daß auch die Kassenlage vom Herrn 
Staatsminister der Finanzen im Gegensatz zum 
Frühjahr 1952 als befriedigend bez·eichnet wurde. 
Wir stehen aher auch nicht an, anzue·rkennen, diaß 
der Herr Staatsminister der Finanzen die ganze 
Finanzlage des bayerischen Landes mit ·absoluter 
Offenheit behandelt hat. Er ist ·dabei nicht davor 
zurückgescheut, dem Bunde das zu siagen, was 
schqri Jängst f~llig -~-ar, nach. Bunn geschickt zu 
werden; denn die Ansprüche des Bunefes ·gegen
über dem L·and und den Ländern sind von Jahr 
zu Jahr immer nur größer geworden und seine 
Leistungen, die an die Länder zurückkommen sol
len, sind aiusgebli-eben. Wir halten es ferner für 
heachfüch, daß ·es möglich war, den Haushalt auf
zustellen, ohne 'neue Steuern -einzuführ·en. Das ist 
umso wichtiger, wenn wir 'bedenken, daß ja auch 
die Anforderungen an den Herrn Finanzminister 
im letzten Jahr größer .geworden sind, und wenn 
wir ·eben Ha'UShalt sagen, dann denken sehr viele 
Leute nicht daran, d-aß der Finanzminister genau 
umgekehrt, wie es ein .guter Hausvater oder ein 
Kaufmann macht, rechnet. Er rechnet sich nämlich 
zuerst die AUJS·gahen 1aus, dann schaut er hin, wie 
er die Einnahmen her-einbringt. Deshal!b ist es se1n 
doppeltes Veridienst, daß es iheute -bei diesem Haus
halt ohne neuen Steruern -abgeht. Es muß ferner 
anerkannt werden, daß d!er der2ieitige Haushalts
plan eine größere Übersicht •als in den letzten 
Jahren gestattet. Es kann als ein gutes Zeichen 
gewertet werden, wenn auf diesem Wege fortge
schritten wird. Das Wesentlichiste und Entschei
den:ste aper ist, daß es gelungen ist, die Einnahmen
un:d Ausgabenseite abzugleich·en, und daß darüber 
hinaus letzten Endes jeder F·ehlbetrag in namhaf
tem Maße vermieden wurde. Wienn trotzdem dieser 
H:ausha'lt nicht zur vollen Befriedigung ausgefallen 
ist, so müssen wir, wie schon mein Vorr-edner, 
Herr Kollege Haas von der SPlD -ausgeführt hat, 
darauf Bedacht nehmen, daß fäst 400 Millionen 
Defizit abgedeckt we!'den mußten und daß es in
folgedessen .auch im Zusammenhang mit der Be
l•astung der Länder durch den Bund zweifellos eine 
große und 1anerkennenswerte Leistung war, trotz
dem einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen; 
abgesehen davon daß selbst die Staatsschuld eine 
erfr.euliche Entwicklung aufzuweisen hat. 

Was uns nicht gefällt, das wollen wir ebenfalls 
sagen: die Entwicklung in der Richtung, daß die 
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zweckgebundenen und die· unabänderlichen Aus
gaben ·eine Höhe von über 85 iProz·ent err·eicht 
haben. Was dann übrigbleibt, ist so weri.ig, daß 
auch der beste Staatsminister der Finanzen nicht 
in der Lage ist, alle qie Aufgaben zu erfüllen, difi 
an i!hn heriangetragen weriden. 

Für die gesamte Steuerpolitik iin Bayern ist ja, 
wie wir ialle wissen, :zuerst ·einmal der Bund ver
antwortlich. Zwischen dem Steueraufkommen aus 
den direkten Steiuern und dem Steueraufkommen 
a'U.S den indirekten Steuern k1afft ein so großer 
Gegensatz, daß wir uns eig·entlich wundern, daß. 
gerade di·esem iP•roblem von seiten der ÖffentUch
keit so wenig Interesse entg·eg·enge'briacht wird. Die 
indirekten Ste'Ll!ern 'betragen rund 72 Pro:zent des. 
gesamten Steueriaufkommens des Bundes. Nur die 
wenigsten Leute denken darian, daß die indirekten 
Steuern so wirken wie eine Kopfsteruer und daß 
sie infolgedessen :frast .gleichmäßig von ·allen Be
wohnern des Landes getragen werden. 

{Abg. 1Dr. K;elle·r: Wegen des g•eringen Wider-
standes!) 

Ob es sich daibei um die Umsiatzsteuer oder um die 
Steuer auf Lebensmittel, Wirtschaftsgüter oder 
Genußmittel handelt, ist dabei vollständig gleich
gültig; denn darin Hegt auch von seiten des Hun
des eine bewußte Absicht,· die Lasten zu vierteilen, 
nicht nur ZiU ungunsten •der Länder, sondern auch 
zu ungunsten der gesamten Bevölkerung. Gegen 
diese Tatsach·en vermag sich ibegveiflich·erweise kein 
Finanzminister in den Ländern zu wehr·en und er 
ist sozusagen ·ein Kol'.ba·borateur wider Willen, wenn 
er da mit ansehen muß, wie eben doch entgegen 
dem off.enbaren Wunsch der breiten Mai:isen der 
Wähler und des ganzen deutschen Volkes eine Art 
von Steuereintrieibung vorgenommen wirid, die 
ohne Zweifel nicht berechtigt. ist. Gerade heute 
war in der „Süddeutschen Zeitung" zu lesen, daß 
nicht nur die SteueTn, Zölle und sonstigen Ab
gaben des Staates eine geradezu verheerende Wir
kung bei der Preisbildung haben, sondern daß diese 
Preisbildung, v·erstärkt noch durch ein paar andere 
Komponenten eine Höhe erreicht, die ohne Kritik 
in diesem Haus nicht übergangen werden kann. 
[)ie „Süddeutsche Zeitung" !hat beispielsweise heute 
ein wirkliches Problem 1angeschnitten, indem sie. 
da!'laruf (hinwies, daß ein so einfaches Gut wie der 
Kohl vom Erz·eugex bis zum Konsumenten das 
Elffache des Pr.eises e!'r·eicht. Diese Preisspanne 
kann nach meiner Ansicht in keiner Weise be:Pech
tigt sein. Es ist zwar nicht überall so, daß der Er
.zeug.er nur einen geringen Bruchteil dessen be
kommt, was der Verbraucher zu zahlen gezwun
gen ist. Aber immerhin, es ist diese Diff.erenz so 
unendlich groß, daß •aruch der Sta·atsminister der 
Finanzen in ibe0Ug auf ·eine gesunde Preisentwick
lung mit größter Aufmerksamk·eit die Entwicklung 
v·erfolgen sollte. Der HeTr Staaj;sminister der Finan
zen hat in seinem Haushalt keinen Zwei:ßel darüber 
g.e1assen, daß €r nicht nur ia'lle möglich•en Spar
maßnahmen ergriffen hat, sondern daß er auch 
hinter jeder Sparmöglichkeit her ist 'und daß er 
jede Dringlichkeit, jede Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit, diese heh1en Komponenten, keintm 
Augenblick arus dem A'Uge g·elassen ihat. Trotzdem 
beängstigt aber die Entwickl'Ung einer Bürokrati
sierung auch in Deutschland 'Und in Bay·ern, gerade 
eine solche Gelda'Usgiabe von g,eiten des Staates, die 
heute jene Grenzen erreicht hat, die meines Er
achtens langsam ZIU einem [Halt füh!'en müssen. 
A:llerdings kann man nicht nur sparen dadurch, daß 
man die A'Usga-ben vermindert, es ist auch der 
gleiche Effekt möglich, wenn di·e Erträgnisse v~r
größert werden. Da will uins sch·einen, daß ein paar 
ganz beachtlich.e Reserven gerade in der Forstwirt
schaft und in den Staatsbetri·eben, für die wir uns 
eine ,ka'llfmännische Leitung und eine foaufmänni
sche Ausrichtung d;ring·end wünschen, gegeben sind. 
Es ist auch nicht zweifelhaft, daß eine bessere Ra
tionalisierung des ganzen Staatsbetr1eibes in dieser 
Hinsicht allerhand Erfolg mit sich ibring.en würde. 
D.as ist -eben die Folge des Umstands, daß von den 
ganzen 21/2 MilliaTden Einnahmen dem Herrn 
Staatsminister der Finanzen nur noch 396 Mil
li:onen 'DM Z'Ur Etrfüllung frei.er Ausg•aben verblei
ben, und das i·st leidet zu wenig, um das zu er
füllen, was gerade 1der Bayerische Landtag von 
ihm imme!t' wieder verlangt hat und v·erlangen 
muß. Das läßt •sich natürlich auch nicht damit über
brücken, daß Schu1den gemacht we!'den. Denn 
Schu'lden leeren di!e Schüsseln. Gerade der Staat 
sollte verme!Lden, d'Urch übermäßige Sch·u1den noch 
größere Schwierigkeiten für den Haushaltsaus.gleich 
in späterer Zukunft heraufzubeschwören. Ich bin 
allerdings nicht der A'llffassung, die einer der 
Redner dieses Hohen Hauses vertrat, daß wir schon 
iheut·e Vorsorge treffen müßten und gut tun wür
den, Reserven anzu1egen, weil wir mitten auf der 
Höhe ·einer Konjunktur stehen. A'Uch ·ein g·esun
der Optimismus ist ·ein iProgDamm. Ich bin eher 
der .A!u:ßfassung, daß wir runs noch etwas unter dem 

. Durchschnitt der Entwicklung der bayerischen 
Wirtschaft <befinden und daß wir schon mit etwas 
Zutrauen in d:ie Zukunft sehen können. Die not
wendigen Kapitalien sollten nach· meiner· Ansicht 
nicht n'Ur von uns·erer Generation, sondern auch 
von den künftigen aufgebracht wevden. 

In seiner Regi.erungserklärung von 1950 hat der 
Herr Ministerpräsident die Frage der Heimatver
triebenen ·als ·ein K;ardinalproblem bezeichnet, das 
auch nicht •einen Augenblick aus der Sorge der 
Re1gij,erung entlassen werde; In diesem Zusammen
hang muß gesagt wer.den, daß der Lastenausgleich, 
den ·Uns die Regierung· von Bc;mn beschert hat, 
keinen Lastena'Usgleich im wahren Sinne des Wor
tes, sondern n'llr eine Art neue Steuer darstellt. 

(Abg. Dr. Strosche: Sehr richtig!) 
In Anbetracht der drohenden Rüstungskosten steht 
er in keinem Verhältnis zur Wichtigkeit des gan
zen Problems. Man kann zweifelsohne sagen, daß 
er nicht mehr als nur ein Anfang und der Aus
druck des guten Willens ist. Um so mehr muß 
daher Bayern, das gerade diesem Problem ein vor
bildliches Verständnis entgegengebracht hat, dar
auf bedacht sein, sich aus eigenen Kräften zu 
helfen. 

Eine metkliclie Hilfe wäre ohne weiteres mög
lich, wenrf"die Umsiedlung in einer besseren Form. 
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durchgeführt würde, als sie bedauerlicherweise in 
den ·letzten Jahren der Bund geregelt hat. Es 
wurde schon gesagt, was die Länder für eine ein
zelne Umsiedlung bekommen, wenn sie· heute nach 
so viel Jahren der vorbildlichen Leistung Bayerns 
so gnädig sind, in eine Umsiedlung einzuwilligen. 
Das ist kein echter Flüchtlingsausgleich, wenn man 
es uns auch immer weiszumachen. versucht; das ist 
eine Art Menschenschacher. Denn die Kommissio
nen suchen sich interessanterweise nur die Arbeits
fähigen und Fachleute aus 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr richtig!) 

und uns bleiben die Alten und Arbeitsunfähigen. 
Das ist ein trauriges Zeichen für die Solidarität 
der Deutschen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr gut!) 

Was wir daher von Bayern in dieser Hinsicht er
warten, wollen wir ganz offen aussprechen. Wir 
brauchen - was uns auch in der Regierungserklä
rung einstmals versprochen wurde - Grund und 
Boden, Betriebs- und Wohngebäude und eine wirk
same Kredithilfe des Staates. Auf die Industriali
sierungspolitik komme ich. noch zu sprechen. Ich 
will nur vorwegnehmen, daß wir uns die riehtige ... 

. Industrialisierungspolitik so vorstellen, daß der 
kleine Mann in den Mittelpunkt dieser Bestrebun
gen gerückt wird; 

(Abg. Simmel: Sehr richtig!) 

auch das Grenzland hat einen Anspruch darauf, 
wegen seiner namenlosen Not bevorzugt zu wer
den. Wir stellen uns dabei natürlich auch ei'hen 
gesunden Wettbewerb vor, einmal einen gesunden 
Wettbewerb unter uns und dann einen Wettbe
werb der gesamten bayerischen Wirtschaft mit den 
anderen Ländern. Wir haben auch niemals einen 
zweifel darüber gelassen, daß die Bodenreform 
für uns eine unabdingbare Forderung ist. Wir 
seheri uns heute durch die Schuld des Bundes ge
rade auf diesem Sektor am meisten enttäuscht: 

(Abg. Simmel: Nicht nur!) 

Zur Industrialisiernng im einzelnen darf ich 
folgendes sagen:. Bayern hat zweifellos in den letz
ten Jah:i:zehnten allerhand versäumt. Vom heuti
gen Landtag und den heutigen Verantwortlichen 
des bayerischen Volkes wäre es zu viel verlangt, 
diese Sünden innerhalb weniger Jahre wiedergut
zumachen .. Augenfällig sehen wir . es an Sachsen, 
das sich nach seiner Industrialisierung eine Vor
machtstellung unter den deutschen Ländern er-
rungen hat. In diesem Zusammenhang muß aber 
immer wieder darauf verwiesen werden: All diese 
Bestrebungen und Planungen sind nur leere 
Worte und schwache Absichten, solange das Staats
ministerium der Finanzen nicht das Entsprechende 
tut und das notwendige Kapital zur Verfügung 
stellt. Oftmals wird der Anschein erweckt, als träfe 
das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr an 
der Entwicklung eine besondere Schuld. Aber was 
ist denn in Deutschland und speziell in Bayern 
nicht übersetzt? Nur ein ganz energischer Optimis
mus, der sich selbst zu helfen versucht, kann hier 

Wandel schaffen. Im Zusl;!mmenhang mit der 
Haushaltsaussprache muß ganz klar und deutlich· 
gefordert werden, daß dem einzelnen, auch dem 
kleinen Mann, mehr Licht und mehr Luft, mehr. 
wirtschaftliche Freiheit zugebilligt wird. 

(Abg. Bantele: Also jedei:n seine Fabrik!) 

Die heutige Geldpolitik auf diesem Sektor ist 
die Schuld will ich nicht weiter untersuchen 
viel zu schwerfällig, um wirkliche Erfolge zu ga
rantieren. Es ist selbstverständlich, daß mit den 
Geldern der Steuerzahler vorsichtig und wirtschaft
lich umgegangen werden muß. Es ist ganz klar, daß 
vor allem mit Hilfe des Staates und in erster Linie 
mit Hilfe des Staatsministers der Finanzen ·die 
Grundindustrie gefördert werden muß; in Bayern 
hätten wir auf dem Gebiet der Energiewirtschaft 
noch allerhand Möglichkeiten. Es würde mir auch 
eine besondere Genugtuung gewesen sein, aus den 
Ausführungen des Herrn Staatsministers der 
Finanzen erfahren zu haben, ob und wie weit die 
Bemühungen zur Förderung bestimmter Industrien 
Fortschritte gemacht haben. Ich denke vor allen 
Dingen an die Errichtung eines Kaltwalzwerkes in 
Bayern, eines Aluminiumwalzwerkes, eines ent
sprechenden Röhrenwerks, an die Ausgestaltung· 
der Vigogne-Spinnerei und, trotz der zweifellos 
etwas kritischen Lage auf diesem Sektor, an die 
Zellulosewerke. Bayern hat ferner eine naturge-

. gebene Anlage, Kalk und Zement zu produzieren 
und ich vermag der Ansicht nicht beizutreten, daß 
die Industrien, vereinigt in einem sehr starken 
Kartell, einfach übersättigt und nicht ausgenützt 
sind. Ich sehe keine Notwendigkeit, daß wir in 
Bayerf;L, bei der uns bevorstehenden und aufge
zwungenen Ba-qtätigkeit gerade diese notwendi
gen Baustoffe von weither beziehen sollten. 

(Abg. Bantele: Wir haben genug Zement!) 

Es ist nicht nur das Rohprodukt vorhanden. Es 
kommt noch ein zweiter Faktor hinzu: Die Er
zeugung dieser verschiedenen Produkte schließt die 
Möglichkeit der Verwertung der bayerischen · 
Braunkohle in sich. Die bayerische Braunkohle hat 
eben die Eigenschaft in sich, daß sie nur als Staub
feuerung verwenrdet wevden kann. Es besteht keine 
Möglichkeit, die an sich kalorienschwache Braun-
4ohle anders als in der Energie und in Abteilun
gen mit Staubfeuerung zu verwerten. 

Für uns wäre es auch eine besondel'.e Genug
tuung zu sehen, daß gerade der Abwanderung der 
Betriebe aus den Grenzgebieten mit mehr Auf
merksamkeit entgegengewirkt wird. Innerhalb der 
Staatsbetriebe haben wir zwar keine absoluten 
Klagen; aber es muß schon gesagt werden, daß die 
Anfogung von schwarzen Kassen sowohl im Forst
betrieb wie auch in den Staatsbetrieben einem ge
sunden und klaren Bild der Finanzwirtschaft nicht 
Rechnung trägt. Unsere Forderung geht dahin, daß 
wir ihnen zwar diese Reserven gönnen, aber wir 
wollen sie auch kennen und ihre Höhe wissen, da
mit wir entsprechende Urteile zu fällen vermögen. 

In bezug auf die 7 c-'Gelder vertreten wir zwar 
die Auffassung, daß damit gerade den ganz Rei
chen und dem Schwerkapital .besondere Vorrechte 
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eingeräumt erscheinen, daß aber trotzdem, weil es 
eben eine Bundesangelegenheit ist, von seiten 
Bayerns auch der entsprechende Gebrauch gemacht 
werden soll. Die Kredit- und Kapitalreserven tole
rieren wir, aber in bezug auf die letzteren wün
schen wir ganz besonders, daß diesen Umständen 
aus rein rechnerischen Gründen ein seharfes Augen
merk zugewendet wird. 

Das Grenzlandprogramm habe ich bereits als 
einen wichtigen Faktor erwähnt. Ich muß aber in 
diesem Zusammenhang leider feststellen, daß dar
über in den betroffenen Gebieten eine arge Ver
stimmung besteht. Es soll daher nicht unerwähnt 
bleiben, daß die Kraft Bayerns zu schwach ist 
und daß vor allen Dingen das Interesse Bayerns 
dringend verlangt, daß der Bund jene Verspre
chungen auch einlöst, die er bislang diesem Pro
blem nur mit leeren Worten entgegengebracht hat. 

Durch die Vereinigung des Wirtschafts- und Ver
keh1·sministeriums sind nach den Ausführungen 
eines Sprechers 500 000 DM erspart worden. Mir 
würde es eine besondere Freude bereiten, feststel
len zu können, daß sich in diesem Zusammenhang 
Bayern und sein Verkehrsministerium mit etwas 
mehr Vehemenz und mehr Nachdruck gewissen Be
strebungen der Bundesbahn entgegenzusetzen ver
mag. 

(Zuruf bei der BP: Gibt keines mehr!) 

So, wie beispielsweise die Dinge bei der Walhalla
bahn in Regensburg-Wörth behandelt werden, geht 
es einfach nicht. Es ist auch nicht möglich, daß Ten
denzen geduldet werden, wie sie sich etwa bei den 
letzten Vorgängen beim Bau des Rhein-Main
Donau-Kanals ausgewirkt haben. Entweder wir 
haben in Bayern Einfluß auf diese Dinge; dann soll 
auch mit dem entscheidenden Nachdruck dahin ge
wirkt werden, oder wir haben ihn nicht, dann soll 
man es sagen. - Die Grenzlandinteressen sind 
leider ein Passivum Bayerns und unsere Regierung 
kann in erster Linie nicht mehr machen, als immer 
wieder den Bund dazu anhalten, sich seiner Ver
pflichtungen auch zu entledigen. 

In Bezug auf das Finanzministerium selbst wür
den wir es gern sehen, wenn die Bürokratisierung, 
statt weiter ausgebaut zu werden, eingeschränkt 
werden könnte. Wir haben an den Finanzmaßnah
men der letzten Zeit keine grundsätzliche Kritik zu 
üben; wir sind 'aber trotzdem der Auffassung, daß 
Steuergutscheine nur eine Notmaßnahme waren 
und daß diese Institution so rasch wie möglich wie
der abgeschafft werden soll, weil sie auch eine un
gleiche Steuerleistung in sich birgt. Wenn man dem 
Arbeiter und kleinen Angestellten ·.zumutet, daß er 
seine Steuern auf Heller und Pfennig bezahlt, so 
kann man es meiner Ansicht nach vom Besitzenden 
erst recht verlangen. 

Ob die vom Land Bayern getätigte Anleihe zu 
8 Prozent zu teuer war, wird sich erst in einiger Zeit 
beurteilen lassen. So, wi~ die Dinge· sich bis heute 
entwickelt haben, muß man sagen, daß der Finanz
minister eine glückliche Hand gehabt hat; denn die 
steigenden Kosten des Kredits wurden damit eini-

germaßen von vornherein abgewendet. Der ganze 
Betrieb aber, wie er sich in den letzten zwei Jahren 
bei den Finanzämtern entwickelt hat, ist zwar not
wendig, wäre aber trotzdem geeignet, zu einigen 
bremsenden Überlegungen Anlaß zu geben. Schon 
heute werden häufig wieder Stimmen laut, die da
von sprechen, daß die Steuererfassung zu rigoros 
sei. Damit soll nicht gesagt werden, daß Steuersün
der geschont werden sollen. Aber es wäre doch auch 
notwendig, daran zu erinnern, daß die Steuern 
außerordentlich hoch sind und daß eine echte Kapi
talbildung auf Grund von Arbeit in unserem Vater:
land nur sehr schwer möglich ist. Wenn wir von 
Steuermoral reden, müssen wir auch den Staat dar
an erinnern, daß er auch zu einer Steuermoral ver
pflichtet ist in der Richtung, daß die Forderungen 
nicht überspannt werden, was zweifellos bei einigen 
Zöllen und einigen Gebühren der Fall ist. Sicher 
ist nicht zu vermeiden, daß gerade dem Schmuggel 
mit entschiedenen Maßnahmen entgegengetreten 
wird. Auf der anderen Seite gibt es eben keinen 
Schmuggel, wenn er sich nicht rentiert. Letzten 
Endes ist es doch eine etwas bedenkliche Angelegen
heit, wenn die Kosten der Abwehr zum Schluß grö
ßer geworden ·Sind als der wirtschaftliche Erfolg. 
Das genau zu prüfen, wird zweifellos ebenfalls die 
Aufgabe des Herrn Staatsministers in der nächsten 
Zeit sein, wobei ich mir der Kompliziertheit und 
der Schwierigkeit dieses ganzen Gebiets sehr wohl 
bewußt bin. 

Es werden ferner die Steuerträger durch eine 
Unmenge von Gesetzen, Verordnungen, Weisungen 
und Kommentaren behelligt, so daß heute die Art, 
wie' die Steuer eingehoben wird, wirklich schon zu 
einer Wissenschaft geworden ist. Eine Verein
fachung des ganzen Systems wäre eine staatspoliti
sche Aufgabe, insbesondere in der Richtung, daß 
auch der einfache Mann, der guten Willens ist, seine 
Steuern so zu zahlen, wie er dazu verpflichtet ist, 
sie sich auch wirklich vom Hals zu schaffen vermag. 
Der ständige Kampf zwischen Finanzamt und 
Steueramt ist meines Erachtens nicht des bayeri
schen Staates würdig. Es möchte doch der Versuch 
unternommen werden, das nun einmal' volksbe
dingte Mißtrauen gegen die Finanzämter auszu
räumen, selbstverständlich auf der Basis von Recht 
und Ehrlichkeit und vom Standpunkt der gesamten 
Interessen. Wir brauchen daher nicht nur eine Ver
vollkommnung und Vereinfachung des Steuer
systems, sondern ohne Zweifel in gewisser Bezie
hung auch eine Vermenschlichung des Steuervoll
zugs. Dieses Gewissen, das wir von unserem Finanz
minister als selbstverständlich voraussetzen, muß 
auch vom letzten Steuerbeamten draußen in den 
Landesteilen erwartet werden. Kein Amt verträgt 
es so wenig wie das Finanzamt, daß dort nur Büro
kraten und nicht wirkliche Beamte sitzen. 

Ueber die Haushalte der einzelnen Ministerien zu 
spvechen, wivd noch zu 1gege•bener Zeit genügend Ge
legenheit sein. Ich will daher nur einige wenige. 
herausgreifen, zunächst den Haushalt der Justizver
waltung. Wir befinden uns heute nicht nur in einer 
Justizkrise, wir befinden uns auch in einer Krise 
der Kosten der Justizverwaltung. Die Kosten, die 
die Justizverwaltung für die Rechtspflege, insbe-
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sondere für den Strafvollzug heute fordert, entspre
chen nicht dem gesunden Empfinden unseres Vol
kes. Es wird daher Aufgabe dieses Ministeriums 
sein, den Bedarf zweckentsprechend zu senken. 

Bei der Obersten Baubehörde haben wir gerade 
in unseren Tagen ganz besonders große Enttäu
schungen erlebt. Die Frostschäden schätzt die Ober
ste Baubehörde auf rund 45 Millionen DM. Dabei 
ist das g~nze Straßennetz in einem höchst bedenk
lichen Zustand. Es fehlen noch so viele Brücken, 
daß man ruhig sagen kann, daß auch eine Steige
rung der für diese Zwecke ausgeworfenen 89 Mil
lionen gegenüber den früheren Mitteln in Höhe von 
66 Millionen DM unter den gegebenen Verhältnis
sen nicht mehr als genügend angesehen werden 
kann. Der ganze Zehnjahresplan für die Instand
setzung und Unterhaltung der Straßen und Brücken 
wurde von der Obersten Baubehörde als zusam
mengebrochen bezeichnet. Ich bin daher dafür, daß 
die Oberste Baubehörde in vernünftigem Zusam
menwirken mit dem Finanzministerium wohl oder 
übel wieder zu einem Plan kommen muß, um die- · 
sem Übelstand zu wehren. Es hängt daran nicht nur . 
die Verkehrssicherheit, es hängt daran auch die 
wichtige Voraussetzung; um die Industrialisierung, 
um den Fremdenverkehr und letzten Endes eine 
gesunde Wirtschaftsentwicklung überhaupt auf
bauen zu können. 

Das gilt auch von der Bodenkultur. Auf diesem 
Gebiet ist zweifelsohne im Verhältnis nicht das vor
gesehen, was wir gern vorgesehen wissen möchten. 

Vom Standpunkt unserer Partei ist jedoch das 
brennendste Problem das ganze Wohnraumproblem. 
Ich bitte mir idiaiher :z:u gestatten, da~u etwas wei
tere und größere Ausführung.en machen zu dürf.en. 
Die Grund1age deT gan~en Wo'hnmumbewirtschaf-
1m111g war, wie Sie alle wissen", das aliiierte Wohn
raumbewirtschaftungsgesetz Nr. 18. Dieses Gesetz 
ist im Laufo der Jahre so durchlöchert worden, 
daß heute nur noch ein kümmerlich·er Rest von 
seiner Wirksamkeit übriggeblie.ben ist. Infolge 
diese.s stumpf.gewordenen Gesetziesinstrumentes ver
mögen auch die Wohnungsämter und Wohnungs
behörden ihrer wirklichen A<Ufgabe einfach nicht 
mehr gerecht zu werden. Sie stehen ziu unrecht 
im Br·ennpunkt einer Kritik, die tatsächlich nach 
Bonn ·und nicht an die Woihnungshehörden ge- · 
richtet werden müßte. Die weniigsten Leute sind 
heute bel'eit, •einzusehen, daß die Wohnungsämter 
nicht die Aufgabe haben, ·zum mindest·en heute 
nicht mehr, Wohnungen Z'U beschaffen, so sehr 
sie a·uch ·der einzelne brauchen mag. Die Woh
nungsämter 'haben heute nur noch den frei 
verfügbaren Altwohnraum zu verteilen, und 
das ist eine so gering gewordene Aufgabe, daß 
damit ganz unmöglich die drückende Wohnungs
not beseitigt werden kann. Alle die anderen 
Kritiken, ·die gerade auf diesem Sektor mit Leb
haftigkeit vorigebracht werden, sind ebenfalls nur 
die Folge davon, d•aß dieses Instr'llment, mit dem 
die· Wohnungsbehörden ausgestattet waren, voll
ständig stumpf geworden ist. Dem Wohnungs
wuch•er können die WohDJunigsämter nur noch zu-

sehen; sie haben gar keine Möglichkeit, ihm ent
gegenzuwirken. Ich darf daran erinnern, . daß ge
leg·entlich einer Debatte im Wirtschaftsausschuß 
im Dezember 1952 der V:ertr·eter der Staatsregie
rung erklärt hat, der bayerische Staat sehe sich 
einer Naturg·ewalt gegenüber. Es ist jedenfalls so, 
daß die Tendenz der ganzen Wohnraumbewirt
schaftung sich um das Prinzip der Wohnungsauf~ 
lockerung dre!ht; nrur am Rande werden noch jene 
A•u:figaben erfüllt, zu deren Bewältigung sie im 
Jahre 1945/46 geschaffen worden ist. Trotzdem 
muß aber gesagt werden - 'Und zwar gerade trotz 

· des Umstandes, daß die Aufgabe der Wohnungs
ämter heute sehr klein geworden ist -, daß iihre 
Aufgabe immer noch :z:u .groß und zu wertvoll ist, 
als daß man sie ganz abschaffen könnte. Die Ab
schaffung der Wohnungsämter wfüx1e eine voll
kommene Leel"e auf diesem Gebiet nach sich z:Lehen 
und ein Chaos hera'llfbeschwören, unter dessen 
Folgen die sozial Schwachen, die Alten und Kran
ken, einfach der 1ganze T0eil des Volkes, der auf 
die Hilfe der anderen angewies·en ist, Schaden 
le~dei;l müßten. 

In diesem Zusammenhang ·soll •auch deutlich er
klärt werden, daß es völlig unmöglich ist, die Be-

. · wältigti:ng ·dieser Aufgaben nur immer .dem Bund 
und •dem Land zuzuschieben. Es muß vi·elmehr 
daran· ·erinnert werden, daß auch die Gemeinden 
nach Artikel 106 der bayerischen V•erfasmmg eine 
ganz klare und wichtiige Aufg1ahe gestellt bekom
men haben. Daß sie sich bisher dieser Aufgabe 
mehr oder weniiger zu entziehen vermochten; ist 
nur das Spiegelbild des Gruppenegoismus, 9:er uns 
a'Uf Kreis- 'l.md Länderebene immer wieder ent
gegentritt. Es soll vor allen Dingen kein Fehlschluß 
entstehen - und das 'Unterstreiche ich ausdrück
lich --,, sondern wir müssen feststellen: Die Wohn
ra·umläge ist in Bayern in den letzten zwei Jahren 
kritischer und schlechter geworden, als sie 1950 ge
wesen ist. Für den ersten Augenblick verblüfft 
zwar eine •Solche Feststellung, aber sie läßt sich 
sehr leicht beweisen. [)er (].rund aUer Trugschlüsse 
a1uf diesem GeMet liegt darin, daß immer wieder 
auf di·e Wohnu111gsneubautätigkeit hingewiesen 
wird. In Wirklichkeit ist aber die Sache so, daß 
wir zwei große Gruppen von Mietern vor uns 
haben: die einen, die annähernd ordentlich wohnen, 
und ·die anderen, die schlecht woihnen, das Heer 
der Elends- und Katastrophenfäl1e. Das Wohnungs
amt hat aber nur noch eine g·anze geringe spezi
fische Möglichkeit, verfügbare Wohnungen dem 
ständig wachsenden Anspruch der Katastrophen
und Elendsfälle gegenüberzustellen. Die Folge 
davon ist in fast .allen Gemeinden und Städten 
Bayerns ein dauerndes Ansteigen <gerade d e r 
WoJ.i.n'llngsnot, von der wir uns eine ha1dig.e Lösung 
versprachen und zu deren Lösung wir auch ver-

. pflichtet sind. 

(A•bg. Stock: Da hilft nur hauen und abermals 
ba1Uen! - Zm"'Uf·e vom BHE: Nicht nur!) 

- Ich werde •auf die NeubautätigkeH noch geson
dert zu sprechen kommen, Herr Kollege Stock. 
Das ist ja alles sehr schön gesagt, aber wir hatten 
gerade heute bei der Beantwortung meiner An
frage durch den Herrn Justizminister Gelegenheit 



1004 Bayerischer Landtag - 134. Sitzung. Dienstag, den 17. März 1953 

(Dr. Schier [BHE]) 

zu sehen, daß diese Fristen leider zu lang sind, als 
daß es ·einer ·aushalten könnte, dem dieses Übel 
auf den Fingern brennt. Ich bin aiuch der Auffas-. 
sung, daß durch das Bauen alles ~u beseitigen 
möglich wäre; aber der Bedarf, dem wir uns gegen
übergestellt sehen, ist viel zu groß, als daß wir 
mit dem Hinweis auf die Baiutäti;gkeit die ein
zelnen Schwerbetroffenen trösten könnten; denn 
das wäre gerade so, als wenn man einem Hungern
den, der schon drei Tage und drei Nächte nichts 
gegessen hat, sagen wür.de: Warte noch acht Tage, 
dann hast du •alles, was du zu •essen brauchst. Ich 
möchte aber 1durch diesen Zwischenruf nicht von 
der Wohnraumbewirtsch.aftungslag·e abgedrängt 
werden und mruß daher noch einige besondere 
Umstände hervorheben: Das, was wir im Grund
gesetz als sogenannte „Freizügigkeit" festgelegt 
haben und was uns, den .Heimatvertriebenen, un
ter dem ominösen Wort „Zuzug" bekannt ist, ist 
meines Erachtens heute ·ebenfalls zur Unmöglich
keit 1geworden. Jecier Kreis und jede Stadt hat 
unsichtbare Mauern ium sich ·errichtet. Es ist ·ei;ne 
Sabotage der Möglichkeit des Existenzaufbaus,. die 
jedem einzelnen entgegentritt, wenn er wirklich 
irgendwo ·eine Arheit g·efunden hat. Das ist j·a nur 
eine P.arallele zur gesamten Umsiec:Uung. Infolge
dessen ist nicht einzusehen, warum den Ländern, 
die sich so viele Jahre um den Ausgleich der 
Heimatv·ertriebenen ·~u drücken v·ermochten, vom 
Bund auch noch so große Geldmengen .geboten 
werden, 

(Sehr gut! beim BHE) 

damit sie ihre längst fällige Pflicht erfüllen, wäh
rend man den Ländern Bayern, Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen von Bonn aus tatenlos zusieht, 
wie sie mit dem Problem fertig werden. In diesem 
Zusammenhang ist festzustellen, daß wir in Bayern 
noch 220 Lager haben, in denen über 51 000 Leute 
untergebracht sind. 15 000 Sowjetzonenflüchtlinge 
sirid in allerletzter Zeit hinzugekommen. Wir haben 
in Bayern heute noch 2000 Ruinenwohnungen, über 
100 Wohnungen in Wellblechhütten und über 200 
Bunkerwohnungen in Benützung. Das sind Tat
bestände, die meines Erachtens zwar nicht die 
Schuld der Staatsregierung sind, die es aber zu 
beseitigen gilt, wenn in irgendeiner Form die Mög
lichkeit dazu gegeben wird. 

In diesem Zusammenhang muß ich in Anlehnung 
an die heute an den Herrn Justizminister gerichtete 
Anfrage auch auf eine gewisse Gerichtspraxis hin-

(Abg. Dr. Strosche: Sehr richtig!) 

die in den blauen Himmel hinein judizierend sich 
einen Schmarrn um die Wohndichte in den einzel
nen Kreise:p. und Gemeinden kümmert. 

(Abg. Dr. Lippert: „Schmarrn" ist ein 
unparlamentarischer Ausdruck!) 

Wir können nicht billigen, daß die Gerichte so tun, 
als wären sie nicht ein Bestandteil des bayerischen 
und des deutschen Volkes. Wir müssen von jedem 
Richter das Verantwortungsbewußtsein verlangen, 

daß ausgesprochen nicht beseitigbare Härten hint
angehalten werden. 

(Sehr richtig! links) 

Es ist unmöglich, von einem Rechtsstaat zu spre
chen, wenn durch ihn nur ein abstraktes Recht zum 
Durchbruch gebracht wird. Das ganze Wohnungs
problem kann von allen Stellen des Staates, wer 
immer sie auch sein mögen, nur entweder als ein 
soziales oder ein rechtliches Problem betrachtet 
werden. Ein Kompromiß zwischen diesen beiden 
Begriffen ist einfach nicht möglich. In diesem Zu
sammenhang müssen wir auch sagen, daß wir die 
größten Bedenken dagegen haben, wenn in Bonn 
ein Wohnungsgesetz beraten wird, das mehr oder 
weniger den Wohnungsmarkt, der ja praktisch gar 
nicht vorhanden ist - oder besser gesagt: den 
Wohnungssektor -, dem freien Spiel der wirt
schaftlichen Kräfte zu überantworten versucht. Ein 
solcher Versuch ist unter den gegebenen Verhält
nissen eine soziale Härte, wenn wir auch wünsch
ten, daß er durchführbar wäre. Solange aber in 
Bayern allein mehr als 100 000 Katastrophen- und 

. Elendsfälle vorhanden sind, hat es gar keinen Sinn, 
die Augen vor dieser ausgedehnten Not zu ver
schließen und so tun, als lebten wir in einer Zeit, 
in der es gar· keinen dritten Weltkrieg gegeben 
hat. 

(Abg. Bezold: Keinen zweiten!) 

Und damit komme ich zu dem Problem der Neu
bauten. Gerade Bayern hat als Pionier versucht, 
diesem Problem durch Schaffung von Wohnungen 
beizukommen. Ich darf daran erinnern, daß Bayern 
als erstes Land mit der Bekanntmachung der Ober
sten Baubehörde vom 15. Februar 1949 eine wirk
liche Bautätigkeit entfaltet hat. 

(Sehr gu:t! beim EHE) 

Der Bund ist erst am 24. April 1950 um ein ganzes 
Jahr nachgehinkt. In seinem Wohnungsbaugesetz 
ist bestill,lmt, daß innerhalb der nächsten sechs 
Jahre i,8 Millionen Wohnungen gebaut werden 
sollen. Daneben hat man mit etwa 600 ÖOO frei 
finanzierten Wohnungen gerechnet. Das würde also 
bedeuten, daß im Bundesgebiet jährlich rund 300 000 
staatlich geförderte und 100 000 frei finanzierte 
Wohnungen errichtet werden sollen. Auf Bayern 
umgerechnet müßten im Jahr zirka 50 000 staatlich 
geförderte und zirka 18 000 frei finanzierte Woh
nungen errichtet werden. Nach zuverlässigen stati
stischen Angaben fehlen heute im ganzen Bundes
gebiet 4 Millionen Wohnungen, in Bayern allein 
nach einer Statistik vom 30. Juni 1952 etwas über 
732 000 Wohnungen, wenn man davon ausgeht, 
jeder Fam,tlienhaushaltung eine bescheidene eigene 
Wohnung und der Hälfte der selbständigen Haus
haltungen eine eigene Wohnung nicht im Sinne 
der möblierten Wohnungen zuzuteilen. Das würde 
bedeuten, daß in Bayern ein fühlbares Nachhinken 
der Bautätigkeit festgestellt werden" muß. Wir 
haben 1950 über 61 000 Wohnungen gebaut, 1951 
über 74 000 und bis zum 30. Oktober 1952 etwas 
über 30 000. Die letztere Ziffer wird allerdings eine 
Korrektur nach oben erfahren, weil erfahrungs
gemäß im letzten Viertel eines Kalenderjahres die 
meisten Wohnungen anfallen. 
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Ein Faktor wird aber immer wieder bei der Be
urteilung der Bautätigkeit übersehen: die natür
liche Ausdehnung der Bevölkerung. Nur um das 
Bundeswohnungsbaugesetz zu erfüllen, müßten wir 
in Bayern im Jahr rund 68 000 Wohnungen bauen. 
Die. natürliche Ausdehnung der Bevölkerung aber 
bedeµtet in Bayern, daß zusätzlich weitere 30 000 
Wohnungen gebaut werden müßten, nur um den 
Wohnungselendsstand auf gleicher Höhe zu halten. 
Mit anderen Worten: Wir müßten jährlich 100 000 
Wohnungen bauen, um die Wohnungsnot in zwölf 
Jahren zu beseitigen. Und zwölf Jahre, meine Da
men und Herren, sind eine sehr lange Zeit! Ich 
habe das ausdrücklich hervorgehoben, um die heu
tige unbefriedigende Auskunft des Herrn Justiz
ministers in das richtige Licht zu rücken. 

Ich habe gesagt: Alarmierend ist die Feststellung, 
daß die Zahl der 1952 geschaffenen Wohnungen so 
stark abgefallen ist. Es ist allerdings zu hoffen, 
daß im .Jahre 1953 wenigstens der alte Stand wie
der erreicht wird; denn es kann keinem Zweifel 
unterliegen, daß das Absinken im Jahre 1952 auf 

. _ die enormen Preissteigel'ungen. im . Ba:ugewerbe 
zurückzuführen ist. Seit etwa Juli/August des vori
gen Jahres ist aber ein weiteres Ansteigen der 
Baukosten nicht mehr erkennbar, weil die wenigen 
Steigerungen durch das Absinken der Preise bei 
Ziegel und Holz wettgemacht erscheinen. Heute 
ist die Situation so, daß der Bauindex in Bayern 
bei einer Annahme, daß er 1936 100 war, 225, ist 
und im Bundesgebiet 238 beträgt. 

Es muß auch darauf hingewiesen werden, daß 
der Lastenausgleich auf dem Sektor der Errichtung 
von Neubauwohnungen eine ganze Reihe von Mög
lichkeiten in sich birgt und daß diese Möglich
keiten nicht so ausgeschöpft werden soliten, daß 
man irgendwo Wohnungen errichtet, wo sich keine 
Basis für eine Existenz bietet. Wir stehen immer 
noch auf dem Standpunkt, daß trotz der unendlich 
bedrückenden Situation im Wohnungssektor die 
Basis einer Existenz wichtiger ist als dieses Pro
blem, obgleich es uns allen auf den Nägeln brennt. 

Es soll in diesem .Zusammenhang auch nicht un
erwähnt bleiben, daß doch einiges auf diesem Sek
tor versäumt wurde. Ich will damit nicht sagen, 
daß ein Verschulden vorliegt, möchte aber doch an 
fo1gerudes erinnern. Im Jahre 1949 hat eine 
Wohnung nach den Richtlinien des sozialen Woh
nungsbaus 8000 DM gekostet, heute kostet sie 
14 000 DM. Selbst' wenn man also damals die hohen 
Zinsen für diese Beträge gezahlt hätte, wäre das 
Bauen immer noch billiger gekommen als heute, 
wo wir nachhinken. Daher halte ich dafür,, daß die 
Initiative auf diesem Sektor eine der ·vornehmsten 
Aufgaben der bayerischen Regierung sein muß, um 
diesem Problem zu Leibe zu rücken. 

Leider gibt es aber in der Bautätigkeit eine ganze 
Reihe von Umständen, die als bremsend und nega
tiv gerade im Zusammenhang mit dem Staatshaus
halt nicht unerwähnt bleiben können. Die Unlust 
·zu bauen ist meines Erachtens ein Umstand, den zu 
beseitigen in gewisser Beziehung möglich sein 

müßte. Diese Unlust zu bauen hat ihren Kardinal
punkt darin, daß eine Bürokratie entwickelt wurde, 
die es gerade beim sozialen Wohnungsbau dem ein
fachen Manne von vornherein unmöglich macht, 
sich an diesem Problem zu beteiligen. Daß die Geld
frage eine natürliche und zwingende ist, das zu e:r
wähnen, halte ich für vollständig überflüssig. Eine 
besondere Angelegenheit ist heute auch die Auf
findung von geeignetem Baugelände. Wenn man 
mit objektiven Maßstäben an dieses Problem heran
geht, muß man feststellen, daß fast in allen Städten 
und Gemeinden Bayerns geeignetes Gelände vor
handen wäre, daß aber die Zerfahrenheit und Un
übersichtlichkeit eine solche Bremse bedeutet, daß 
es dem einfachen Manne unmöglich ist, einen ge
eigneten Baugrund zu finden. 

In· diesem Zusammenhang soll nicht vergessen 
werden, daß die Tätigkeit der Vermessungsämter 
immer noch sehr schleppend ist und daß die Her
stellung der Ordnung im Grundbuch die Bautätig
keit wesentlich verzögert, weil ja allein begreif
licherweise so lange keine Hypotheken ausgereicht 
werden können, als nicht wenigstens die Eigen
tümerv.erhältnisse genau festgestellt siru~. 

Über die Höhe der Grundprejs_e. hat, .. wenn ich 
mich recht erinnere, einmal Herr Kollege Dr: Üp
pert im Ausschuß recht treffende Beispiele ange
führt. Es wäre müßig, das zu wiederholen, es muß 
aber doch gesagt werden, daß Preise von einer hal
ben Million selbst in München für den Baugrund 
allein nicht mehr dem Preisniveau angepaßt er
scheinen. 

Nachdem ich schon auf die Frage des Baugeländes 
eingegangen bin, muß ich auch auf das Prinzip, wie 
grundsätzlich gebaut wird, zu sprechen kommen. 
Wenn wir durch die bayerischen Städte gehen, sehen 
wir zwar wunderschöne Siedlungen und auch aller
hand Neubauten, wobei es sich aber vielfach leider 
Gottes auch dort nur um ein- und zweigeschoßige 
Bauten handelt, wo man weitaus höher zu bauen 
vermocht hätte. Das ist nicht eine Gefühlsangele
genheit oder eine Ansicht, sondern auch die Folge 
einer falsch ausgelegten Wirtschaftspolitik. Sie müs
sen sich vorstellen, daß das Baureifmachen von Ge
lände, die Anlegung der Straßen, die Legung von 
Gas, Wasser, Licht, die Einführung der Kanalisa
tion die Gemeinden ungefähr so viel kostet wie das 
ganze Bauwerk, wenn es ein- oder zweigeschoßig 
ausgeführt wird. Es wird daher aus rein technischen 
Überlegungen notwendig sein, zu einer höheren 
Bauweise überzugehen; denn der fünfgeschoßige · 
Bau kostet um 22 Prozent weniger als derselbe Bau 
in ein- oder zweigeschoßiger Ausführung ohne 
Rücksicht darauf, daß im letzten Falle den Gemein
den untragbare Opfer zugemutet werden. 

Das wesentlichste und quasi eine Sünde wider 
den Geist scheint mir die Verteilung der im sozialen 
Wohnungsbau fertig.gestellten Wohnungen und vor 
allem die Verteilung der Mittel, wie sie gerade im 
Zusammenhang mit dem Staatshaushalt erwähnt 
werden muß. Der soziale Wohnungsbau ist doch un
lösbar mit der Vorstellung verbunden, daß er ein
mal der Linderung der Wohnungsnot dienen soll -
von einer Beseitigung kann noch lange keirie Rede 
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sein - und daß zweitens die im sozialen Wohnungs
bau geschaffenen Wohnungen auch wirklich den 
sozial Schwachen zugute kommen sollen. Beides ist 
interessanterweise nicht der Fall. Genaue Unter
suchungen haben ergeben, daß die Zahl der im so
zialen Wohnungsbau geschaffenen Wohnungen nur 
am Rande einen Einfluß auf die Beseitigung oder 
Milderung der Wohnungsnot gebracht hat. Das ist 
ganz begreiflich, wenn Sie sich an die Umstände er
innern und sich die Grundsätze vor Ihr geistiges 
Auge stellen, nach denen die Wohnungen vergeben 
werden. Heute erhalten selbst weite Kreise, denen 
nach ihrem Einkommen oder nach dem Stande ihres 
Vermögens ohne weiteres die Beschaffung von Woh
nungen im freifinanzierten Wege zugemutet werden 
könnte, bevorzugt und in einem unverhältnismäßig 
großen Maß diese Wohnungen. Zwar wird jeder 
sagen, das sei nicht so wichtig; denn letzten Endes 
wird dann Raum freigemacht, wenn jemand aus
zieht, um in einen Neubau zu kommen. 

(Abg. Dr. Strosche: Denkste!) 

Das ist aber absolut falsch, wie genaue Überprü
fungen bestätigt haben. Der frei werdende Wohn
raum dient in einem so geringen Umfang der Be
seitigung der Wohnungsnot, daß in dieser Bezie
hung von einem sozialen Wohnungsbau überhaupt 
nicht mehr gesprochen werden kann, 

(Abg. Dr. Strosche: Sehr richtig!) 

es sei denn, es handelt sich um Sonderprogramme. 

In diesem Zusammenhang muß auch über die 
Höhe der Mieten ein Wort verloren werden. Es ist 
einfach unmöglich, daß ein Arbeiter oder kleiner 
Angestellter in der Lage ist, ein Viertel seines 
Einkommens als Miete zu bezahlen. Darüber hin
aus ist das Heer der Arbeitslosen, der Wohlfahrts
empfänger, der alten Arbeitsunfähigen von vorn
herein nicht in der Lage, diese Höhe der Mieten 
zu bewältigen. Inte+essanterweise stammt das 
Hauptkontingent der Wohnungselendsfälle aus die
sen Kreisen. Dann sehen Sie sofort, daß der soziale 
Wohnungsbau einer gründlichen Revision unter
zogen werden muß, wenn er das werden soll, was 
wir mit seinem Wortinhalt verbinden. 

(Sehr richtig! beim BHE) 

Es ist ganz klar, daß gerade unsere Partei das 
Problem der Wohnungen besonders interessiert 
und beschäftigt. Wir stehen aber - und das 
möchte ich ausdrücklich festgehalten wissen - auf 
dem Standpunkt, daß es sich ausschließlich üm ein 
soziales Problem handelt. Gerade auf diesem Sek
tor ist es das Falscheste, von Heimatvertriebenen 
und Heimatverbliebenen zu reden. Auf eine an
ständige und menschenwürdige Wohnung muß in 
unserem Lande jeder Einwohner Bayerns den 
gleichen Anspruch und das gleiche Recht haben. 

(Bravo! beim BHE - Abg. Dr. Keller: 
Siehe Verfassung!) 

Das ist ja, Herr Dr. Keller, auch in der Ver
fassung niedergelegt, und daher sollte man gerade 
auf diesem Gebiet aufhören, unsere Bevölkerung 

immer in zwei Gruppen zu teilen. Denn nur die 
Dringlichkeit und der A11spruch sollten die Richt
schnur sein, nach der die vorhandenen Wohnungen 
verteilt werden. Ich darf daher in bezug auf den 
Haushalt sagen, daß wir bei aller Anerkennung 
der Leistung des Landes Bayerns auf dem Sektor 
Wohnungsbau einen Betrag von 40 MiÜionen, der 
für Neubautätigkeit ausgeworfen wird, trotz allem 

· als zu gering betrachten. Es ist letzten Endes so, 
daß eben damit doch eine ganze Reihe von Folgen 
ausgeschaltet wird, und es wird doch gerade vom 
Bayerischen Landtag Wert darauf gelegt, daß 
unsere Jugend unter Verhältnissen aufwächst, die 
sie einem Minimum der Gefährdung der Moral 
aussetzen. Was aber können Sie denn in diesen 
Elendsquartieren erwarten, wo eben mehrere Fa
milien -aller Altersgrade urud beide Geschlechter 

. beisammenwohnen? Sie können -sich ganz leicht 
ohne viel Phantasie ausrechnen" daß diese Beengt
heit des Wohnraums unausgesetzte Streitigkeiten 
provozieren muß. Daher ist die moralische Berech
tigung, gerade den Wohnungsbau zu fördern, nicht 
nur auf Grund der Regierungserklärung ein· be
sonders notwendiges Programm des Haµshalts, son
dern es muß auch aus ganz allgemeinen Über
legungen heraus erwartet werden, daß versucht 
wird, nicht nur 40 Millionen DM, sondern größere 
Beträge von seiten des :Landes zur Verfügung zu 
stellen. 

'1 
Über die Unzulänglichkeit der Schul- und Ge-' 

sundheitspflege, die ebenfalls infolge der letzten 
Entwicklung nicht ausreichend bedacht wurden, 
haben andere Redner schon genügend gesagt. Nach 
unserer Vorstellung muß früher oder. später, so 
oder so erreicht werden, daß es nur Klassen mit 
höchstens 40 Schülern gibt. Wir müssen verlangen, 
daß unsere Jugend in Volksschulen untergebracht 
wird; bei denen die Bänke weder baufällig noch so 
sind, daß man nur den Eindruck einer Behelfs
schule hat. In bezug auf die Schulbildüng verlan
gen wir, daß lieber das.Theater etwas eingeschränkt 
werden soll, das Prinzip der Grundbildung aber 
weitaus mehr Spielraum erlangt als es bisher der 
Fall gewesen ist. · 

Die Schulgeld- und Lernmittelfreiheit sind sicher· 
Fragen, die von großem Interesse sind. Gerade die 
Lernmittelfreiheit sollte einer genaueren Überprü
fung unterzogen. werden. 

(Sehr richtig! beim BHE) 

Aber es darf für den bayerischen Staat und die 
bayerische Regierung keinen Zweifel geben, daß 

1 unsere Jugend das kostbarste und wertvollste Gut 
des ganzen Vaterlandes darstellt, ohne Rücksicht 
darauf, wo sie geboren ist, und daß uns nichts zu 
teuer sein darf, sie moralisch und bildungsmäßig 
sicherzustellen. 

Ich darf mich über den Landesentwicklungsplan 
ganz kurz fassen. Herr Kollege Haas von der 
SPD hat bereits genau das gesagt, was auch wir 
dazu zu sagen hätten. Der Landesentwicklungsplan 
ist ein Unternehmen, das wir bald und energisch 
verwirklicht sehen wollen. Wir wundern uns eben
fälls, war.um ·es so zaghaft in Angriff genommen 



----·------=----·--------- -------------------- ---

Bayerischer Landtag - 134. Sitzung. Dienstag, den 17. März 1953 1007 

(Dr. Schier [BHE]) 

wird, weil wir uns davon eine Reihe von Erfolgen 
versprechen. 

Vom BIHIE aiber darf ich zum Schluß zusammen
fas~·end folgendes sagen: Wir bekennen uns zur 
positiven und sachlichen Zusammenarbeit. Wir 
sind dar-an interessiert, den Gemeinschaftsgeist des 
ganz·en Volkes auch bis zum letzten unserer An
hänger ZJU ve11dolmetschen. 

{Richtig! heim BHE) 
Wenn das gera'de immer wieder in der letzten Zeit 
gestört wurde, so .ist das eine Fo'lge der Haltung 
_des Bundes. Gemde die VeTsuche, einen Waihl
gesetzentwur.f diurch!Zubring·en, haben wir ,als einen 
gianz groben Undank empfunden, weil er darauf 
hi'Il!ausfäuft, d!i!e Heimatvertriebenen und die sozial 
schwachen Schichten aus dem Spiel der politischen 
Kräfte zu -entfernen. 

(Sehr gut! links und in der Mitte) 
Wir wünschen einen sozialen Ausgleich. 

(.Nbrg. Zillfüil'ler: Wir stehen doch beim 
bayerischen Haushaltsplan!) 

Präsident -Dr. Hundhammer: Herr Nbg,eordneter, 
ich möchte :auch bitten, doch beim Thema Haus
haltsplan zu 'bleiben. 

(Lebhafte Zurnfo vom BHE zur CSU) 

Dr. Schier {BIHE): Ich bin ja,-wie ich schon sagte, 
bei der ZiusammenfasS'Unig U!nd muß info1gedessen, 
auch wenn 'es dem Herrn Koll~·g·en Zifübiller von 
der CSU nicht ganz ig-efällt, das. saige:ri, was wir 
als bayerisch:e Heimatvertriebene wirklich empfin
den. Unsere Fo:iidernng nach dem sozialen AtUs-, 
gleich ist leider Gottes :auch im Haushalt nieder
geschlag·en, U!nd ·es ·karun uns nri:emand v·erübeln, 
wenn wir mit lbeso'Il!derem N achdrnck den sozialen 
Ausgleich •an die Spitze unserer Forderungen 
stellen. 

Wir legen zweitens Wert darauf, als E[emente 
der Ordnung angesehen zu werden. -Wir wünschen, 

daß man sobaM als möiglrich atUfhört, daß man 
immer nur Heimatv-ertrteibene und Heimatverblie
bene auf den zwei Fronten gegeneinander sieht. 

(Zuruf: Warum h!abt !ihr dann den BHE 
aufgemacht? - Lebhafte Gegenrufe vom 

BH!E) . 

Dazu kann der He-rr Finanzminister sehr viel bei
tragen; denn alle die p,arolen erfo:iidern eben Geld, 
und das Ge1d muß vom IHaiUShalt genommen wer
den. Die Wohl:fiahrt und all die Dinge, die wir 
aus ·dem Haushalt abzuleiten berechtigt zu sein 
glauben, sind -eben 'ein Impoll!derabile Ull!d müssen 
in diesem Zusammenhang erwähnt werden. Meine 
Vo-rredner sind auf ganz .andere 'Dhemen einge
gangen. Ich darf mir deshalb auch den Standpunkt 
unserer Partei. ZJU prä,zisieren erlauben. 

{Sehr richtig! ·beim BHE) 

In sozialer Beziehung verlangen wir Brot, Arbeit 
qnd anständige Wohnungen. Alle drei Momente 
sind nur zu v·erwirklichen, wenn wirklich vom 
Herrn Staatsmilllister der Finanzen die entspre
chende Unterstützulfllg gegeben wird. Dieses soziale 
Problem fassen wir . ~usam!llen als ein Problem 
mit' .gleichen Rechten für alle, die iguten Wi!llens 
sind,' für das Wohl 111nseres Landes rr;ützuwirken. 
Und daher hat ·SI.ich auch von Anfang an der BHE 
zur Verantwortung und !Zl1lI' Mitarbeit und recht 
zur negativen Kritik bekannt. 

-~Lebhafter Bei:fial'l 'bei ·BHE und SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ang·esic.."1.ts 1der vor
gerückten Stunde dürfte es sich nicht mehr empfeh
len, daß noch ein Re.dm:er das Wort ergreift. Ich 
schlage vor, die :Beratung·en ITT:erute- ru !Unterbrechen. 
- :Die SitzunJg wird mor.g-en früh um 9 Uhr fort
gesetzt. 

1Die ·Sitzung ist ,geschlossen. 

{Schliuß der Sitzung: 18 Uhr 21 Minuten) 




